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Feuer des Verderbens, Feuer der Hoffnung 
Vereinte Nationen, IAEA und die umstrittene Rolle der Kernenergie in der 
Weltenergieversorgung HAGEN BEINHAUER 

KERNKRAFT, JA BITTE 

Welch denkwürd iger , hierzulande noch kaum registrierter Ge­
gensatz: In den wohls tandsgesä t t ig ten Indus t r i e l ände rn eine 
wachsende Mehrheit, die das Höllenfeuer Kernenergie früher 
oder spä te r gelöscht sehen w i l l , i n der Dr i t ten Welt hingegen 
eine nahezu geschlossene Verehrung der Kernenergie als Feuer 
der Hoffnung. Und dabei befinden sich die En twick lungs l ände r 
i m Einklang mi t den Vereinten Nationen und der zu ihnen ge­
hörenden Internationalen Atomenergie-Organisation ( IAEA) 1 . 
Weder die nukleare Katastrophe von Tschernobyl (Cernobyl' 
nach neuerer Umschriftung) noch das brasilianische Drama mi t 
der Cäs ium-Bombe hat diese positive Haltung ä n d e r n können , 
auch nicht der Entsorgungsskandal um die Hanauer Nuklear­
betriebe und das belgische kerntechnische Zentrum i n Mol , ob-
schon diese Affäre ein bislang wenig beachtetes Risiko der Kern­
energie ins Bewußtse in der Weltöffentl ichkeit rück te : das Risiko 
der ungelös ten Entsorgung der 417 Kernkraftwerke, die in aller 
Welt ihre Arbeit tun. Inzwischen hat der Skandal, und das wiegt 
noch schwerer, die alten Zweifel an der Wirksamkeit des inter­
nationalen Kontrollsystems gegen den mi l i tä r i schen Mißbrauch 
der Kerntechnik erneut bekräf t igt . 

Nach a l l diesen Ereignissen, diesen schmerzlichen neuen Erfah­
rungen, macht es in der Tat staunen, daß die Generalversamm­
lung der Vereinten Nationen i m November 1986 — also nur 
wenige Monate nach dem bisher größten Desaster in der f r ied l i ­
chen Kernkraftnutzung vom 26. A p r i l des gleichen Jahres — der 
I A E A une ingeschränk t ihr Vertrauen aussprach, einer Organisa­
t ion, die immerhin Mitverantwortung ü b e r n o m m e n hat nicht 
nur für die Sicherheit gegen den mi l i tä r i schen Mißbrauch der 
Kerntechnik, sondern auch für die Betriebssicherheit kerntech­
nischer Anlagen. Und staunen macht auch die Tatsache, daß die 
Generalversammlung ausdrück l ich hervorhob, 
»daß die Entwicklungsländer einen besonderen Bedarf an technischer Unter­
stützung durch die Organisation haben, damit sie aus der Anwendung der 
Atomtechnik für friedliche Zwecke sowie aus dem Beitrag der Kernenergie 
für ihre wirtschaftliche Entwicklung wirklichen Nutzen ziehen können«. 2 

Das wurde zu einer Zeit festgestellt, als die internationale K r i ­
t ik , als die Vorwürfe an die Sowjetunion noch nicht verhallt 
waren — Vorwürfe, die immerhin der Tatsache galten, daß die 
Sowjetunion mi t dem Typ von Tschernobyl ein Kernkraftwerk 
baute, dem i m Westen aus G r ü n d e n der Sicherheit die Bauge­
nehmigung versagt worden wäre . Wenn dieser schwer zu steu­
ernde Kernkraftwerkstyp dennoch gebaut wurde, so unter ande­
rem auch deshalb, wei l die Industrie der Sowjetunion beim Bau 
ihres zweiten Kernkraftwerkstyps, des Druckwasser-Reaktors, 
auf Zulieferung hochwertiger Armaturen aus dem Westen ange­
wiesen war, also selbst die industrialisierte Sowjetunion den von 
der Kerntechnik geforderten Reifegrad offenbar noch nicht hat. 
Dennoch betonte die Generalversammlung i m Herbst 1986 die 
Bedürfnisse der En twick lungs l ände r nach Nutzung der Kern­
energie. Sie bekräf t ig te damit noch einmal die der Internationa­
len Atomenergie-Organisation bei ihrer G r ü n d u n g gestellte 
Aufgabe, »in der ganzen Welt den Beitrag der Atomenergie zum 
Frieden, zur Gesundheit und zum Wohlstand zu beschleunigen 
und zu steigern«. Noch ein Jahr zuvor, i m S p ä t s o m m e r 1985 i n 
Genf auf der dri t ten Überprüfungskonferenz des Vertrages übe r 
die Nichtverbreitung von Kernwaffen, führ ten vor allem die 
Schwel len länder bittere Klage darüber , »daß der in dem Vertrag 
vorgesehene nukleare Technologietransfer keineswegs in dem 
beschworenen positiven Geist erfolge«. 3 Sie mahnten also da­
mals die Hilfe zum Aufbau ihrei eigenen Kernenergieprogram­
me an. Und der Wille dazu besteht auch nach der Katastrophe 
von Tschernobyl 4 und dem brasilianischen Drama ungebrochen 

fort. Die Resolution der Vereinten Nationen ist da nur ein Beleg 
unter vielen. Da gi l t es zunächs t einmal festzuhalten, daß kein 
Entwicklungsland wegen der e rnüch t e rnden Erfahrungen mi t 
der Kernenergie i n letzter Zeit seine Mitgliedschaft i n der I A E A 
aufgekündig t hat (eine Mitgliedschaft, die nicht automatisch an 
die Zugehör igkei t zu den Vereinten Nationen gekoppelt ist). Von 
113 Mitg l ieds ländern der Organisation gehören immerhin fast 
zwei Dr i t t e l der Dr i t ten Welt an. Und hinter ihrer Mitgliedschaft 
steht in der Regel mehr als ein bloßes Zuhören und Beobachten 
dessen, was sich auf dem kernenergiepolitischen und kernener­
gietechnischen Feld tut. Denn viele L ä n d e r der Dr i t ten Welt 
nehmen die recht umfangreichen Hilfen der I A E A in Anspruch: 
Ausbildungsstipendien, kerntechnische Ausrüs tungen , Labor­
einrichtungen und nukleares Material i n einem Umfang, der nur 
die Ernsthaftigkeit dieser Staaten unterstreicht, die notwendi­
gen Voraussetzungen zur Nutzung der Kernenergie i m eigenen 
Land zu schaffen. Es sind dies L ä n d e r wie Ägypten, Bangla­
desch, Birma, Chile, Ecuador, Ghana, Indien, Indonesien, Irak, 
Iran, Kolumbien, Korea (Republik), Kuba, Madagaskar, Malay­
sia, Marokko, Mexiko, Nigeria, Pakistan, Peru, Philippinen, Sri 
Lanka, Thailand, Türke i und seit neuestem auch China. Es sind 
Staaten, die vom fortgeschrittenen Schwellenland bis hinunter 
i n die Gruppe der Ärmsten , der bislang am wenigsten entwickel­
ten L ä n d e r reichen: vom armen Bangladesch bis Südkorea . Die 
beiden asiatischen Schwel len länder Südkorea und Taiwan ste­
hen mi t einem Atomstromanteil von mehr als 40vH hinter 
Frankreich, Belgien und Schweden an der Spitze der die Kern­
kraft nutzenden Staaten. Dazwischen liegen L ä n d e r wie Kuba, 
Indien oder Indonesien. 
Kuba nahm erst i m Oktober 1987 ein von der I A E A teilweise 
eingerichtetes Ausbildungszentrum in Betrieb, i n dem die Kern­
techniker für jene acht Kernkraftwerke geschult werden sollen, 
die bis zur Jahrhundertwende auf der Insel — i m Vorhof der 
Vereinigten Staaten — stehen sollen. Zwei von diesen Kern­
kraftwerken, übr igens Druckwasser-Reaktoren sowjetischer 
Bauart, sind bereits begonnen. Indonesien hat vor kurzem seinen 
dri t ten Kernreaktor, eine 30-MW-Universalforschungsanlage, 
i n Betrieb genommen. Indien, das 1986 erst 2,7vH seines Stroms 
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i n Kernkraftwerken erzeugte und wegen der Z ü n d u n g einer 
Atombombe von kerntechnischer Hilfe aus dem Westen abge­
schnitten wurde, hat zur Zeit acht Kernkraftwerke i m Bau. Und 
mi t Macht treibt es die Entwicklung eines Schnellen Brü te r s 
voran. Anders also als in den Industrienationen, wo der Ausstieg 
aus der Kernenergie gepredigt w i rd , proben zahlreiche Entwick­
lungs länder den Einstieg i n die Nutzung der Kernkraft, i n eine 
Technik, die zu beherrschen nicht einmal den Indus t r i e l ändern 
so recht gelingen w i l l , wie es Three-Mile-Island und Tschernobyl 
lehren. 

AUSSTIEG DER REICHEN, EINSTIEG DER A R M E N 

Was nun sind die Gründe für eine so gegensätzl iche und te i lwei­
se widersprüch l iche Haltung der Kernkraft gegenüber? Aus­
stiegssehnsucht in den aufgeklär ten Industriegesellschaften; 
gleichzeitig läßt sich ein vielleicht moderaterer, aber doch noch 
immer ungebrochener Drang vieler En twick lungs länder zur 
Kernenergie konstatieren. Oder die Regierungsbeschlüsse von 
Brasilien bis Italien, den Ausbau der Kernenergie zu verlangsa­
men oder ihn gar abzubrechen, um aber dann in der Generalver­
sammlung der Vereinten Nationen der Arbei t des größten Eife­
rers für die Kernenergie Lob zu zollen — dem Programm der 
IAEA, deren Generaldirektor zuvor e rk lär te , daß es für die 
Menschheit keine Möglichkeit mehr gebe zur Abkehr von der 
Kernenergie und dazu auch keine Notwendigkeit bestehe, da 
»das Desaster von Bhopal mi t den mehr als 2 000 Toten ja auch 
nicht die chemische Industrie gestoppt (habe)«, so wenig wie die 
Challenger-Katastrophe die Weltraumfahrt aufhalten oder gar 
beenden werde. 5 

Ist es vielleicht das besondere Verhäl tn is der Vereinten Nationen 
zur Internationalen Atomenergie-Organisation, das diese u n k r i ­
tische Gefolgschaft erklär t? Immerhin ist die i n Wien ansässige 
Organisation ein K i n d der Vereinten Nationen, das 1957 in eine 
nach Frieden und Wohlstand dü r s t ende Welt geboren wurde, 
und dies in der großen Hoffnung, daß die friedliche Nutzung der 
Kernkraft das endgül t ig beseitigt, was der wirtschaftlichen Ent­
wicklung der Völker in Frieden und Freiheit immer wieder i m 
Weg stand: der Mangel an Energie. Bei a l l den Hymnen, die auf 
die Kernenergie als Glücksbr inger der Menschheit Mi t te der 
fünfziger und noch i n den sechziger Jahren angestimmt wurden, 
mag es heute vielleicht schwerfallen zu bekennen, wie sehr man 
sich damals täuschte , wie sehr man damals der Euphorie ver­
fiel. 
Oder w i r d da auf der Wel tbühne der Vereinten Nationen seitens 
der Staatenvertreter gar ein freundliches Gesicht zu einem b ö ­
sen Geschäft gemacht, um Kernkraftwerke, die i m eigenen Lan­
de nicht mehr e rwünsch t sind, wenigstens noch exportieren zu 
können, um so doch noch eine Rendite zu erhalten auf die vielen 
Mil l iarden, die bislang an Investitionen in die Kernenergie flös­
sen? 
Was ist es wi rk l i ch , das die Kernenergie für viele L ä n d e r der 
Dr i t ten Welt noch immer so begehrenswert macht, wenngleich 
der Traum von der ganz bil l igen Energie längs t ausge t r äumt ist, 
wie das Beispiel Brasiliens lehrt (das unter anderem auch mi t 
seinem ehrgeizigen Kernenergieprogramm einen kaum mehr zu 
bewäl t igenden Schuldenberg aufge türmt hat)? Und brachte 
Tschernobyl nicht auch den En twick lungs lände rn die Erkennt­
nis, daß das Risiko der Nutzung bei ihnen eher noch größer als 
kleiner ist? Oder ist es letztlich nur die Hoffnung der Dri t ten 
Welt, übe r den Pfad der friedlichen Nutzung schnell zu eigenen 
Atomwaffen zu gelangen, zu nuklearen Sprengkörpe rn — nicht 
etwa um damit anzugreifen, sondern um sich gegen seine Wider­
sacher und Feinde unangreifbar zu machen? Immerhin ist auf­
fällig, welche L ä n d e r es sind, die einen besonderen Ehrgeiz beim 
Aufbau einer e igenständigen kerntechnischen Infrastruktur 
entwickelt haben und sich gleichzeitig gegen einen Bei t r i t t zum 
Vertrag übe r die Nichtverbreitung von Kernwaffen sperren. Es 
sind L ä n d e r i n Konf l ik t - , i n Krisengebieten, Länder , die mite in­
ander um die Vorherrschaft i n ihrer Region rivalisieren: Indien 

und Pakistan, I ran und Irak, I rak und Israel, Brasilien und 
Argentinien (zwei Länder , von denen es einst hieß, daß sie m i t 
der Kernkraft die Vorherrschaft i n Lateinamerika entscheiden 
wollten, die aber heute bei der Kerntechnik zur Kooperation 
zusammengefunden haben). 
Oder e rk lä r t vielleicht die tiefe Technikg läubigke i t der Tech­
nokraten, zu denen wohl auch und gerade die Führungse l i t e i n 
den L ä n d e r n der Dr i t ten Welt zu zählen ist, warum i n den Ver­
einten Nationen oder bei der Mehrheit der Schwellen- und Ent ­
wick lungs länder die Fahne der Kernenergie noch nicht einge­
holt wurde? Ist es der inzwischen in den westlichen Indus t r i e l än ­
dern verblassende Glaube, mi t mehr Technik auch mehr Wohl ­
stand zu schaffen, so wie ihn die Führungssch ich t bei ihrer aka­
demischen Ausbildung i n der industrialisierten Welt i n den 
sechziger Jahren noch lernte und mi t nach Hause nahm? Oder ist 
es jenes Gefühl der Minderwertigkeit , das einen jeden Rückkeh­
rer i n die Dri t te Welt befällt , welches die Führungskrä f t e danach 
trachten läßt, diese Minderwertigkeit mi t einer der fortschrit t­
lichsten Techniken, der Kernkraft eben, zu kompensieren? 
Immerhin betreiben heute schon zehn Staaten der Dri t ten Welt 
eigene Kernkraftwerke. Und ihre Zahl w i r d sich bis zum Jahr 
2000 verdoppeln. So jedenfalls sagt es die I A E A voraus, und sie 
w i r d es wissen, da sie die Hilfen hierzu gibt. Eine E r k l ä r u n g für 
diese Entwicklung, die für viele i m Zeichen der schmerzvollen 
Erfahrungen gerade widersinnig erscheint, gab Ende August 
1986 anläßl ich der Berichterstattung über Ursachen und Verlauf 
der Reaktorkatastrophe i n Tschernobyl vor der Internationalen 
Atomenergie-Organisation der damalige Leiter der sowjetischen 
Delegation. S inngemäß führte er damals vor der internationalen 
Presse aus, daß sein Land trotz Tschernobyl das ehrgeizige 
Kernenergieprogramm beibehalten werde, obgleich die Sowjet­
union zu den wenigen glücklichen L ä n d e r n auf diesem Planeten 
gehöre, die die Natur überre ichl ich mit fossilen Brennstoffen 
ausgestattet habe. Die Sowjetunion verfüge übe r die Hälf te der 
Weltkohlereserven, belege Rang eins bei der E r d ö l - und Erdgas­
förderung und sei zudem noch weit von einer Ausschöpfung 
ihrer Wasserkraftreserven entfernt. Wenn dennoch trotz Tscher­
nobyl am geplanten weiteren Ausbau der Kernkraft entschlos­
sen festgehalten werde, dann deshalb, wei l 90vH der Energiere­
serven jenseits des Urals i m asiatischen Teil der Sowjetunion 
lägen und die Kosten für Erschl ießung und Transport zu groß 
seien, um den gewaltigen Energiebedarf i m eu ropä i schen Teil 
der Sowjetunion wirtschaftl ich zu decken, wo 70vH der Bevöl­
kerung des Landes lebten und sich die Industrie konzentrie­
re. 6 

Befinden sich aber nicht ebenfalls viele L ä n d e r der Dr i t t en Welt 
in einer ähnl ichen Situation? Auch i n China liegen die reichen 
Vorkommen an Energierohstoffen weit ab von den Siedlungs­
zentren, für deren Energieversorgung die Chinesen nun ver­
s tä rk t die Kernkraft einsetzen wollen; entsprechende P l ä n e be­
stehen, Verhandlungen über den Transfer von Technologie aus 
dem Westen laufen seit geraumer Zeit. Atomwaffenmacht ist 
China bereits seit 1964. Doch zur E lek t r i z i t ä t se rzeugung hat das 
bevölkerungsre ichste Land der Erde die Kernkraft bislang nicht 
genutzt. Eine Zeitlang schien es so, als w ü r d e gar die chinesische 
kerntechnische Forschung und Entwicklung ein Opfer der K u l ­
turrevolution. Sie aber ü b e r s t a n d die Wirren, da ein Teil der 
damaligen Führungssch ich t sich schützend vor die heimische 
Atomindustrie stellte. Nun soll sie die tragende Säu le der Indu­
strialisierung des Landes sein, da es an Transportwegen und an 
Transportmitteln mangelt, um eine landesweite wirtschaftliche 
Versorgung mi t den billigeren festen Brennstoffen (wie der K o h ­
le) sicherzustellen. Der Aufbau einer entsprechenden Infra­
struktur zur Nutzung der fossilen Energiequellen w ü r d e die 
Energie in den Zentren des Bedarfs unbezahlbar machen, eine 
Energie, die viele En twick lungs länder , anders als die Sowjet­
union und China, nicht einmal i m eigenen Lande haben, sondern 
auch noch auf dem Weltmarkt für teure Devisen kaufen müssen 
(zudem zu Preisen, die ihre finanziellen Mögl ichkei ten vielfach 
übersteigen) . Wie das Anwachsen der Schuldenberge in der 
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Dri t ten Welt zeigt, waren denn auch die En twick lungs l ände r die 
Hauptleidtragenden der Energieverteuerung i n der zweiten 
Hälfte der siebziger Jahre. Wenn heute die Lage auf dem Welt­
energiemarkt wieder entspannter ist, dann auch dank des be­
t räch t l i chen Ausbaus der Kernkraft i n den vergangenen zehn 
Jahren. Immerhin erzeugen heute die Kernkraftwerke weltweit 
Energie i m Gegenwert von 580 M i l l Tonnen Kohle oder von 
300 M i l l Tonnen Öl; das ist etwa die doppelte Menge dessen, was 
derzeit als Überangebo t an Mineralöl auf dem Weltmarkt ist und 
entsprechend auf die Energiepreise d rück t . 
Was aber w i r d werden, wenn die Energie sich auf dem Welt­
markt wieder verknappt? Keiner fürchtet eine solche Entwick­
lung mehr als die Dri t te Welt. Eine Verknappung und ein Wie­
deranstieg der Energiepreise b r ä c h t e ihr eine noch größere A b ­
hängigkei t und w ü r d e die Chance auf eine etwas schnellere w i r t ­
schaftliche Entwicklung endgül t ig zunichte machen. Die Mehr­
heit der En twick lungs l ände r gehör t näml ich zu den Energie-
Habenichtsen. Nicht einmal auf die Kohle k ö n n t e n sie auswei­
chen, da 80vH der Weltreserven auf der nörd l ichen Halbkugel 
der Erde, also i n der industrialisierten Welt, liegen. Und ander­
weitige Möglichkei ten der Bedarfsdeckung, etwa durch Feuer­
holz, engen sich immer weiter ein, wei l es kaum mehr Feuerholz 
gibt und wei l mi t dem weiteren Verbrennen der Wüs tenb i ldung 
Tür und Tor geöffnet w i r d . Wer 1981 an der Konferenz der Ver­
einten Nationen übe r neue und erneuerbare Energiequellen 7 i n 
Nairobi teilnahm, dem w i r d jene Demonstration der Hoffnungs­
losigkeit nicht mehr aus dem Sinn gehen: die Menschen, die mi t 
Bünde ln von Feuerholz auf den Armen am 10. August 1981durch 
Nairobis S t raßen zogen. Sie taten es, um Afrikas wichtigste und 
zugleich gefährdets te Energiequelle ins Blickfeld der Weltöf­
fentlichkeit zu rücken: das Feuerholz, eine sich erneuernde 
Energiequelle, wie w i r i n den Indus t r i e l ände rn meinen, wie die 
es aber besser wissen, die immer längere Wege dafür zu rück le ­
gen müssen. Schon heute fällt dem Feuerholz weit mehr Wald 
zum Opfer, als Wald nachwächs t . Selbst i n den üppigen Tropen­
waldregionen w i r d mi t dem Baumeinschlag bereits der Erosion 
das Feld freigemacht. Steppe und Wüste dringen vor. Eine U m ­
wel tzers tö rung gigantischen Ausmaßes n immt immer schneller 
ihren Lauf. Denn was da zur Deckung des Energiebedarfs heute 
von zweieinhalb Mil l iarden, morgen aber schon von fünf M i l l i ­
arden Menschen mi t Wald, Baum und Strauch geschieht, w i r d 
das Weltkl ima ve rändern . Durch das Feuerholz ist die Funkt ion 
des Waldes schon längs t ins Gegenteil verkehrt. Statt die Atmo­
sphä re vom sauren Kohlenstoff zu reinigen, t r äg t das Feuerholz 
inzwischen kräft ig zur Kohlendioxid-Anreicherung bei, deren 
Risiken für das Weltklima, für die Wel te rnährungs lage von Wis­
senschaftlern inzwischen hoch veranschlagt werden. 

M A N G E L , NICHT Ü B E R F L U S S 

Noch aber ist es weniger die Sorge um die Zers tö rung der U m ­
welt, ist es vielmehr die a l l tägl iche Erfahrung mi t dem Mangel 
an Energie, die die politischen F ü h r e r der Dr i t ten Welt i n selte­
ner Eintracht mi t denen der großen Industrienationen zu dem 
Schluß gelangen läßt, daß die Kernenergie bei der Deckung des 
weiter wachsenden Energiebedarfs der Welt eine immer größere 
Rolle spielen w i r d . So deckt sich Michai l Gorbatschows Feststel­
lung nach der Katastrophe von Tschernobyl, daß die Zukunft der 
Weltwirtschaft ohne Entwicklung der Kernenergie undenkbar 
sei, mi t der E r k l ä r u n g der Regierungs- und Staatschefs der sie­
ben führenden Industrienationen der westlichen Welt auf ihrem 
Gipfel i n Tokyo nur wenige Stunden nach den dramatischen 
Ereignissen i n der Ukraine, aber auch mi t dem Ansatz der K o n ­
ferenz der Vereinten Nationen zur F ö r d e r u n g der internationa­
len Zusammenarbeit bei der friedlichen Nutzung der Kernener­
gie (UNCPICPUNE) 8 vom Früh jah r 1987. I m Vorfeld der Tagung 
war noch einmal die Position der Vereinten Nationen und der 
I A E A so zusammengefaßt worden: 
»Wissenschaft und Technologie haben heute mit ihren modernen Erkenntnis­
sen die Formen des menschlichen Lebens tiefgreifend und unwiederbringlich 
verändert. Indem sie zu Wandel und Innovation anregten und heuen, hoch-

DIE PERSÖNLICHE MEINUNG 

Afghanistan: Nur eine Teillösung 
Nach sechs langen Jahren hat Mitte dieses Monats UN-
Untergeneralsekretär Diego Cordovez aus Ecuador seine zä­
hen Vermittlungsbemühungen zum Erfolg führen können: 
Vertreter der afghanischen und der pakistanischen Regie­
rung haben im Genfer Völkerbundpalast ein Zweiseitiges Ab­
kommen unterzeichnet, als dessen Garantiemächte die So­
wjetunion und die Vereinigten Staaten auftreten. Dem Hohen 
Flüchtlingskommissar der Vereinten Nationen (UNHCR) wird 
im Zweiseitigen Abkommen eine zentrale Rolle bei der frei­
willigen Rückführung der Flüchtlinge zugewiesen; der Gene­
ralsekretär der Weltorganisation wird, so die Durchführungs­
bestimmungen der Vereinbarung, einen Beauftragten mit 
dem Mandat, den Parteien seine Guten Dienste zur Verfü­
gung zu stellen, berufen. Stellvertreter des UN-Beauftragten 
wird ein Offizier sein, dem zwei kleine Inspektionsgruppen 
unterstehen, die die Einhaltung der Regelung sicherstellen 
sollen. Rückt das Ende eines Konflikts, der seit fast einem 
Jahrzehnt vor allem vom Leiden des afghanischen Volkes, 
von der Belastung der Nachbarländer Pakistan und Iran, aber 
auch vom Schmerz nicht weniger sowjetischer Elternpaare 
über den Verlust ihrer Söhne geprägt war, denn jetzt nicht in 
greifbare Nähe? Kann die Konfliktbeilegung und die Vermitt­
lung durch die Vereinten Nationen nicht sogar als Modell für 
die Lösung anderer Regionalkonflikte dienen? 
Bei aller Bewunderung für die entsagungsvollen Bemühun­
gen von Diego Cordovez, bei aller Hochachtung vor der Be­
reitschaft des KPdSU-Generalsekretärs Michail Gorba­
tschow, sich auch dieser Erblast aus der Zeit der innenpoli­
tischen Erstarrung und der außenpolitischen Konfrontation 
zu entledigen — die Antwort auf diese beiden Fragen kann 
nicht so positiv ausfallen, wie es zu wünschen wäre. Bei 
nüchterner Betrachtung zeigt sich, daß (fast auf den Tag zehn 
Jahre nach der >Saur-Revolution<) hier wohl nur eine Teillö­
sung auf den Weg gebracht wurde, daß vorerst eine verstärk­
te >Afghanisierung< der Auseinandersetzung zu erwarten 
steht, aber noch nicht die Wiederherstellung des Landfrie­
dens. Die Mudschaheddin, die seit der völkerrechtswidrigen 
Intervention des Dezember 1979 die Waffen nicht niederge­
legt haben, waren an den Verhandlungen nicht beteiligt; die 
Sowjetunion, vor Ort deren eigentlicher Kontrahent, ist zwar 
ebenfalls nicht Vertragspartei des Abkommens zwischen Ka­
bul und Islamabad, tr i t t aber als dessen Garant auf. Die Rech­
nung wurde hier also ohne einen der Wirte gemacht. Anlaß 
zur Besorgnis gibt vor diesem Hintergrund die Tatsache, daß 
in Genf Verständigung über eine Regierung auf breiter Grund­
lage nicht erzielt wurde, derzeit vielleicht gar nicht erzielt 
werden kann. Es zeigt sich, daß eine von außen aufoktroyier­
te, nicht wirkl ich aus den Bedingungen eines Landes gereifte 
•revolutionäre« Entwicklung nicht nur mißlingen, sondern sehr 
wohl gerade die Bestrebungen zu sozialer Umgestaltung, zur 
Stärkung der Rolle der Frau oder zur Laisierung der Gesell­
schaft nachhaltig zurückwerfen kann. 
Die Sorgen zu artikulieren heißt nicht, daß sie sich allesamt 
bewahrheiten müssen. Die Sowjetregierung jedenfalls wird 
gerade in den nächsten Monaten immer wieder zu überprüfen 
haben, ob sie alles tut, nach Buchstaben und Geist das zu 
gewährleisten, was die Generalversammlung der Vereinten 
Nationen in ihrer mit der Rekordzahl von 123 Stimmen ange­
nommenen Afghanistan-Resolution 42/15 am 10. November 
1987 bekräftigt hat: »das Recht des afghanischen Volkes, sei­
ne Regierungsform selbst zu bestimmen und sein wirtschaft­
liches, politisches und gesellschaftliches System ohne jede 
Intervention, Subversion, Nötigung oder Einschränkung von 
außen selbst zu wählen«. Volker Weyel • 

Vollständige Fassung einer von der »Neuen Zeit< angeforderten 
Stellungnahme vom 18. April, die unter der Überschrift >Nach 
Genf< in Nr. 18/1988 der russischen Ausgabe dieser »Moskauer 
Hefte für Politik« erschien. 
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spezialisierten Industrien zum Durchbruch verhalfen, brachten Wissenschaft 
und Technologie dem nördlichen Teil der Erde noch nie dagewesenen Wohl­
stand und dem vom Glück weniger begünstigten und dichter besiedelten Teil 
der Welt gleichzeitig die Hoffnung, eines Tages ebenfalls mit einem höheren 
Lebensstandard rechnen zu dürfen. Die friedliche Nutzung der Atomwissen­
schaft und -technologie ist für viele die aussichtsreichste Art und Weise, diese 
Erwartungen Wirklichkeit werden zu lassen. . . . Man setzt daher vielerorts 
große Hoffnungen in die Kernkraft als saubere und verläßliche Energiequelle, 
von der angenommen wird, daß sie auch wirksam und in großem Maßstab zur 
Verbesserung der landwirtschaftlichen Produktion und der Nahrungsmittel­
versorgung . . . eingesetzt werden kann.« 9 

Es ist ein Ur te i l , welches eine von der I A E A eingesetzte Exper­
tengruppe teil t , die sich i m vergangenen Jahr mi t dem Bedarf an 
Kernenergie i n den En twick lungs l ände rn befaßte und der M i t ­
glieder unter anderem aus Ägypten, Argentinien, Indien, Jugo­
slawien, Korea (Republik), Mexiko, Spanien und der Tschecho­
slowakei angehör ten . Ihr Fazit: 
»Es ist unzweifelhaft, daß es einen Bedarf an Kernenergie in vielen Entwick­
lungsländern gibt. Erfahrungen zeigen, daß der Kernenergiestrom in vielen 
Ländern mit anderen Energien wettbewerbsfähig ist, und daß die Kernener­
gie trotz der Unfälle von Three-Mile-Island und Tschernobyl eine erprobte 
und sichere Energie ist, verfügbar, um den wachsenden Strombedarf in den 
Industrie- sowie in den Entwicklungsländern bei minimaler Umweltbela­
stung zu decken.« 1 0 

Uns i n den Indus t r i e ländern , die mi t den harten W äh ru n g en 
auch noch die letzte Tonne Erdö l i n der Welt aufkaufen könnten , 
fällt es leicht, ü b e r einen Ersatz für die Kernenergie zu fabulie­
ren und dabei auch auf das Energiesparen zu setzen. Immerhin 
ist die industrialisierte Welt, i n der gerade ein Dr i t t e l der Welt­
bevölkerung lebt, am Weltenergieverbrauch mi t vier Fünf te ln 
beteiligt. F ü r mehr als zwei Dr i t t e l der Wel tbevölkerung, denen 
w i r knappe 20vH der Energie über lassen, ist das jedoch kein 
Thema: Nicht die Verschwendung, sondern die Energie-Unter­
versorgung, der Mangel ist ihr Problem, der Mangel, der auch 
dreißig Jahre nach G r ü n d u n g der Internationalen Atomenergie-
Organisation wie ein u n v e r r ü c k b a r e r Felsbrocken auf dem Weg 
der wirtschaftlichen Entwicklung der Mehrzahl der Völker 
liegt. 
Der momentane Energieüberf luß i n den Indus t r i e l ände rn 
t äusch t gefährl ich übe r die ta t säch l iche Versorgungssituation 
hinweg. E in Vergleich des Energieverbrauchs pro Kopf der Be­
völkerung i n Europa und Asien macht auf drastische Weise 
deutlich, wie unterschiedlich die energiepolitischen Perspekti­
ven zwischen der industrialisierten und der übr igen Welt sind. 
Die Wes teuropäer verbrauchen pro Kopf sechsmal so viel Ener­
gie wie die Asiaten, von denen es aber zehnmal so viele gibt. U m 
den Lebensstandard der Wes teuropäer zu erreichen, müßte rein 
rechnerisch der Energiebedarf Asiens um den Faktor 60 wach­
sen. Das w ä r e eine gewaltige Zunahme des Energieverbrauchs, 
gegen die a l l das verblaßt , was i n den Indus t r i e l ände rn an Ener­
gie noch gespart werden könn te . Das B i l d verschärf t sich noch 
i m Detail . I m Vergleich zum wohl fortgeschrittensten Schwel­
lenland, zu Südkorea mi t seinen mehr als 40 Mil l ionen Einwoh­
nern, be t r äg t der Pro-Kopf-Energieverbrauch der a n n ä h e r n d 
800 Mil l ionen Inder, der 170 Mil l ionen Indonesier oder der 
60 Mil l ionen Philippiner nur ein Fünftel , der Pro-Kopf-Energie­
verbrauch von einer Mil l iarde Chinesen nur ein Dr i t t e l . Z u be­
achten ist bei den hier genannten Lände rn , daß sie mi t Gewalt 
zur Industrialisierung streben. Ihre seit Jahren ü b e r d u r c h ­
schnittlichen Raten des Wirtschaftswachstums bezeugen das 
recht eindrucksvoll. 
Dies aber sind nur Momentaufnahmen. Das übe rdu rchschn i t t l i ­
che Bevölkerungswachs tum i n der Dr i t t en Welt lassen sie unbe­
rücksicht ig t . Doch statt heute fünf Mil l iarden werden i m Jahre 
2010 sieben Mil l ia rden Menschen den Globus bevölkern . Das 
w i r d den Weltenergieverbrauch zusätz l ich erhöhen, schon des­
halb, we i l die Nahrungsmittelproduktion noch einmal gewaltig 
gesteigert werden muß. Schon heute leiden 450 Mil l ionen Men­
schen Hunger. Diese Zahl macht die Größe der Aufgabe deutlich, 
die nur durch ve r s t ä rk te Düngung , durch ve r s t ä rk ten Einsatz 
von Pflanzenschutzmitteln und durch einen gewaltigen Ausbau 
der Bewässerung zu lösen ist, also M a ß n a h m e n erfordert, die 
besonders energieintensiv sind. So w i r d der Weltenergiever­

brauch bei vorsichtiger Rechnung von heute rund zehn M r d auf 
etwa 17 bis 20 M r d Tonnen Steinkohlen-Einheiten im Jahre 
2010 steigen. Und das bedeutet, daß w i r i n den kommenden drei 
Jahrzehnten mehr an Energie verbrauchen werden als die 
Menschheit i n den drei Jahrhunderten zuvor, also seit der Er f in ­
dung der Dampfmaschine. Und zur E i n s c h ä t z u n g der Größen­
ordnung des Betrages, der hier zur Diskussion steht: In den 
nächs ten drei Jahrzehnten werden w i r die Hälf te der heute be­
kannten Vorkommen an fossilen Energien verbrauchen. Aber 
nicht nur die Menge w i r d uns vor Schwierigkeiten stellen, son­
dern auch und gerade die Tatsache, daß der heutige Bedarf noch 
immer zu mehr als 40vH von einer Energie gedeckt w i rd , deren 
Vorkommen die kürzes te Reichweite haben: vom Öl näml ich . 
Und hier bestimmen die USA, die allein mi t einem Viertel am 
Weltenergieverbrauch beteiligt sind, das Geschehen. Obschon 
sie übe r be t räch t l i che Energ ievor rä te i m eigenen Land verfügen, 
kaufen die Vereinigten Staaten ein Fünf te l des Öls, das i m freien 
Handel ist. Ihr Ölbedarf also dikt ier t den Ölpreis. Das Nachse­
hen hat allemal die Dri t te Welt. Sie bleibt i n ihrer Energiever­
sorgung abhäng ig von dem, was in der Ersten Welt geschieht. 
Und das ist nicht gerade viel, wie die Abhängigke i t der I ndu ­
s t r ie länder vom Öl lehrt. Sie w i r d wieder größer statt kleiner. 

A L T E R N A T I V E N E R G I E N K E I N E ALTERNATIVE 

Vor diesem Hintergrund ist es vers tändl ich, wenn die Dr i t t e Welt 
an der Kernkraft festhält , sogar danach strebt, die Kernkraf t als 
eigene Energiequelle ins Land zu holen, immer noch, wenngleich 
der Traum von der bil l igen Kernenergie längs t verflogen ist. 
Doch sie ist verfügbar, was für die Techniken zur Nutzung 
erneuerbarer Energiequellen noch nicht zutrifft . Die schlechten 
Erfahrungen, die mi t den ersten Versuchen gemacht wurden, 
lassen viele En twick lungs länder die alternativen Energietechni­
ken vorsichtig bewerten, vorsichtiger als mancher i n den Indu­
s t r i e ländern es tut . So scheiterten in Indonesien Japaner wie 
Amerikaner mi t ihrer Photovoltaik, also mi t der direkten U m ­
wandlung des Sonnenlichtes übe r Photozellen aus Si l iz ium i n 
elektrischen Strom. So machte Brasilien die bittere Erfahrung, 
daß mi t dem schnell wachsenden Zuckerrohr als Quelle des Öler-
satzes Äthano l aus einst fruchtbarem Boden Steppe und Wü­
stenland wurde. Und nicht ohne Auswirkungen blieben die dürf­
tigen Ergebnisse des Versuchs Israels, einen nennenswerten Teil 
seines Energiebedarfs mi t Solartechnik zu decken; herausge­
kommen sind nur ein paar Prozente. Und selbst i n Burkina Faso, 
einem Land, das unter der Sonnenglut der afrikanischen Wüste 
leidet, ist der Strom aus Sonnenlicht teurer als der aus i r an i ­
schem Öl, das rund um den afrikanischen Kontinent transpor­
tiert und dann m ü h s a m ins Landesinnere geschafft werden muß. 
So kommt die von der I A E A eingesetzte Expertengruppe zur 
Prüfung der Energieversorgungslage der Dr i t ten Welt bei der 
Bewertung erneuerbarer Energiequellen auch zu einem Ergeb­
nis, das i n der Ersten Welt eher für Ü b e r r a s c h u n g sorgt als i n der 
Dri t ten: 
»Im Gegensatz zur ausgewiesenen Kernkraft erlauben die gegenwärtigen 
technischen und wirtschaftlichen Ungewißheiten bei der Sonnen- und Wind­
energie sowie bei den Biomassen kein Vertrauen darauf, daß sie in absehbarer 
Zeit größere Beiträge zur Stromerzeugung liefern können. Eine Rolle werden 
sie nur bei der Stromversorgung von Dörfern und von weit entfernt liegenden 
Gebieten spielen, die auch auf längere Sicht nicht an ein Stromversorgungs­
netz angeschlossen werden können. Nur die Kernkraft mit der größtmögli­
chen Zuverlässigkeit und Sicherheit sowie die Kohle bei einem angemessenen 
Umweltschutz können in der Stromerzeugung das Öl zur allgemeinen sozia­
len und wirtschaftlichen Entwicklung der Länder der Dritten Welt erset­
zen.« 1 1 

Es gibt aber noch einen anderen Grund für das nicht gerade 
ausgepräg te Interesse der En twick lungs l ände r an den alternati­
ven Energien. Es ist der sich verschär fende Trend zur Vers täd­
terung in der Dr i t ten Welt, der Strukturen des Energiebedarfs 
entstehen läßt, die denen i n den Indus t r i e l ände rn recht nahe­
kommen. So w i r d vor allem auch i n der Dr i t t en Welt der Bedarf 
an elektrischer Energie übe rdu rchschn i t t l i ch wachsen, der Be­
darf an einer Energieform, die bisher jedenfalls i n vielen Ent-
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Wicklungsländern noch Luxus ist. So liegt der Stromverbrauch 
pro Kopf der Bevölkerung in Ägypten und Algerien i m Vergleich 
zur Bundesrepublik Deutschland nur bei einem Fünfzehntel , i n 
Indien gar nur bei einem Dreißigstel und i n Indonesien bei einem 
kaum mehr vorstellbaren Einhundertvierzigstel. Da offenbart 
sich ein gewaltiger Rücks tand , und es scheint unter den gegebe­
nen Bedingungen, den wirtschaftlichen wie den ökologischen, 
nahezu unmöglich, i hn allein auf der Grundlage fossiler Brenn­
stoffe verringern zu wollen, denn nur etwas mehr als ein Dr i t t e l 
der eingesetzten Energierohstoffe läßt sich in Strom umsetzen. 
Zwei Dr i t t e l also werden verschwendet und belasten mi t Stick­
oxiden, Schwefeldioxid und saurem Kohlenstoff zusätz l ich die 
Umwelt . 
Wer w i l l es den En twick lungs l ände rn bei dieser Bilanz nehmen, 
bessere Entwick lungsmögl ichke i ten für die Kernenergie zu for­
dern, zumal sie sich hier mi t der Weltenergiekonferenz und der 
I A E A treffen? Einige En twick lungs länder , die i n den vergange­
nen zwei Jahrzehnten hinreichendes kerntechnisches Know-
how haben erwerben k ö n n e n — wie Argentinien oder Indien, 
aber auch Brasilien — wi t te rn nun sogar eine Chance, in Z u ­
kunft selbst Kerntechnik i n die Dri t te Welt zu exportieren, dem 
eher darniederliegenden S ü d - S ü d - H a n d e l einen Impuls ganz 
besonderer A r t zu geben. Sie stehen jedenfalls zum Sprung be­
reit, um zu besetzen, was die Indus t r i e l änder mehr und mehr 
geneigt sind unter dem Druck der öffentlichen Meinung aufzu­
geben: den Bau von Kernkraftwerken und kerntechnischen A n ­
lagen. Argentinien hat bereits vier Versuchsreaktoren an Ent­
wick lungs länder geliefert, an Algerien und Peru beispielsweise. 
Und Indiens Kerntechniker t r ä u m e n bereits davon, der Bundes­
republik Deutschland i n dreißig Jahren beim Wiedereinstieg i n 
die Kerntechnik Hilfe zu leisten. Keine Frage: Se lbs tbewußt 
sind jene En twick lungs länder geworden, die bereits mi t der 
Kerntechnik umgehen. Es sind zehn Länder , deren Kernkraf t ­
werke 3vH zur Weltstromerzeugung beitragen. Und nicht ohne 
Stolz verweisen sie darauf, daß von den schweren Unfäl len nicht 
ihre Anlagen betroffen waren, sondern Anlagen i n der Ersten 
Welt. Es gibt aber auch noch andere Gründe , die sie einen eige­
nen, unabhäng igen kerntechnischen Weg ve r s t ä rk t suchen las­
sen. Es ist dies der 1975 als Reaktion auf die Z ü n d u n g der i n d i ­
schen Atombombe gegründe te >London Suppliers' Club<, dessen 
Mitglieder — mehrere Indus t r i e l änder der westlichen Welt 
sowie die Sowjetunion und Iran — damals untereinander re­
striktivere Regeln für den Export kerntechnischer Anlagen ver­
einbarten, um einem mil i tä r i schen Mißbrauch einen weiteren 
Riegel vorzuschieben. Diese M a ß n a h m e n i n E r g ä n z u n g zum 
auch als >Atomwaffensperrvertrag< bekannten Nichtverbrei­
tungsvertrag st ießen auf herbe K r i t i k i n der Dr i t ten Welt. Sie 
sieht in der Londoner Vereinbarung ein Dik ta t der Indus t r i e l än ­
der, das sich gegen ihre wirtschaftliche und soziale Entwicklung 
richtet. 

Übera l l i n ihren Stellungnahmen w i r d sie erkennbar, die große 
Hoffnung, die die En twick lungs l ände r bei der Lösung ihrer 
d rängends ten Probleme an die Fortentwicklung der Kernkraft 
geknüpft haben. F ü r sie ist sie nach wie vor ein Feuer der Hoff­
nung. 
Doch ist die sich abzeichnende Entwicklung wünschenswer t? 
Immerhin gehören zu den tonangebenden L ä n d e r n der Dr i t ten 
Welt Indien, Brasilien und Argentinien (das inzwischen mi t dem 
Bau einer Urananreicherungsanlage i n eigener Regie den gesam­
ten Brennstoffkreislauf beherrscht), L ä n d e r also, die dem Nicht ­
verbreitungsvertrag nicht beigetreten sind. 

SICHERHEIT OHNE ZUVERLÄSSIGKEIT 

Und wie steht es mi t der Lehre, die uns Three-Mile-Island und 
Tschernobyl erteilt haben, die Lehre, daß die Sicherheit der 
Kerntechnik i n einem hohen Maße auch und gerade von der 
Zuverläss igkei t des Menschen abhäng t? Ist es da verantwortbar, 
daß die Kernenergie i n L ä n d e r n ve r s t ä rk t ausgebaut w i r d , die 
noch wenig Erfahrung i m Umgang mi t komplexen groß techni -

Seit Jahren wird er in einem Atemzug mit Afghanistan genannt: Diego Cordovez (hier 
bei einer Pressekonferenz am Sitz der Vereinten Nationen im Januar). — Am 3. No­
vember 1935 in Quito geboren, studierte der Ecuadorianer Cordovez Rechts- und 
Politikwissenschaft und kam schon mit 23 Jahren an die Vertretung seines Landes in 
Chile. Seit 1963 ist er für die Weltorganisation tätig und wirkte unter anderem an der 
Vorbereitung der ersten Handels- und Entwicklungskonferenz der Vereinten Natio­
nen (UNCTAD I) mit. Zwischen 1973 und 1978 war Cordovez Sekretär des Wirt­
schafts- und Sozialrats. Später wurde er mit verschiedenen Sondermissionen betraut; 
so war er Sonderbeauftragter des Generalsekretärs für den Festlandsockelstreit zwi­
schen Malta und Libyen und begleitete Olof Palme nach Irak und Iran. 1981 wurde er 
durch Generalsekretär Kurt Waldheim als Nachfolger von Javier Perez de Cuellar zum 
Untergeneralsekretär für besondere politische Fragen berufen. Generalsekretär Javier 
Perez de Cuellar ernannte ihn zu seinem persönlichen Beauftragten in Sachen Afgha­
nistan. 

sehen Systemen haben, deren Bevölkerung, wie das brasi l iani­
sche Drama mi t der Cäs ium-Bombe aufgezeigt hat, noch kaum 
eine Vorstellung von den Gefahren hat, die von der Kerntechnik 
ausgehen können? 
Und was sagt die Lektion, die der Skandal um Transnuklear uns 
gab? Bei den aufgedeckten Kernbrennstoff-Schiebereien und 
dem Etikettenschwindel wurden zwar keine internationalen 
Ver t räge verletzt, dennoch bes tä t igen a l l diese Vorgänge einmal 
mehr, was seit langem schon vermutet w i r d — dies näml ich , daß 
die internationalen Sicherheitskontrollen keine ver läßl iche Ge­
w ä h r gegen die Abzweigung von Spaltmaterial für mi l i tä r i sche 
Zwecke bieten. M i t einer solchen Beg ründung hatte Israel sei­
nerzeit die Zers tö rung eines irakischen Forschungsreaktors ge­
rechtfert igt 1 2 , und es wußte , warum den internationalen Sicher­
heitskontrollen nicht zu trauen ist. Denn es hat selbst interna­
tionale Vereinbarungen unterlaufen, um sechste Atommacht zu 
werden. Obwohl Mitgl ied der Organisation, hat sich Israel den 
IAEA-Kont ro l len dadurch entzogen, daß es dem Nichtverbrei­
tungsvertrag nie beitrat. Und von wenig Wirkung scheinen auch 
die bilateralen Zusatzabkommen zu sein, die einige L ä n d e r mi t 
den Empfänge rn ihrer Kerntechnik oder ihres nuklearen Brenn­
stoffes abgeschlossen haben. Denn die Vorgänge um Trans­
nuklear und Mol lehren, daß ein einfacher Etikettentausch ge­
nügt , um sich Verpflichtungen gegenüber Dr i t ten doch zu ent­
ziehen. So hat Australien angekündig t , daß es seine Ver t räge 
überprüf t , die es mi t den Empfänge rn seines Urans u n a b h ä n g i g 
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von der unter den Nichtverbreitungsvertrag gesetzten Unter­
schrift schließt. 
1990 findet die vierte Überprüfungskonferenz dieses »Atomwaf­
fensperrvertrages« statt, der vorläufig bis 1995 befristet ist. Bis 
dahin w i r d sich der Kreis der Länder , die Kernkraftwerke be­
treiben, noch vergrößern. Wie groß er 1995 sein w i r d , das ist i m 
wesentlichen abhäng ig davon, wie sich die finanzielle Situation 
der En twick lungs l ände r bessern w i r d . Zur Zeit jedenfalls ist der 
Geldmangel die entscheidende Bremse des Ausbaus der Kern­
kraft. 
Es gibt also viele G r ü n d e dafür, daß sich die Staatengemein­
schaft, daß sich ihr Forum, die UNO, der künf t igen Rolle der 
Kernenergie kr i t isch annimmt. Es geht nicht an, daß die I A E A 
einerseits ihre Anstrengungen vers tä rk t , um den Beitrag der 
Atomenergie zu beschleunigen und zu steigern, andererseits 
aber mi t dem Hinweis auf ihre begrenzten Mögl ichkei ten der 
Ü b e r w a c h u n g und Kontrolle lapidar erklär t , daß sie keine inter­
nationale Nuklearpolizei sei. Dieser Einstellung w i r d man ent­
gegenhalten müssen, daß Sorglosigkeit gegenüber den Möglich­
keiten des mi l i tä r i schen Mißbrauchs nicht weniger sträfl ich ist 
als die Sorglosigkeit, mi t der heute die Menschen i n den Indu­
s t r ie ländern sich innerlich von der Kernkraft verabschieden und 
damit — auf mittlere Sicht gesehen — den Druck auf viele L ä n ­
der der Dr i t ten Welt vers tä rken , eine Energiequelle zu nutzen, 
deren hohen Anforderungen sie noch nicht entsprechen können . 
Der Pfad, der hier beschritten w i r d , führt direkt zu einem e rhöh­
ten nuklearen Risiko, das durch die ve r s t ä rk t en Anstrengungen 
der IAEA, die Sicherheitsstandards zu verbessern und interna­
tional zu vereinheitlichen, kaum gemindert w i r d . 
Es gi l t auch und gerade auf dem Hintergrund der bislang noch 
ungelös ten Entsorgung eine Erkenntnis i n Erinnerung zu rufen, 
die die internationale Konferenz zur Bewertung des Brennstoff­
kreislaufes unter M i t w i r k u n g der En twick lungs l ände r 1980 i n 
ihr Schlußprotokol l setzte. Sie lautet: 
»Das Proliferationsrisiko kann durch den Betrieb von Wiederaufbereitungs­

anlagen auf multinationaler Basis, durch die Schaffung von regionalen 
Brennstoff-Zentren unter Verwaltung der Internationalen Atomenergie-Or­
ganisation oder durch die Errichtung einer Internationalen Kernenergie-
Behörde vermindert werden.« 1 3 

Zur Wiederaufnahme dieses Gedankens gibt es wahrl ich reich­
l ich Anlaß. Schließlich geht es nicht nur darum, den Betrieb von 
Kernkraftwerken sicherer zu machen, sondern auch den Brenn­
stoffkreislauf besser als bisher vor Mißbrauch zu sichern. 

Anmerkungen 

1 Die im Gefolge einer Initiative des US-Präsidenten Dwight D. Eisenhower aus dem 
Jahre 1953 gegründete IAEA (International Atomic Energy Agency) ist eine auto­
nome Organisation innerhalb des Verbandes der Vereinten Nationen, keine Son­
derorganisation. Die IAEA hat direkten Zugang zur Generalversammlung und 
auch zum Sicherheitsrat; damit »kommt der Status der IAEA dem eines Hilfsor­
gans der Vereinten Nationen nahe« (Rudolf Rometsch, Stichwortbeitrag >IAEA< in: 
Wolfrum/Prill/Brückner (Hrsg.), Handbuch Vereinte Nationen, München 1977, 
S.171). 

2 Resolution 41/36 der Generalversammlung v.2.11.1986; Text: VN 1/1987 S.33f. -
Auch in der jüngsten einschlägigen Entschließung, der Resolution 42/6 
v.20.10.1987, findet sich der gleichlautende Hinweis auf den »besonderen Bedarf« 
der Entwicklungsländer. 

3 VN 2/1986 S.77. - Siehe auch Norbert J. Prill, Die Nichtverbreitungspolitik - ein 
Fehlschlag? Der Atomwaffensperrvertrag« vor der zweiten Überprüfungskonfe­
renz, VN 1/1980 S.3ff., sowie VN 5/1980 S.179f. Text des Vertrages: VN 4/1968 
S.128H. 

4 Auf Tschernobyl hatte die IAEA mit der Ausarbeitung der »Konvention über die 
frühzeitige Information bei kern technischen Unfällen« sowie der »Konvention über 
Hilfeleistung bei kerntechnischen Unfällen oder radiologischen Notfällen* rea­
giert; sie wurden auf der ersten Sondertagung ihrer Generalkonferenz im Septem­
ber 1986 verabschiedet. Die rasche Reaktion täuscht freilich nicht darüber hinweg, 
daß hier lediglich die Mechanismen der Schadensbegrenzung verbessert werden 
sollen. 

5 Hans Blix, The post-Chernobyl outlook for nuclear power, in: IAEA-Bulletin, 
Vol.28 No.3 (Herbst 1986), S.9ff. 

6 Vgl. A. Petrosyants, The Soviet Union and the development of nuclear power, in: 
IAEA-Bulletin (Anm.5), S.5ff. 

7 Vgl. VN 5/1981 S.169f. 
8 Die Konferenz konnte allerdings keine Einigung über allgemein akzeptierte 

Grundsätze für die internationale Zusammenarbeit bei der friedlichen Nutzung 
der Kernenergie erzielen. Vgl. VN 4/1987 S.138f. 

9 UN-Pressemitteilung (Wien) UNIS/FACTS/101 v.3.11.1986. 
10 Promotion and Financing of Nuclear Power Programmes in Developing Countries. 

Report to the IAEA by a Senior Expert Group, Wien 1987. 
11 Siehe Anm.lO. 
12 Vgl. VN 5/1981 S.167f. 
13 Zitiert nach: Hans Michaelis, Handbuch der Kernenergie, Bd.2, Düsseldorf 1986, 
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Zwist in und um Kambodscha 
Bedingungen und Aussichten einer Lösung unter Mitwirkung der Vereinten Nationen 

Seit der vietnamesischen Invasion in Kambodscha 1 Ende 19782 

verurteilt eine jähr l ich wachsende Mehrheit von UN-Mi tg l i ed ­
staaten in der Generalversammlung i n einer Resolution zur 
»Lage in Kambodscha« den Einmarsch und die andauernde Be­
setzung des Landes durch aus ländische St re i tkräf te ; sie verlangt 
al l jährl ich den Abzug der Besatzer i m Rahmen einer »umfassen­
den politischen Lösung« des Problems. 1987 stimmten 117 von 
159 Mitgliedstaaten für eine entsprechende Entsch l i eßung 3 . 
Doch wie zuvor verurteilte Vietnam die Kambodscha-Resolu­
t ion unter anderem als »ungerecht« 4 , »falsch und einseitig« und 
bekräf t ig te seinen langjähr igen Standpunkt, »daß das Kambo­
dscha-Problem außerha lb des Rahmens der Vereinten Nationen 
gelöst werden w i rd« 5 . 

1. Bedingungen für eine Lösung 

U m die grundlegenden Bedingungen für eine dauerhafte Lösung 
des Kambodscha-Konflikts bestimmen zu können, erscheint zu­
nächs t eine Analyse der folgenden fünf Kernfragen notwen­
dig: 
1. der historischen Erfahrungen i m Zusammenhang mi t diesem 

Konf l ik t , 
2. des Charakters des Konfl ikts , 
3. des besonderen Problems nationaler Aussöhnung und natio­

naler Selbstbestimmung in Kambodscha, 
4. des mi l i tä r i schen Kräf teverhäl tn isses auf dem kambodscha-
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nischen Schlachtfeld und der Situation i n Kambodscha so­
wie 

5. der Interessen der verschiedenen Konfliktparteien. 

1.1. Historische Erfahrungen 
Die Wurzeln des Konfl ikts i n und um Kambodscha reichen zu­
rück bis i n das 17. Jahrhundert, als Thailand (damals Siam) und 
Vietnam begannen, um die Oberherrschaft übe r Kambodscha zu 
konkurrieren. I m Zusammenhang mi t der Suche nach einer dau­
erhaften Lösung des Konfl ikts sind drei grundlegende his tor i ­
sche Erfahrungen zu berücks icht igen: 
• Jedesmal, wenn Vietnam Kambodscha teilweise oder vo l l s tän­
dig eroberte, geriet es in einen schwerwiegenden Konf l ik t mi t 
Thailand um die Kontrolle übe r Kambodscha. Gleiches galt 
umgekehrt für tha i länd ische Eroberungsfe ldzüge ins Land der 
Khmer. 
• E in Konf l ik t i n und um Kambodscha brach immer dann aus, 
wenn sich die kambodschanische Eli te spaltete und wenn sich 
die bekämpfenden Khmer-Gruppierungen jeweils der aus l änd i ­
schen Hilfe Vietnams auf der einen Seite und Thailands auf der 
anderen bedienten, um ihre in t r ae l i t ä ren Konfl ik te auszutra­
gen. 
• E in Konf l ik t i n und um Kambodscha ereignete sich immer 
dann, wenn die kambodschanische F ü h r u n g eine einseitige A u ­
ßenpoli t ik, also keine Pol i t ik der Äqu id i s t anz gegenüber Viet-
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nam und Thailand, betrieb und sich mi t dem einen der beiden 
großen Nachbarstaaten gegen den anderen verbünde te . 
Aus diesen drei historischen Erfahrungen können drei Sch luß­
folgerungen bezüglich der Bedingungen für eine dauerhafte L ö ­
sung des Konfl ikts gezogen werden: 
> Die Besetzung des Landes durch vietnamesische Truppen muß 
beendet werden, um den v ie tnames isch- tha i ländischen Konf l ik t 
um Kambodscha zu beenden. Danach ist sicherzustellen, daß i m 
Lande keine aus ländischen Truppen stationiert werden (gegebe­
nenfalls mi t Ausnahme einer internationalen Friedenstruppe). 
> Eine nationale Aussöhnung zwischen allen maßgebl ichen 
Gruppen der kambodschanischen politischen Elite ist notwen­
dig, um den Konf l ik t i m Lande zu beenden und um von kambo­
dschanischer Seite die Möglichkei t einer Einmischung verschie­
dener äußerer Konfliktparteien i n die inneren Angelegenheiten 
Kambodschas auszuschl ießen. 
> Eine Neutralisierung Kambodschas, zumindest aber eine Pol i ­
t i k strikter Äquid i s tanz gegenüber Thailand und Vietnam, er­
scheint notwendig, um zumindest die Minimalinteressen dieser 
beiden Staaten gegenüber Kambodscha zu befriedigen und eine 
neuerliche Intervention von Thailand und/oder Vietnam i n 
Kambodscha zu verhindern. 

1.2. Charakter des Konflikts 

I m Gegensatz zu den Positionen der Kontrahenten des Kambo­
dscha-Konflikts weist diese Auseinandersetzung offensichtlich 
einen Doppelcharakter auf: 
• Der gegenwär t ige Konf l ik t ist zweifelsohne ein nationaler 
Befreiungskampf von Kambodschanern gegen die vietnamesi­
sche Oberherrschaft, wie dies von der Koalitionsregierung des 
»Demokratischen Kampuchea< (DK) immer behauptet und von 
der Gegenseite — Vietnam, »Volksrepublik Kampuchea< (VRK) 
und Sowjetunion — energisch bestritten w i r d . 
• Gleichzeitig ist dieser Konf l ik t aber auch ein Bürgerkr ieg z w i ­
schen vier verschiedenen kambodschanischen politischen Par­
teien und ihren Anhänge rn : 
— Die orthodox marxistisch-leninistische »Revolutionäre Volkspartei 

von Kampuchea* (RVPK) unter der Führung von Heng Samrin (Par­
teivorsitzender) und Hun Sen. Ihre Mitglieder wurden zu Jahresbe­
ginn 1979 von vietnamesischen Truppen an die Macht gebracht und 
riefen am 8. Januar 1979 die »Volksrepublik Kampuchea* aus, mit 
Heng Samrin als Staatspräsident und Hun Sen als Premierminister 
(seit 1985). Die VRK-Regierung wird von Vietnam und nahezu allen 
Ostblockstaaten (mit Ausnahme von Rumänien, Jugoslawien und 
Nordkorea) sowie von Indien als die einzig legitime Regierung 
Kambodschas anerkannt und nachhaltig unterstützt. 

— Die ursprünglich maoistischen Roten Khmer, deren nomineller 
Führer Khieu Samphan ist und die sich im Juli 1985 offiziell zur 
parlamentarischen Demokratie und zum kapitalistischen Wirt­
schaftssystem bekannten, stehen de facto nach wie vor unter der 
Führung von Pol Pot und seinen Anhängern. 

— Die Anhänger von Prinz Norodom Sihanouk, der für ein unabhän­
giges und neutrales Kambodscha mit parlamentarischer Demokra­
tie und kapitalistischem Wirtschaftssystem eintritt. 

— Die untereinander völlig zerstrittenen Republikaner, die unter der 
nominellen Führung von Son Sann stehen und sich seit Jahren 
mehr der Korruption und dem internen Gezänk widmen als dem 
Kampf gegen die vietnamesische Besatzungsmacht. 

Seit Juni 1982 bilden die Roten Khmer, die Sihanoukisten und die 
Republikaner die Koalitionsregierung des »Demokratischen Kampu­
chea*, die von der großen Mehrheit der Mitgliedstaaten der Vereinten 
Nationen nach wie vor als die legitime Regierung Kambodschas aner­
kannt wird . 6 »Staatspräsident* dieser Widerstandskoalition gegen das 
vietnamesische Besatzungsregime ist der national und international 
populäre Prinz Sihanouk. 
In diesem Punkt kann die Schlußfolgerung offenbar nur lauten, 
daß der Kambodscha-Konflikt sowohl national, also zwischen 
den verschiedenen Khmer-Parteien, als auch bilateral, also z w i ­
schen Kambodscha und Vietnam, gelöst v/erden muß. »Nationale 
Aussöhnung* und »Verhandlungen zwischen einer neuen kambo­
dschanischen Koalitionsregierung der nationalen Aussöhnung 
und Vietnam* lauten hier die Lösungsformeln. 

1.3. Nationale Aussöhnung und Selbstbestimmung 

Eingedenk der Verbrechen des Pol-Pot-Regimes m u ß jeder A n ­
satz für eine Lösung des Kambodscha-Konflikts sowohl i m I n ­

teresse des kambodschanischen Volkes als auch i m Interesse der 
Wahrung der Menschenrechte wirkungsvolle Garantien vorse­
hen, die verhindern, daß die Roten Khmer wieder mi t mi l i t ä r i ­
scher Gewalt die Macht in Kambodscha ergreifen. Hierzu not­
wendig erscheinen die Stationierung einer starken internationa­
len Friedenstruppe i m Lande und die Integration der Soldaten 
der Roten Khmer in eine allumfassende kambodschanische Na­
tionalarmee, der auch die Soldaten der anderen Parteien ange­
hören w ü r d e n (die von Prinz Sihanouk geforderte allgemeine 
Entwaffnung aller Kambodschaner erscheint hingegen nicht 
praktikabel). Damit w ü r d e n gleichzeitig Garantien geschaffen, 
daß auch jede der anderen Khmer-Gruppierungen nicht mi t 
mi l i tä r i scher Gewalt die alleinige Macht ergreifen könn te . 
Es w ä r e hingegen eine Pervertierung des Rechts auf nationale 
Selbstbestimmung, wenn dessen Durchsetzung in Kambodscha 
dazu führte , daß die Roten Khmer wieder mi t mi l i tä r i scher Ge­
wal t die alleinige Macht ergriffen. Gleichzeitig mi t der Schaf­
fung von wirkungsvollen Garantien gegen eine erneute Macht­
ergreifung der Roten Khmer ist aber auch die Einbindung der 
Roten Khmer (mit Ausnahme von Pol Pot und seinen unmit te l ­
baren Gefolgsleuten) in den Prozeß der nationalen Aussöhnung 
notwendig, um den Konf l ik t i m Lande zu beenden und um China 
und Thailand zu einer Garantie für eine Kompromiß lösung 
— darunter auch für die oben skizzierten Verbürgungen — zu 
gewinnen. 

1.4. Militärisches Kräfteverhältnis 

Auch mehr als neun Jahre nach der Besetzung Kambodschas ist 
es der vietnamesischen Besatzungsmacht nicht gelungen, den 
kambodschanischen Widerstand zu zerschlagen. I m Gegenteil: 
die Sicherheitssituation vor Ort scheint heute schlechter als die 
der Jahre 1980 — 82. Andererseits ist der Widerstand eindeutig 

Ziehen die fremden Truppen bald auch aus Kambodscha ab? 
Ein Jahr vor der sowjetischen Besetzung Afghanistans waren 
vietnamesische Truppen in dem südostasiatischen Land ein­
marschiert, hatten es von der menschenrechtsverachtenden 
Terrorherrschaft der Roten Khmer befreit, zugleich aber ein 
weithin als Marionettenregierung angesehenes Regime an die 
Macht gebracht. Der Autor unseres Beitrags konstatiert fol­
gende sechs grundlegenden Bedingungen für eine dauerhafte 
Lösung des Konflikts in und um Kambodscha: 
• Der Kambodscha-Konflikt muß politisch gelöst werden. 
• Der Konflikt muß national zwischen allen Khmer-Parteien 

durch einen Prozeß der nationalen Aussöhnung aller vier 
politischen Gruppen der kambodschanischen Elite gelöst 
werden. (Die einzige echte Alternative hierzu, die unter be­
stimmten Bedingungen auch die Unterstützung der Mehr­
heit der Staatengemeinschaft finden könnte, wäre die Bil­
dung einer provisorischen Zwei-Parteien-Koalition zwi­
schen den Anhängern des Prinzen Sihanouk und der RVPK 
von Hun Sen außerhalb des politischen Rahmens der >Volks-
republik Kampuchea'. Darüber hinaus müßte die Bildung 
dieser provisorischen Regierung einhergehen mit der Eta­
blierung eines Mehrparteiensystems, das es den Roten 
Khmer und den Republikanern ermöglichen würde, an künf­
tigen freien Wahlen zu einem neuen Parlament teilzuneh­
men, wenn sie ihren bewaffneten Kampf aufgäben und ihre 
militärischen Verbände in einer kambodschanischen Natio­
nalarmee aufgehen ließen.) 

• Der Konflikt muß bilateral zwischen einer kambodschani­
schen Koalitionsregierung der nationalen Aussöhnung auf 
der einen Seite und Vietnam auf der anderen Seite beigelegt 
werden. 

• Die national und bilateral gefundene Lösung des Konflikts 
muß auf einer internationalen Kambodscha-Konferenz 
garantiert werden. 

• Vietnam muß seine Truppen vollständig aus Kambodscha 
zurückziehen, und Kambodscha muß künftig eine Politik 
strikter Neutralität befolgen. 

• Gleichzeitig mit dem Prozeß der nationalen Aussöhnung 
und der nationalen Selbstbestimmung des kambodschani­
schen Volkes müssen wirkungsvolle Maßnahmen ergriffen 
werden, die verhindern, daß eine der Khmer-Parteien mit 
Hilfe von militärischer Gewalt die alleinige Macht er­
greift. 
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nicht in der Lage, die vietnamesische Besatzungsmacht mi l i t ä ­
risch zu besiegen. 
Gegenwär t ig kämpfen schätzungsweise 30 000 Rote Khmer und 
10 000 Soldaten der Sihanoukisten i n Kambodscha gegen die 
vietnamesische Besatzungsmacht und die von dieser ges tütz te 
VRK. Die Widerstandsgruppen, deren mil i tär ische Aus rüs tung 
fast ausschließl ich aus der Volksrepublik China stammt, werden 
von Thailand aus mi t Nachschub versorgt. I n Thailand liegen 
auch die Trainingscamps und Ruhelager der Widerstandsgrup­
pen, so daß Thailand und China einen entscheidenden Ante i l am 
Über leben des kambodschanischen Widerstands haben. 
Da auf der anderen Seite die Truppen der VRK-Armee nicht 
mehr als 30 000 ausmachen und ernste Probleme mi t der Diszi­
p l in haben, s tünde das Regime der VRK i n Phnom Penh wahr­
scheinlich auf verlorenem Posten, wenn sich die vietnamesi­
schen Truppen 7 , wie mehrfach von vietnamesischer Seite ange­
kündig t , Ende 1990 vol ls tändig aus Kambodscha zurückz iehen 
würden . Vor diesem Hintergrund müssen die R ü c k z u g s a n k ü n d i ­
gungen Vietnams mi t größter Vorsicht betrachtet werden. Tat­
sächlich dürf te die vietnamesische F ü h r u n g ihre Truppen nur 
dann zurückziehen, wenn sie überzeug t ist, daß die Volksrepu­
b l i k Kampuchea< auch ohne die mi l i tä r i sche Präsenz Vietnams 
über leben kann 8 . E in derartiger Zustand erscheint angesichts 
der gegenwär t igen Situation i n absehbarer Zeit, also auch übe r 
das Jahr 1990 hinaus, kaum erreichbar. 
Da der Konf l ik t i n und um Kambodscha mil i tär isch anscheinend 
nicht beizulegen ist, kann die Schlußfolgerung i m Rahmen der 
Diskussion übe r seine Lösungsmögl ichkei ten offenbar nur lau­
ten, daß er ausschließlich politisch geregelt werden kann. 

1.5. Divergierende Interessen 

Zwischen den Konfliktparteien, und dies g i l t nicht nur für Viet­
nam und die vier kambodschanischen Parteien, herrschen zum 
Teil extreme Interessenunterschiede i n bezug auf die Zukunft 
des Landes. Die Hauptkontrahenten in diesem weitgehend i n ­
ternationalisierten Konf l ik t sind Vietnam und die Sowjetunion 
(ohne deren wirtschaftliche, mi l i tä r i sche und politische Hilfe 
Vietnam gar nicht i n der Lage wäre , Kambodscha besetzt zu 
halten) auf der einen und China auf der anderen Seite. Auf 
Grund seiner traditionellen Interessen gegenüber Kambodscha 
und auf Grund seiner besonderen Rolle für die Zukunft der 
Widerstandsgruppen nimmt auch Thailand eine wichtige Posi­
t ion i m Hinbl ick auf den weiteren Konfl iktverlauf ein. Ohne eine 

Beteiligung zumindest dieser Staaten erscheint eine politische 
Lösung nicht vorstellbar, so daß in diesem Punkt die Schlußfol­
gerung zu ziehen ist, daß der Konf l ik t auch auf einer internatio­
nalen Ebene unter Einbeziehung aller unmittelbaren und mi t te l ­
baren Konfliktbeteil igten, und zwar am besten auf einer inter­
nationalen Konferenz, gelöst werden muß. 

2. Aussichten für eine Lösung 

Nach wie vor scheinen die Aussichten für eine Lösung des Kam­
bodscha-Konflikts schlecht. Während die vietnamesischen I n ­
i t iat iven ausschließl ich auf eine Konsolidierung und auf eine 
internationale Anerkennung der Volksrepubl ik Kampuchea< 
hinauslaufen, enthalten die chinesischen E r k l ä r u n g e n und die 
von China un te r s tü t z t en Lösungsvorschläge keine Garantien, 
die die Möglichkei t einer erneuten alleinigen Machtergreifung 
der Roten Khmer ausschließen. Auch die jüngs te Äußerung des 
chinesischen Außenminis te rs Wu Xueqian, nach der »die inter­
nationale Gemeinschaft, das kambodschanische Volk und China 
nicht akzeptieren werden, daß das Heng-Samrin-Regime oder 
die Roten Khmer die dominierende Kraf t i n einer künf t igen 
Regierung stel len« 9 , stellt keine hinreichende entsprechende Ga­
rantie dar. 
Noch immer lehnen Vietnam und die Sowjetunion die Vereinten 
Nationen als Instanz der Konfl ik t lösung ab, wei l die große 
Mehrheit der UN-Mitgliedstaaten die Dreierkoalit ion des d e ­
mokratischen Kampuchea< als legitime kambodschanische Re­
gierung anerkennt. D a r ü b e r hinaus weigert sich Vietnam, mi t 
der DK-Koa l i t i on oder auch nur mi t Prinz Sihanouk ü b e r eine 
Lösung des Konfl ikts zu verhandeln und fordert statt dessen 
Gespräche zwischen der von ihr ges tütz ten Volksrepubl ik K a m -
puchea< und den verschiedenen Widerstandsgruppen. A u f der 
anderen Seite halten die Roten Khmer, China und Thailand 
s t r ik t an der Legi t imi tä t des demokratischen Kampuchea< fest 
und verweigern jedwede Kontakte, geschweige denn Verhand­
lungen, mi t der Regierung der VRK. 
Eine Lösung des Konfl ikts ist jedoch nicht möglich, wenn ledig­
l ich der bewaffnete Kampf fortgesetzt, Verhandlungen zwischen 
den Konfliktparteien aber nicht geführt werden. Auf Grund die­
ser Erkenntnis befürwor te t Prinz Sihanouk bereits seit mehre­
ren Jahren Gespräche zwischen allen kambodschanischen Par­
teien, um eine nationale Aussöhnung der Khmer-Eli te zu errei­
chen. Nach langjähr igen Obstruktionen seiner Partner und trotz 
mangelnder Un te r s tü t zung seitens der Roten Khmer, Chinas 

Einstimmig hat sich der Sicher­
heitsrat der Vereinten Nationen 
am 5. Januar in seiner Resolution 
607(1988) zur Entwicklung in den 
besetzten palästinensischen Ge­
bieten (Text: VN 1/1988 S.36) 
über den Beschluß der israeli­
schen Regierung besorgt gezeigt, 
mit der Ausweisung von Zivilper­
sonen aus diesen Territorien fort­
zufahren. Dieser Entschließung 
stimmten die Vereinigten Staaten 
zu; bei der Resolution 605(1987) 
zur Lage in den von Israel besetz­
ten Gebieten (Text: VN 1/1988 
S. 35f.) sowie bei der Resolution 
608(1988), die die Rückgängigma­
chung der Ausweisungen forderte 
(Text: VN 1/1988 S. 36), enthielten 
sie sich der Stimme. Einen Ent­
schließungsentwurf, der die Ver­
urteilung israelischer Übergriffe 
auf Südlibanon zum Ziel hatte, so­
wie einen weiteren zur Lage in den 
besetzten Gebieten brachten sie 
durch ihr Veto zu Fall (Text: S. 70 
bzw. 71 dieser Ausgabe). 
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und Thailands rang sich Prinz Sihanouk schließlich Ende 1987 
zu zwei direkten, aber informellen Gesprächs runden mi t Hun 
Sen, dem Minis te rpräs iden ten der VRK, durch. Bei den Gesprä ­
chen, die i m Dezember 1987 und i m Januar 1988 in Frankreich 
stattfanden, einigten sich die beiden Politiker i n ihrer Eigen­
schaft als »Privatpersonen* auf drei Grundprinzipien einer L ö ­
sung des Konfl ikts : 
• Der Konf l ik t muß politisch gelöst werden. 
• Das Kambodscha-Problem m u ß von den Kambodschanern 
selbst und durch Verhandlungen zwischen allen kambodschani­
schen Konfliktparteien gelöst werden. 
• Eine internationale Kambodscha-Konferenz ist notwendig, 
um die zwischen den kambodschanischen Parteien getroffene 
Lösung international zu garantieren. 
Über zwei entscheidende Punkte konnten Sihanouk und Hun 
Sen allerdings keine Einigung erzielen, näml ich i n der Frage des 
vietnamesischen Truppenabzugs und i n der Frage des künft igen 
politischen Rahmens und des künf t igen politischen Systems. 
Hun Sen e rk lä r te sich nur dann zu einem vol ls tändigen vietna­
mesischen Truppenabzug bis Ende 1990 bereit, wenn gleichzei­
t ig die »Einmischung von außen i n die inneren Angelegenheiten 
Kambodschas« (also der VRK) eingestellt werde, und wenn eine 
Rückkehr des »Völkermord-Regimes« (also der Roten Khmer) 
garantiert ausgeschlossen sei. 1 0 Diese Garantie ist, so die Forde­
rung von Hun Sen, nur dann gegeben, wenn die Armee der Roten 
Khmer »aufgelöst« und ihre Soldaten »entwaffnet« werden. 1 1 

Hun Sens Forderung nach einer einseitigen Entwaffnung der 
Roten Khmer läuft praktisch auf eine Selbstpreisgabe dieser von 
China un te r s tü tz t en Gruppierung hinaus und dürf te deshalb 
niemals von den Roten Khmer und von Beijing akzeptiert wer­
den. Auch Thailand scheint hinter dem Vorschlag der einseitigen 
Entwaffnung der Roten Khmer nicht zu Unrecht den Versuch zu 
vermuten, die »Revolutionäre Volkspartei< von Hun Sen und 
Heng Samrin als die alles dominierende Gruppierung aus einer 
politischen Lösung hervorgehen zu lassen. So ist denn die For­
derung nach einseitiger Entwaffnung der Roten Khmer t a t s äch ­
l ich gleichbedeutend mi t einem Ausschluß der Roten Khmer, 
Chinas und Thailands von einer politischen Lösung des Kambo­
dscha-Konflikts. Da auf diese Weise der Konf l ik t jedoch nicht 
gelöst werden kann, laufen die Forderungen von Hun Sen tat­
sächl ich auf eine dauerhafte Besetzung Kambodschas durch 
vietnamesische Truppen hinaus, denn bei fortgesetztem Kampf 
zumindest der Roten Khmer gegen das Regime in Phnom Penh 

ist die »Volksrepublik Kampuchea< von Hun Sen und Heng Sam­
r i n nur mi t Hilfe vietnamesischer Soldaten i n der Lage zu ü b e r ­
leben. E in echter Kompromiß i n dieser Frage w ü r d e hingegen die 
Entwaffnung aller Khmer-Gruppierungen oder aber die Inte­
gration aller bewaffneten kambodschanischen Kräf te i n eine 
Nationalarmee sowie die Stationierung einer starken internatio­
nalen Friedenstruppe vorsehen. 
Auch i n der Frage des politischen Rahmens einer Lösung des 
Kambodscha-Konflikts zeigte sich Hun Sen kompromißlos : Er 
beharrte auf der »Volksrepublik Kampuchea* als dem politischen 
Rahmen einer Lösung, w ä h r e n d Prinz Sihanouk eine Auflösung 
sowohl der Koalitionsregierung des »Demokrat ischen Kampu-
chea< als auch der »Volksrepublik Kampuchea< forderte und statt 
dessen die Etablierung einer provisorischen Koalitionsregierung 
zwischen allen vier kambodschanischen Parteien vorschlug. 
Dies wurde von Hun Sen als Aufforderung zum Selbstmord 
abgelehnt. 1 2 

Trotz der bestehenden grundlegenden Meinungsunterschiede 
hinsichtlich der Zukunft des Landes sollte allerdings auch nicht 
die geringste Möglichkei t ausgelassen werden, um den Konf l ik t 
einer politischen Kompromiß lösung nähe rzubr ingen . Dies be­
deutet, daß die Gespräche zwischen Sihanouk und Hun Sen 
möglichst bald fortgesetzt und die Roten Khmer und die Repu­
blikaner aufgefordert werden sollten, sich diesen Gesprächen 
anzuschl ießen. Gleichzeitig wä ren aber auch der bewaffnete 
Kampf gegen die vietnamesische Besatzungsmacht und die i n ­
ternationale Isolierung Vietnams (darunter fällt auch die Ver­
weigerung jedweder Entwicklungshilfe) fortzusetzen, bis Viet­
nam und das von i hm in Phnom Penh eingesetzte und ges tü tz te 
Regime der VRK zweifelsfrei zu einem wirkl ichen Kompromiß 
bereit sind. Dies scheint jedoch gegenwär t ig immer noch nicht 
der Fal l zu sein. Erst kürz l ich hat der vietnamesische Außenmi ­
nister Nguyen Co Thach geschrieben, daß »die drei indochinesi­
schen L ä n d e r eine politische Lösung des Kambodscha-Problems 
auf der Basis der endgül t igen Eliminierung des vö lkermörder i ­
schen Pol-Pot-Regimes und einer sicheren Garantie für die revo­
lu t ionären Errungenschaften von Kampuchea be fü rwor t en« . 1 3 

Dies bedeutet i m Klartext , daß Vietnam an dem politischen Rah­
men der »Volksrepublik Kampuchea<, am System der Einpartei­
herrschaft i n Kambodscha und an dem indochinesischen »Son­
derbündnis* festzuhalten gedenkt. 
Pessimistisch müssen auch die Ausführungen i n dem geheimen 
Dokument Nr. 17 des Pol i tbüros in Phnom Penh von Mit te 1987 

Alltag im Gazastreifen unter der 
israelischen Besatzung. Die 
Volkserhebung der Araber in den 
besetzten Gebieten hat das Au­
genmerk der Weltöffentlichkeit 
einmal mehr auf den Nahostkon­
flikt und seinen Kern, die Palästi­
nafrage, gelenkt. Neuartigen Pro­
blemen sieht sich das Hilfswerk 
der Vereinten Nationen für Palä-
stinaflüchtlinge im Nahen Osten 
(UNRWA) gegenüber; seine Kran­
kenstationen insbesondere im Ga­
zastreifen müssen Wunden versor­
gen, die von Zusammenstößen 
zwischen Flüchtlingen und israe­
lischen Patrouillen herrühren. Die 
Verletzungen reichen von Schuß­
wunden über durch Tränengas 
verursachte Atembeklemmungen 
bis zu Knochenbrüchen als Folge 
von Prügeln. 
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stimmen, demzufolge die i m August 1987 begonnene diplomati ­
sche Offensive bezüglich einer »poli t ischen Lösung« des K a m ­
bodscha-Problems nur die Spaltung des Widerstands und die 
internationale Anerkennung der Volksrepubl ik Kampuchea< 
zum Ziel hat. I n diesem umfangreichen Dokument ist allein an 
drei Stellen wört l ich die Rede davon, daß das VRK-Regime in 
absehbarer Zukunft gar keine politische Lösung anstrebt, da es 
nicht über genügend F u n k t i o n ä r e verfüge, um sich bei einer der­
artigen Lösung gegenüber den anderen politischen Gruppen 
durchsetzen zu können . Anscheinend m u ß die Regierung in 
Phnom Penh die Präsenz vietnamesischer >Berater< der Betei l i ­
gung von Poli t ikern und Fachleuten der anderen kambodscha­
nischen Gruppen an der Macht vorziehen, wei l dies nicht nur 
Vietnam so w i l l , sondern wei l sie sonst auch um ihr Über leben 
fürchten müßte . Was die Regierungen in Hanoi und i n Phnom 
Penh dem kambodschanischen Widerstand ta t sächl ich anzubie­
ten haben, ist mager: »Eine Koal i t ionsregierung« (wie von Siha­
nouk gefordert) »werden w i r nicht akzeptieren. . . . Als Preis 
werden w i r administrative und politische Posten anbieten, aber 
der Feind darf nicht seine Organisationsstruktur und seine 
St re i tkräf te einbringen.« Während für die F ü h r e r des Wider­
stands also ein paar Ehrenposten vorgesehen sind (Prinz Siha­
nouk zum Beispiel darf S t aa t sp rä s iden t der VRK werden), »müs­
sen sich die irregeleiteten Massen uns anschließen, und die Pol-
Pot-Soldaten müssen sich uns un te rwer fen« . 1 4 Da nicht nur die 
Roten Khmer und die Republikaner, sondern auch Prinz Siha­
nouk eine Kapitulat ion des kambodschanischen Widerstands 
vor dem vietnamesischen Besatzungsregime und der von ihm 
ges tü tz ten Volksrepubl ik Kampuchea< str ikt ablehnen, ist die­
ser Plan zum Scheitern verurteilt und eindeutig nicht der r i ch­
tige Weg zu einer politischen Kompromißlösung. 

3. Initiativen der Vereinten Nationen15 

Eine große Mehrheit der UN-Mitgliedstaaten fordert seit 1979 
durch die Verabschiedung der a l l jähr l ichen einschlägigen Reso­
lut ion eine friedliche — politische — Lösung des Konfl ikts . Z u 
diesem Zweck beschloß die UN-Generalversammlung am 
22. Oktober 1980 mi t ihrer Resolution 35/6 die Einberufung ei­
ner internationalen Konferenz übe r Kambodscha, an der alle 
direkten und indirekten Konfliktparteien teilnehmen sollten. 
A n der Konferenz, die vom 13. bis 17. Ju l i 1981 i n New York 
stattfand, beteiligten sich 79 von damals 154 UN-Mitgliedstaa­
ten . 1 6 Vietnam und die es un te r s tü t zenden Ostblockstaaten ver­
weigerten die Teilnahme, wei l sie die Einberufung der Konfe­
renz als einen »flagranten Eingriff i n die Souverän i t ä t der 
Volksrepublik Kampuchea« und als eine »Einmischung in die 
inneren Angelegenheiten der Volksrepublik Kampuchea« pau­
schal ablehnten. 
Daraufhin zeigte sich auch China wenig kompromißbere i t und 
lehnte auf der Konferenz den Vorschlag des Verbandes Südos t ­
asiatischer Nationen (ASEAN) nach Stationierung einer U N -
Friedenstruppe i n Kambodscha zur Sicherung des inneren und 
äußeren Friedens, nach Entwaffnung aller Khmer -S t r e i tk rä f t e 
und nach Bildung einer kambodschanischen Interimsregierung 
als »Einmischung in die inneren Angelegenheiten von Kambod­
scha« (hier: des von China un te r s tü t z t en demokratischen K a m -
puchea< der Roten Khmer) ab. Da sich die USA übe r r a schende r ­
weise auf die Seite der Volksrepublik China stellten, gelang es 
den ASEAN-Staaten nicht, ihren von den EG-Staaten unter­
s tü tz ten Vorschlag vol ls tändig durchzubringen. 
Die ASEAN-Staaten konnten jedoch eine Annahme der separat 
eingebrachten chinesischen Vorschläge verhindern, die eindeu­
t ig auf eine erneute Machtergreifung der Roten Khmer in K a m ­
bodscha hinausliefen. So sah der chinesische Entwurf für die 
Deklaration der Internationalen Kambodscha-Konferenz unter 
anderem vor, daß nur die Truppen der von Vietnam an die Macht 
gebrachten Volksrepubl ik Kampuchea< entwaffnet werden soll­
ten und daß die politische Zukunft Kambodschas unter F ü h r u n g 
der »legalen« Regierung des demokratischen Kampuchea< (der 
Roten Khmer) entschieden werden müsse. Dementsprechend 

sollten — nach chinesischen Vorstellungen — auch die von den 
ASEAN-Staaten geforderten allgemeinen, freien Wahlen i n 
Kambodscha von der Regierung des demokrat ischen Kampu-
chea< (also von den Roten Khmer) organisiert werden. 
Als Kompromiß einigten sich die Teilnehmer der Kambodscha-
Konferenz auf eine Absch lußerk lä rung , i n der zu Verhandlun­
gen übe r eine »umfassende politische Lösung des Kambodscha-
Problems« aufgerufen wurde. Den Hauptverhandlungsgegen­
stand sollten folgende vier Punkte bilden: 

1. 
Waffensti l lstand zwischen al len Konf l ik tpa r t e i en i n Kambodscha und 
Abzug aller a u s l ä n d i s c h e n Truppen aus dem L a n d unter Aufs icht und 
Kont ro l l e der Vereinten Nat ionen (UN-Friedenstruppe oder U N - B e ­
obachtergruppe) . 

2. 
»Angemessene V o r k e h r u n g e n « , die g e w ä h r l e i s t e n sollen, d a ß die ver­
schiedenen bewaffneten Gruppierungen i n Kambodscha 
— den Ab lau f freier Wahlen nicht be- oder sogar verhindern k ö n ­

nen, 
— w ä h r e n d des Wahlvorgangs das Volk weder e i n s c h ü c h t e r n noch 

bedrohen k ö n n e n und 
— das Ergebnis freier Wahlen anerkennen. 

3. 
»Angemessene M a ß n a h m e n « , die nach dem Abzug der a u s l ä n d i s c h e n 
Truppen aus Kambodscha, w ä h r e n d der freien Wahlen und bis zur 
Etabl ierung einer neuen Regierung die Aufrechterhal tung von Recht 
und Ordnung i m Lande g e w ä h r l e i s t e n . 

4. 
Abha l tung von freien Wahlen unter Aufsicht der Vereinten Nationen, 
an denen alle Kambodschaner teilnehmen k ö n n e n . 

Obwohl die Absch lußerk lä rung der Internationalen Kambod­
scha-Konferenz der Vereinten Nationen hinter dem Sechs-
Punkte-Vorschlag des A S E A N vom 18. Juni 1981 zurückb l ieb , 
bot sie Vietnam nicht nur genügend Verhandlungsspielraum 
(»angemessene Maßnahmen«) , sondern berücks ich t ig te auch die 
nationalen Sicherheitsinteressen Vietnams, da sie zusä tz l ich die 
Neutralisierung Kambodschas mi t Hilfe internationaler Garan­
t i ee rk lä rungen vorschlug. Vietnam lehnte das UN-Verhand­
lungsangebot jedoch als »illegal« und »ungültig« ab. Der vietna­
mesische UN-Botschafter Ha Van Lau bezeichnete auf einer 
Pressekonferenz am Sitz der Vereinten Nationen die Internatio­
nale Kambodscha-Konferenz sogar als »illegales und unmoral i ­
sches« Unternehmen. 
Seit 1981 bietet die UN-Generalversammlung in ihrer a l l jähr l i ­
chen Resolution die Ergebnisse der Konferenz von 1981 als »Ver­
handlungsrahmen für eine umfassende politische Regelung des 
Kambodscha-Prob lems« an. Dies bedeutet, daß die Vereinten 
Nationen nicht — wie noch 1979 — den bedingungslosen »sofor­
tigen Abzug aller aus ländischen Kräf te aus Kambodscha« for­
dern, sondern daß der Abzug der vietnamesischen Truppen aus 
Kambodscha nurmehr i m Rahmen einer »umfassenden p o l i t i ­
schen Lösung des Kambodscha-Konf l ik t s« verlangt w i r d . Da die 
Absch lußerk lä rung der Internationalen Konferenz über K a m ­
bodscha den Rahmen für diese »umfassende politische Lösung« 
bilden soll, haben die Vereinten Nationen bereits hinreichend 
die nationalen Sicherheitsinteressen Vietnams berücks icht ig t . 
Wenn Vietnam trotzdem weiterhin die Verhandlungs- und Ver­
mittlungsangebote der Vereinten Nationen ablehnt, bedeutet 
dies nichts anderes, als daß Vietnam in Kambodscha mehr als 
nur seine nationalen Sicherheitsinteressen verteidigt. 
Vietnam und die sozialistischem Staaten haben bisher alle I n ­
i t iat iven der Vereinten Nationen zur Lösung des Kambodscha-
Konfl ikts als »grobe Einmischung in die inneren Angelegenhei­
ten von Kambodscha« (gemeint: i n die der provietnamesischen 
VRK-Regierung) abgelehnt. Auch der neue sowjetische Partei­
chef Gorbatschow hat i n seiner programmatischen Rede i n Wla­
diwostok vom 28. Jul i 1986 an dieser kompromißlosen Haltung 
festgehalten, indem er erklär te , daß »es nicht zuläss ig ist, 
. . . ü b e r das weitere Schicksal dieses Staates in fernen Metro­
polen oder gar i n der UNO (sie!) zu entscheiden«. Es steht des­
halb außer Frage, daß die bisherige offenkundige Ohnmacht der 
Vereinten Nationen, eine Konfl ik t lösung herbe izuführen , vor 
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allem auf die Weigerung Vietnams und der Sowjetunion zu rück­
zuführen ist, die U N als internationales Konf l ik t lösungsorgan 
anzuerkennen und eine politische Lösung des Problems i m Rah­
men der U N zuzulassen. 

4. Was tun? Erste Überlegungen zu einem neuen Ansatz 

F ü r die Befürworter einer politischen Kompromißlösung , die 
notwendig ist, um die ungeheuren Leiden der kambodschani­
schen Bevölkerung endlich zu beenden, stellt sich die Frage nach 
dem weiteren Vorgehen: Soll an dem bisherigen Verhalten i n den 
Vereinten Nationen festgehalten werden (was angesichts der 
Verweigerungshaltung Vietnams und der Sowjetunion nur i n 
einer Fortsetzung des Status quo resultieren dürfte) , oder sollte 
nicht vielmehr eine Position eingenommen werden, die zumin­
dest etwas mehr Aussichten hä t t e , eine baldige und für alle Par­
teien akzeptable Lösung i m Rahmen der Vereinten Nationen zu 
ermöglichen? U n d wie könn te ein solcher neuer Ansatz ausse­
hen? 

Erstens sollte i n der a l l jähr l ichen Kambodscha-Resolution der 
Vereinten Nationen i n einem ausdrück l i chen Bezug auf die Ver­
brechen der Roten Khmer von 1975 bis 1978 explizit klargestellt 
werden, daß zu den Hauptbestandteilen einer umfassenden po l i ­
tischen Lösung des Kambodscha-Problems nicht nur »der A b ­
zug aller aus ländischen Strei tkräf te«, sondern auch wirkungs­
volle Garantien für die Einhaltung der grundlegenden Men­
schenrechte gehören. Außerdem sollte das Recht des kambod­
schanischen Volkes auf Selbstbestimmung nicht nur »ohne E in ­
mischung von außen«, sondern auch ohne Anwendung von Ge­
wal t von seifen der verschiedenen bewaffneten Kräf te i m Lande 
gefordert werden. 

Zweitens sollte über leg t werden, ob die fortgesetzte Anerken­
nung der Koalitionsregierung des »Demokrat ischen Kampuchea< 
als legitime Vertretung des Landes bei den Vereinten Nationen 
der Suche nach einer politischen Kompromiß lösung ta t säch l ich 
mehr dienlich als schädl ich ist. Die Alternative w ä r e na tü r l i ch 
nicht die Anerkennung der »Volksrepublik Kampuchea<, die völ­
kerrechtswidrig durch die Intervention der vietnamesischen A r ­
mee in Phnom Penh an die Macht gebracht wurde und die nur 
vermittels der vietnamesischen Besatzungstruppen nach wie vor 
an der Macht ist, sondern die E r k l ä r u n g der Vakanz des kam­
bodschanischen Sitzes i n der Generalversammlung der Verein­
ten Nationen. 

Wenn es sich bei der Frage der Vertretung bei den Vereinten 
Nationen ta t sächl ich nur um ein völkerrecht l iches Problem han­
delte, s tünde weder der Koalitionsregierung des »Demokrat i ­
schen Kampuchea< noch der »Volksrepublik Kampuchea< der 
Sitz zu: 
> Bei Anwendung des Effekt ivi tä tspr inzips kann keine der bei­

den Regierungen w i r k l i c h überzeugenden Anspruch auf den 
Sitz erheben, da das D K nur wenig Landmasse und kaum 
Bevölkerung kontroll iert , w ä h r e n d die Kontrolle der VRK 

übe r relativ viel Land und Bevölkerung nur mi t Hilfe der 
vietnamesischen Besatzungstruppen möglich ist. 

> Nach dem Legi t imi tä t spr inz ip steht — wenn ü b e r h a u p t — 
nur der DK-Koa l i t i on der UN-Sitz zu, da die VRK durch völ­
kerrechtswidrige Intervention an die Macht gebracht wurde. 
Doch auch die Legi t imi tä t der D K - K o a l i t i o n erscheint nicht 
zweifelsfrei, denn nicht die ja erst i m Juni 1982 gebildete 
Koalitionsregierung des »Demokrat ischen Kampuchea< wur ­
de am 7. Januar 1979 durch vietnamesische Invasionstruppen 
gestürzt , sondern das »Demokratische Kampuchea< der Roten 
Khmer, auf deren Legi t imi tä t der Anspruch der D K - K o a l i ­
t ion eigentlich beruht. 

Möglicherweise könn te die E r k l ä r u n g der Vakanz des kambod­
schanischen Sitzes i n der Generalversammlung der Vereinten 
Nationen durch die Generalversammlung — die gemäß ihrer 
Resolution 396(V) 1 7 eine Prüfung der Vertretungsberechtigung 
vornehmen kann — dazu führen, daß Vietnam und die Sowjet­
union schließlich doch einer politischen Lösung des Konfl ikts i m 
Rahmen der Weltorganisation zustimmen. VRK-Minis te rpräs i -
dent Hun Sen äußer te sich jedenfalls optimistisch auf eine ent­
sprechende Frage des Autors. Interessant ist i n diesem Zusam­
menhang auch, daß die Sowjetunion und Vietnam nach vier jäh­
rigem Boykott 1987 erstmals wieder an der Kambodscha-Debat­
te der Vereinten Nationen teilnahmen. Auf jeden Fal l w ü r d e mi t 
der Aberkennung des Sitzes der D K - K o a l i t i o n bei den Vereinten 
Nationen der Volksrepublik China die Möglichkei t genommen, 
unter dem Deckmantel der Legi t imi tä t des »Demokratischen 
Kampuchea< eine erneute Machtergreifung der Roten Khmer 
vorzubereiten. 
Die entscheidende Frage ist na tür l ich , ob die Sozialistische Re­
publ ik Vietnam ein derartiges Entgegenkommen der Staaten­
mehrheit i n den Vereinten Nationen ü b e r h a u p t mi t einer w i r k ­
lichen Kompromißbere i t schaf t i n der Sache honorieren w ü r d e . 
Die bisherigen durchweg en t t äuschenden Erfahrungen mi t der 
vietnamesischen F ü h r u n g bei der Suche nach einer politischen 
Kompromiß lösung des Kambodscha-Konflikts mahnen zu gro­
ßer Vorsicht. 

Anmerkungen 

1 Der Autor verwendet abweichend vom langjährigen Sprachgebrauch dieser Zeit­
schrift im folgenden ausschließlich die traditionell übliche deutsche Umschriftung 
»Kambodscha</»kambodschanisch< als allgemeine Landesbezeichnung für das 
Land der Kambodschaner, die in der einschlägigen Literatur auch oft als >Khmer< 
bezeichnet werden. (>Rote Khmer* oder »Khmers Rouges* ist ein Begriff, den ur­
sprünglich Prinz Norodom Sihanouk zur Bezeichnung der prochinesischen kam­
bodschanischen Kommunisten geprägt hat und der mittlerweile zu einem Fachter­
minus geworden ist.) Als Staatsnamen übernimmt der Autor die von den beiden 
konkurrierenden kambodschanischen Regierungen verwendeten Bezeichnungen 
»Demokratisches Kampuchea* und Volksrepublik Kampuchea*. 
Wie die Redaktionen so renommierter Periodika wie Le Monde, International 
Herald Tribune, Far Eastern Economic Review und Asiaweek weigert sich auch der 
Autor, die kambodschanische Transkription >Kampuchea* als allgemeine Landes­
bezeichnung zu verwenden. Hierfür sprechen unter anderem folgende Gründe: 
• Erstens wurde diese Umschriftung erstmals von den Roten Khmer während ihrer 
Herrschaft (1975-78) als Landesbezeichnung verwendet, so daß mit dem Wort 
»Kampuchea* ein Regime assoziiert wird, das für den Mord von Hunderttausenden 
von Menschen und für ungeheuerliche Menschenrechtsverletzungen verantwort­
lich ist. Daß auch das heute in Phnom Penh herrschende Regime an »Kampuchea* 
festhält, mag damit zusammenhängen, daß es sich mehrheitlich aus früheren Roten 
Khmer zusammensetzt und daß es deren Machtübernahme am 17.April 1975 nach 
wie vor als politischen Feiertag (der kommunistischen Machtübernahme in Kam­
bodscha) begeht. 
• Zweitens verbindet sich mit der Neubenennung Kambodschas als »Kampuchea* 
(oder eingedeutscht >Kamputschea<) — im Gegensatz zu Vergleichsbeispielen aus 
der früheren Kolonialwelt — nicht der Eintritt dieses Landes in die Unabhängig­
keit (die Kambodscha bereits 1953 erlangte), sondern in die Barbarei. 
• Drittens handelt es sich um eine eingebürgerte Bezeichnung, die nach Ansicht 
des Autors auch jetzt, da die internationale Tendenz in Richtung auf eine Zurück­
drängung der Exonyme geht (vgl. Rolf Böhme, Von Cernobyl' bis Peiraiefs. Die 
Vereinten Nationen und die Vereinheitlichung geographischer Namen, VN 6/1987 
S.188ff.), noch Bestand hat. Vergleichsfälle wären etwa China (und nicht >Zhong-
guo*) oder Japan (und nicht >Nippon*). 

2 Siehe den Bericht in VN 1/1979 S.27f. 
3 Bei 21 Gegenstimmen und 16 Enthaltungen (Resolution 42/3 v. 14.10.1987). Die 

Ergebnisse der vorangegangenen Abstimmungen sind in VN 1/1987 auf S.25 auf­
geführt. Abgedruckt wurden in dieser Zeitschrift folgende Resolutionen zum Kon­
flikt: 34/22 v. 14.11.1979 (VN 2/1980 S.69f.), 35/6 v.22.10.1980 (VN 1/1982 S.35f.), 
36/5 v. 21.10.1981 (VN 1/1982 S.36f.) und 41/6 v. 21.10.1986 (VN 1/1987 S.34f.). 

4 So der vietnamesische Vertreter Nguyen Dy Nien in seiner Rede vor der ÜN-
Generalversammlung am 13.10.1987, UNDoc.A/42/PV.37. 

5 So das Organ des Zentralkomitees der Kommunistischen Partei Vietnams, Nhan 
Dan (Das Volk), Hanoi, zitiert nach: The Nation, Bangkok, v. 18.10.1987. 

6 Zur Frage der Vertretung Kambodschas bei den Vereinten Nationen siehe Peter 
Schier, Die Rolle der Vereinten Nationen bei der Suche nach einer Lösung des 

Sehen Sie eine Rolle der Vereinten Nationen bei der Lösung des Kam­
bodscha-Konflikts? 

Hun Sen: Solange die Vereinten Nationen nur eine Seite anerkennen, 
können die Vereinten Nationen keine positive Rolle bei der Lösung des 
Kambodscha-Konflikts spielen. Deshalb befürworten wi r — ebenso wie 
Prinz Sihanouk — eine internationale Kambodscha-Konferenz nach dem 
Vorbild der Genfer Indochina-Konferenz von 1954. 
Wenn die Vereinten Nationen nach einem Erfolg der Verhandlungen zwi­
schen den kambodschanischen Parteien den Sitz von Kambodscha va­
kant erklären würden, könnten sie dann nicht doch als Konferenz-Ver­
anstalter in Betracht kommen? 

Hun Sen: In einem solchen Fall würde ich das persönlich für möglich 
halten. Wichtig ist, daß die Veranstalter einer internationalen Kambod­
scha-Konferenz eine neutrale Haltung einnehmen. 

Aus einem Interview des Verfassers mit dem Ministerpräsidenten der 
Volksrepublik Kampuchea' am 6. Januar 1988 
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Konflikts in und um Kambodscha, 1979-1987, in: Ferdowsi/Opitz (Hrsg.), Macht 
und Ohnmacht der Vereinten Nationen. Zur Rolle der Weltorganisation in Dritt­
welt-Konflikten, München-Köln-London 1987, S. 119-159 (hier: S.133ff.). 

7 Die Angaben über die Zahl der vietnamesischen Truppen in Kambodscha schwan­
ken erheblich: Informationen vietnamesischer Gesprächspartner in Hanoi zufolge 
liegt sie knapp unter 100 000, während amerikanische und thailändische Ge­
sprächspartner in Bangkok sie mit rund 140 000 bezifferten. Angaben des kam­
bodschanischen Widerstands zufolge, die sich im übrigen mit Informationen eines 
geflüchteten hochrangigen Armeekaders der VRK decken, liegt die Zahl der viet­
namesischen Soldaten in Kambodscha nach wie vor bei rund 180 000. 

8 Der vietnamesische Außenminister Nguyen Co Thach hat in einem Interview mit 
dem Autor am 14. Dezember 1987 den vollständigen Rückzug der vietnamesischen 
Truppen bis Ende 1990 davon abhängig gemacht, daß jegliche ausländische Hilfe 
für den kambodschanischen Widerstand und sämtliche Einmischungen in die inne­
ren Angelegenheiten der Volksrepublik Kampuchea* eingestellt werden. 

I . D e r fortdauernde Konf l ik t 

Kampfhandlungen in Jammu und Kaschmir 

Seit der Trennung des indischen Subkontinents vom britischen 
Weltreich i m Jahre 1947 schwelt zwischen Indien und Pakistan 
der Streit um den Himalaya-Staat Jammu und Kaschmir. 1 Die 
Kämpfe des Jahres 1948 endeten mi t einem Waffenstillstand 
entlang einer fünfhunder t Meilen langen Linie, die den Staat 
teil t . I n den Jahren 1965 (Konfl ikt um das Rann von Kutch) und 
1971 (Sezession von Bangladesch) sprang der Funke aus anderen 
Konfl ik ten zwischen Indien und Pakistan auch auf Kaschmir 
übe r und führte dort zu umfangreichen Kampfhandlungen. 
Doch auch i n Zeiten relativer Waffenruhe haben die starken 
Spannungen i n Kaschmir angehalten. Ungezäh l te Male ist es bis 
heute trotz der Anwesenheit einer Beobachtergruppe der Ver­
einten Nationen (UNMOGIP) 2 übe r die Waffenstillstandslinie 
hinweg zu Feuergefechten gekommen. Zuletzt haben die K ä m p ­
fe am Siachen-Gletscher unter den Achttausendern des Karako-
rum i m Norden Kaschmirs Aufsehen erregt. I m Januar und i m 
September 1987 kam es i n diesem unbewohnbaren Gebiet i n 
5 500 m Höhe bei Temperaturen von 40 Grad unter N u l l zu regel­
mäßigen Schußwechse ln zwischen pakistanischen und i n d i ­
schen Einheiten. I n diesem Gebiet i n der Nähe der chinesischen 
Grenze war der Verlauf der Waffenstillstandslinie nicht defi­
niert worden; niemand hatte sich damals vorstellen können, daß 
Truppen sich i n dieser unwir t l ichen Gegend aufhalten könnten . 
Immerhin nahmen die Kämpfe des Jahres 1987 ein Ausmaß an, 
daß die Zivi lbevölkerung beiderseits des definierten Teils der 
Waffenstillstandslinie — nach Presseberichten insgesamt 50 000 
Personen — aus Furcht vor einem Krieg ins Hinter land f loh . 3 

Die Gefahr eines erneuten bewaffneten Konfl ikts größeren U m -
fangs ist noch keineswegs gebannt. Zwar sind die Regierungen 
Indiens und Pakistans sicherlich daran interessiert, den Status 
quo nicht gewaltsam zu ve rändern . Doch gibt es zwischen Indien 
und Pakistan genügend Spannungsfelder (so etwa wegen des 
pakistanischen Nuklearprogramms), die sich aus geringfügigem 
Anlaß i n Kaschmir entladen können . 

Grundfragen des Konflikts 

Die Kaschmirfrage ist für das indisch-pakistanische Verhäl tn is 
ein besonders sensibler Punkt; sie r ü h r t an das Se lbs tve rs tänd­
nis Indiens und Pakistans. Pakistan fühlt sich als muslimischer 
Staat politisch für die G laubensb rüde r i m angrenzenden 
Kaschmir verantwortlich, dessen Bevölkerung sich zum weitaus 
größten Teil zum Islam bekennt. Die Moslembevölkerung des 
Subkontinents bildet nach pakistanischer Auffassung wegen i h ­
res gemeinsamen Bekenntnisses zum Islam eine von der übr igen 
Bevölkerung Indiens zu unterscheidende Nation. Es war diese 
>Zwei-Nationen-Theorie< der Moslem-Liga Mohammed A l i J in -
nahs, die zum Zeitpunkt des Rückzugs der britischen Staatsge­
wal t aus Indien am 15. August 1947 zur Teilung Britisch-Indiens 

9 Le Monde v.18.3.1988. 
10 Nachrichtenagentur SPK, Phnom Penh, 1.2.1988, nach: BBC, Summary of World 

Broadcasts, Part III, 3.2.1988. 
11 Interviews mit Hun Sen in: The Nation, Bangkok, v. 22.2.1988, und in: Far Eastern 

Economic Review, Hongkong, v. 3.3.1988, S.19. 
12 Siehe Anm. 10. 
13 Nguyen Co Thach, The Cornerstone of Vietnam's Foreign Policy, in: Vietnam Cou­

rier, Nr.1/1988, S.10. 
14 Dem Autor liegt eine sechsseitige französische Übersetzung dieses Geheimdoku­

ments vor. 
15 Eine ausführlichere Darstellung der UN-Initiativen zur Lösung des Kambodscha-

Konflikts mit detaillierten Quellennachweisen findet sich in dem schon herange­
zogenen Aufsatz des Autors (Anm. 6). 

16 Siehe auch VN 1/1982 S.26L 
17 Text: VN 3/1987 S.113. 

RUDOLF GEIGER 

und zur Entstehung des Staates Pakistan auf einem Teil des bis 
dahin britisch-indischen Gebietes führte . 
I m Gegensatz zu Pakistan mißt die indische Regierung dem un­
terschiedlichen religiösen Bekenntnis keine Bedeutung bei, die 
eine Unterscheidung zweier Nationen rechtfertigen könn te . I n ­
dien hat i m Jahre 1947 zwar die G r ü n d u n g Pakistans auf bis 
dahin britisch-indischem Gebiet hingenommen, aber immer 
darauf hingewiesen, daß Unterschiede in der Religion ebenso 
wie die Verschiedenheiten i n der Sprache und der Geschichte 
einzelner Bevö lkerungsgruppen von der Idee der Einheit Indiens 
i n einem gemeinsamen demokratischen und säku la ren Staat 
ü b e r b r ü c k t w ü r d e n . Der i m Oktober 1947 durch den Maharad­
scha von Jammu und Kaschmir e rk lä r te Bei t r i t t seines Staates 
zu Indien kann deshalb nach indischer Auffassung nicht aus dem 
Grunde in Frage gestellt werden, daß der größte Teil der Bevöl­
kerung von Jammu und Kaschmir sich zum Islam bekennt. 
Die permanente Krise zwischen Indien und Pakistan wegen 
Jammu und Kaschmir w i r k t übe r den Kreis der unmittelbar 
beteiligten Staaten hinaus. Sie bewegt se lbs tvers tändl ich die 
gesamte islamische Welt. D a r ü b e r hinaus sind die Interessen der 
Großmäch te tangiert. Die USA haben zunächs t Pakistan, die 
Sowjetunion dagegen hat Indien un te r s tü tz t . Die Parteinahme 
der beiden Mächte hat sich allerdings abgeschwächt , seit China 
seine Interessen i n bezug auf Kaschmir geltend macht. China 
betrachtet die Hochebene von Aksai Chin, die Indien zu Ladakh 
und damit zum Staatsgebiet von Jammu und Kaschmir rechnet, 
als einen Teil seiner Provinz Sinkiang. Nach der Besetzung T i ­
bets baute China auf dieser Hochebene eine St raße , ohne daß 
Indien die Arbeiten bemerkte, und hä l t das Gebiet besetzt. Der 
Streit um Aksai Chin bildet nunmehr einen Teil des indisch­
chinesischen Grenzkonflikts. Pakistan hat sich dementspre­
chend China angenäher t . A m 2. März 1963 unterzeichneten die 
pakistanische und die chinesische Regierung ein Grenzabkom­
men, 4 das die Grenzlinie zwischen ihren Herrschaftsbereichen 
i m Norden von Jammu und Kaschmir festlegt. Nach der Beile­
gung des Kaschmirstreits — so A r t i k e l 6 des Grenzabkom­
mens — sollte die dann für Kaschmir zus tänd ige Auto r i t ä t die 
Verhandlungen mi t der Volksrepublik China neu eröffnen; sollte 
Pakistan diese Au to r i t ä t sein, bleibe es an das Abkommen ge­
bunden. China un t e r s tü t z t seither den pakistanischen Stand­
punkt i n der Kaschmirfrage. 

I n der diplomatischen Auseinandersetzung zwischen Indien und 
Pakistan spitzt sich der Konf l ik t um Kaschmir auf zwei Kern­
fragen zu: 
• Ist der Staat Jammu und Kaschmir durch die von der indischen 
Regierung angenommene Bei t r i t t se rk lä rung des Maharadschas 
Har i Singh vom 26. Oktober 1947 zu einem Bestandteil des i n d i ­
schen Staatsgebiets geworden? Die Behauptung der vö lke r rech t ­
lichen Gül t igkei t des Beitri t ts n immt Indien rege lmäßig zum 
Anlaß, Pakistan die Widerrechtlichkeit der Besetzung indischen 
Territoriums i n Kaschmir vorzuwerfen und den Abzug pakista­
nischer Truppen aus Kaschmir zu fordern. 

Kaschmir: Vier Jahrzehnte eines Konflikts 
Der Gebiets- und Grundsatzstreit zwischen Indien und Pakistan 
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• Ist Indien verpflichtet, i n Kaschmir einen Volksentscheid un­
ter internationaler Aufsicht zu dulden, der der Bevölkerung von 
Jammu und Kaschmir die Möglichkeit gibt, übe r die künft ige 
Zugehör igkei t ihres Staates zu Indien oder Pakistan zu entschei­
den? Dies w i r d von Pakistan unter Berufung auf das Ergebnis 
der Vermi t t lungsbemühungen der Vereinten Nationen i m Jahre 
1948 behauptet. 

I I . D e r Bei tr i t t K a s c h m i r s zu Ind ien 

Die Lage der indischen Fürstenstaaten 

A m 15.August 1947 entstanden i n dem bisherigen Bri t isch­
indien die beiden Dominien Indien und Pakistan als u n a b h ä n g i ­
ge Staaten. Zugleich entl ieß die britische Krone die 562 F ü r s t e n ­
staaten, die übe r den gesamten Subkontinent verstreut lagen 
(und nicht Bestandteil Britisch-Indiens waren), aus ihrer >Suze-
ränität<. 5 Die britische Regierung wies die Für s t en zwar darauf 
hin, daß ihre Staaten aus politischen G r ü n d e n für sich allein 
nicht bestehen könnten , und d räng t e sie deshalb, einem der bei­
den Dominien beizutreten. Doch betonte sie zugleich, daß die 
Für s t en rechtlich frei seien, den künf t igen Status ihrer Staaten 
zu bestimmen. 
Drei Fürs ten , deren Entscheidung wegen der Größe und der geo­
graphischen Lage ihrer Staaten von besonderer politischer Be­
deutung war, hatten am Unabhäng igke i t s t ag noch nicht die 
Absicht geäußer t , sich einem der beiden Dominien anzuschlie­
ßen. Dies waren der Nizam von Hyderabad, der Nabob von Juna-
gadh und der Maharadscha von Jammu und Kaschmir. I n allen 
drei Fäl len kam es zu Konfl ikten, die auch die Vereinten Nat io­
nen beschäft igten. 

Die Beitrittsvereinbarung 

Maharadscha Har i Singh hatte zunächs t wohl geglaubt, seinen 
Staat, der nicht nur an die beiden Dominien, sondern auch an 
dri t te Staaten grenzte (Afghanistan, China), u n a b h ä n g i g halten 
zu können . Noch am 12. August 1947 sandte er gleichlautende 
Telegramme an die künft igen Regierungen der beiden Dominien 
mi t dem Vorschlag, Stillhalteabkommen über alle Fragen zu 
schließen, über die Verwaltungsvereinbarungen mi t den bisheri­
gen britisch-indischen Behörden bestanden. Zunächs t sollten 
diese Vereinbarungen fortgelten, bis sie durch neue Abkommen 
abgelöst würden . Pakistan e rk lä r t e sich am 16. August 1947 da­
mi t einverstanden; die indische Regierung dagegen schlug ledig­
l ich Verhandlungen vor. 
Z u diesen Verhandlungen kam es i n der Folgezeit nicht mehr. 
Unruhen und Gewal t tä t igke i ten , die mi t der Teilung Bri t isch­
indiens einhergingen, griffen auch auf Kaschmir über . Vom 
22. Oktober 1947 an fielen einige Tausend dem Islam a n h ä n g e n ­
de Stammeskrieger von der pakistanisch-afghanischen Grenze 
kommend i n den bereits von Unruhen e r schü t t e r t en Westen von 
Jammu und Kaschmir ein. Sie verwüs te ten und p lünde r t en die 
Orte, die an ihrem Weg lagen, und gelangten bis zum 25. Oktober 
1947 bis kurz vor die Hauptstadt Srinagar. Die vom Maharad­
scha erbetene mi l i tä r i sche Hilfe gegen diese Invasion woll te die 
indische Regierung nur leisten, wenn der Maharadscha den Bei­
t r i t t von Jammu und Kaschmir zu Indien e rk lä r te ; nach Auffas­
sung des indischen Generalgouverneurs Lord Mountbatten er­
gab nur der formelle Bei t r i t t von Jammu und Kaschmir eine übe r 
jeden Zweifel erhabene Rechtsgrundlage für ein mi l i tä r i sches 
Eingreifen. A m 26. Oktober unterzeichnete der Maharadscha i n 
Jammu, wohin er i n der Nacht zuvor vor dem drohenden Einfa l l 
der Stammeskrieger aus Srinagar geflohen war, das von der 
indischen Regierung verwendete Formblatt eines Beitr i t tsan­
trags 6. Dieser wurde von Generalgouverneur Mountbatten am 
27. Oktober formell angenommen. Gleichzeitig richtete er an den 
Maharadscha ein Schreiben 7, das seither von Pakistan häuf ig 
zit iert worden ist. Dort heißt es näml ich nach dem Hinweis, daß 
die indische Regierung sich unter den vorliegenden besonderen 
U m s t ä n d e n entschlossen habe, den Bei t r i t t des Staates Jammu 
und Kaschmir zum Dominion Indien anzunehmen: 

»In Übereinstimmung mit ihrer Politik, daß im Falle jedes Staates, in dem das 
Problem des Beitritts umstritten ist, die Frage des Beitritts in Übereinstim­
mung mit den Wünschen der Bevölkerung des Staates entschieden werden 
sollte, ist es der Wunsch meiner Regierung, daß die Frage des Beitritts des 
Staates durch Berücksichtigung des Volkswillens gelöst werden sollte, sobald 
Recht und Ordnung in Kaschmir wiederhergestellt und sein Gebiet von den 
Invasoren gesäubert ist.« 
Noch am gleichen Tag wurden indische Truppen zum Kampf 
gegen die Stammeskrieger nach Kaschmir geflogen. 

Der pakistanische Standpunkt 

Von Anfang an hat Pakistan erklär t , daß es diesen Bei t r i t t für 
n u l l und nicht ig erachte. Die Beg ründung hierfür, die Pakistan 
der Vermittlungskommission der Vereinten Nationen mit te i l te , 8 

hat aber wenig juristische Überzeugungskraf t . Pakistan nennt 
vier G r ü n d e für die Nichtigkeit des Beitri t ts: 

1. 
Der Maharadscha habe die Beitrittserklärung nicht als zuständiges 
Organ des Staates Jammu und Kaschmir abgegeben, weil das zwischen 
dem Fürstenstaat und Pakistan durch einen Telegrammwechsel vom 
14. und 16. August 1947 abgeschlossene Stillhalteabkommen ihm die 
Befugnis genommen habe, den Staat gegenüber dritten Staaten zu ver­
treten. 

2. 
Der Maharadscha sei auch deshalb nicht vertretungsberechtigt gewe­
sen, weil sein Volk ihn durch eine erfolgreiche Revolution gestürzt und 
gezwungen habe, aus der Hauptstadt Srinagar zu fliehen. 

3. 
Der Generalgouverneur Indiens habe bei der Annahme der Beitritts­
erklärung seine in der damals geltenden indischen Verfassung nor­
mierte Kompetenz überschritten. Er hätte nämlich die Beitrittserklä­
rung eines Fürstenstaates nur entweder annehmen oder ablehnen dür­
fen. Dagegen habe die Verfassung die Annahme einer Beitrittserklä­
rung unter einer Bedingung nicht erlaubt. Der Generalgouverneur 
habe jedoch in seinem Antwortschreiben an den Maharadscha vom 
27. Oktober 1947 den Beitritt nur unter der Bedingung angenommen, 
daß die Beitrittsfrage endgültig erst durch eine Feststellung des Volks­
willens entschieden werde. 

4. 
Der Beitrittsvertrag sei durch Betrug und Gewalt zustande gekommen. 
Arglistig hätten der Maharadscha und die indische Regierung Um­
stände geschaffen, die es ihnen ermöglichten, unter dem Vorwand 
innerer Unruhen in Jammu und Kaschmir den Beitritt zu vollziehen. 
Der Beitritt beruhe auch auf Gewaltanwendung, weil er den Plan des 
Maharadschas gefördert habe, die muslimische Bevölkerung des Für­
stenstaates zu liquidieren. 

Diese rechtliche Argumentation erscheint zum Teil gekünste l t , 
zum Teil unbeweisbar. Das Stillhalteabkommen mi t Pakistan 
(Telegrammwechsel vom 14. und 16. August 1947) betraf nicht 
die auswär t ige Vertretung von Jammu und Kaschmir. Es sollte 
nur die Fortgeltung gewisser Verwaltungsabkommen (Eisen­
bahn, Post- und Fernmeldewesen) bewirken. Ebensowenig war 
der Maharadscha durch eine erfolgreiche Revolution gestürzt . 
Die erst zwei Tage zuvor i n der N ä h e der pakistanischen Grenze 
(Muzzaffarabad) ausgerufene Gegenregierung (>Azad Kashmir 
Government^ ü b t e i m Jahre 1947 noch keine wirksame Kon t ro l ­
le übe r irgendein Gebiet i n Kaschmir aus; sie war damals nicht 
einmal als ein lokales De-facto-Regime anzusehen. Auf einen 
Kompetenzmangel des indischen Generalgouverneurs bei der 
Annahme der Be i t r i t t s e rk lä rung k ö n n t e nur Indien sieh berufen, 
nicht aber ein dri t ter Staat. Selbst wenn ein Mangel i n der K o m ­
petenz des Generalgouverneurs vorgelegen hä t t e , w ä r e er ge­
heilt. Auch die Berufung Pakistans auf »Betrug und Gewal t« als 
Nichtigkeitsgrund ist wenig überzeugend . Durch die von Paki­
stan behauptete Täuschung w ä r e nicht das ver t ragsschl ießende 
Organ eines Vertragspartners i n seiner Entschl ießungsfreihei t 
bee in t räch t ig t worden. Es ist auch durch nichts bewiesen, daß 
der Beitri t ts vertrag die Vernichtung eines Bevölkerungste i ls 
— dies meint Pakistan hier mi t dem Begriff >Gewalt< — zum Ziel 
hatte. 
In seiner politischen Argumentation, näml ich der Berufung auf 
die Zwei-Nationen-Theorie, hat sich Pakistan selbst die H ä n d e 
gebunden. Es führ te zwar vor den Vereinten Nationen i n bezug 
auf Kaschmir aus, es sei allgemein angenommen worden, daß die 
an Pakistan grenzenden F ü r s t e n s t a a t e n mi t Moslemmehrheit 
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dem Dominion Pakistan beitreten müßten , oder daß zumindest 
in den Fällen, i n denen der Herrscher eines Für s t ens t aa t e s nicht 
derselben Religionsgemeinschaft angehör te wie seine Bevölke­
rung, die Be i t r i t t se rk lä rung durch einen freien und unpartei i­
schen Volksentscheid habe bes tä t ig t werden müssen . 9 Dies w i ­
dersprach aber Pakistans eigenem Verhalten i m Konf l ik t um den 
Fü r s t ens t aa t Junagadh. Junagadh lag an der Westküs te Indiens. 
Bis auf den Küstenst re i fen war es von indischem Gebiet um­
schlossen. Es wurde von einem (muslimischen) Nabob regiert; 
die Bevölkerung bestand jedoch zu 80 Prozent aus Hindus und 
nur zu 20 Prozent aus Muslimen. A m 15. September 1947 gab 
Pakistan bekannt, daß der Nabob den Bei t r i t t Junagadhs zu 
Pakistan e rk lä r t und daß Pakistan diese E r k l ä r u n g angenom­
men habe. Z u seiner Rechtfertigung berief Pakistan sich darauf, 
daß die Grundsä tze , nach denen Brit isch-Indien geteilt worden 
sei, nicht auch die Frage des Beitri t ts von F ü r s t e n s t a a t e n gere­
gelt hä t t en . Die Fü r s t ens t aa t en seien rechtlich völlig frei i n ihrer 
Entscheidung gewesen, welchem Dominion sie beitreten w o l l ­
ten . 1 0 Den Widerspruch dieser (zutreffenden) Beg ründung zu 
seiner eigenen Argumentation i m Kaschmirkonfl ikt hat Paki­
stan nie a u s r ä u m e n können . 

H I . V ö l k e r r e c h t l i c h e Pf l ichten zur L ö s u n g des Konf l ik t s 

Für die völkerrecht l iche Beurteilung des Kaschmirkonflikts ist 
allerdings die Feststellung, Jammu und Kaschmir sei indisches 
Staatsgebiet geworden, nicht das letzte Wort. U n a b h ä n g i g von 
der Zugehör igkei t zum indischen Staatsgebiet k ö n n e n Rechts­
pflichten existieren, die der pakistanischen Forderung nach un­
parteiischer Feststellung und Beachtung des Willens der Bevöl­
kerung Rechnung tragen. I n der Tat haben Indien und Pakistan 
i m Rahmen der Vermi t t lungsbemühungen der Vereinten Nat io­
nen eine entsprechende Vereinbarung getroffen. 

Die Vermittlungskommission 

I m Januar 1948 befaßten die indische und die pakistanische 
Regierung den Sicherheitsrat der Vereinten Nationen mi t dem 
Konf l ik t . Beide wiesen gemäß Art.35 Abs . l der UN-Charta dar­
auf hin, daß zwischen Indien und Pakistan eine Situation ent­
standen sei, deren Fortdauer den Weltfrieden und die interna­
tionale Sicherheit gefährde. A m 20.Januar 1948 beschloß der 
Sicherheitsrat die Errichtung einer Kommission der Vereinten 
Nationen für Indien und Pakistan (UNCIP) 1 1 . Die Kommission 
sollte die dem Konf l ik t zugrundeliegenden Tatsachen untersu­
chen und zwischen den beiden Staaten vermitteln. In einer we i ­
teren Resolution vom 21. A p r i l 1948 1 2 empfahl der Sicherheitsrat 
den beiden Regierungen i n einem umfassenden Plan konkrete 
M a ß n a h m e n zur Beilegung des Konfl ikts . Der Plan gliederte sich 

in zwei Teile, die mi t »Wiederhers te l lung von Frieden und Ord­
nung« und mi t »Plebiszit« überschr ieben waren. Nach der A b ­
haltung des Plebiszits sollte die UNCIP dem Sicherheitsrat be­
stät igen, ob der Volksentscheid w i r k l i c h frei und unparteiisch 
abgehalten worden war. Sowohl Indien als auch Pakistan lehn­
ten dieses Programm zur Beilegung des Konfl ikts ab, wei l es 
ihrer Stellung gegenüber Jammu und Kaschmir nicht gerecht 
werde. Die beiden Staaten e rk lä r t en sich jedoch bereit, die K o m ­
mission zu empfangen. 

Die Einigung über die UNCIP-Vermittlungsvorschläge 

I m Zuge ihrer Vermi t t lungsbemühungen unterbreitete die 
UNCIP den Regierungen Indiens und Pakistans i n einer Resolu­
t ion vom 13. August 1948 1 3 einen Vorschlag zur Beilegung des 
Kaschmirkonflikts, der aus drei Teilen bestand. Der erste Teil 
sah die Feuereinstellung vor, die durch Mi l i t ä rbeobach te r kon­
trol l ier t werden sollte. I m zweiten Teil empfahl die Kommission 
den Abschluß eines Abkommens übe r die Entmili tarisierung des 
Für s t ens t aa t e s nach bestimmten Grundsä tzen . Gemäß dem d r i t ­
ten Teil der Resolution sollten Indien und Pakistan ihren 
Wunsch bekräf t igen, den künf t igen Status von Jammu und 
Kaschmir in Übe re in s t immung mi t dem Wil len seiner Bevölke­
rung zu bestimmen, und d a r ü b e r übere inkommen, daß sie übe r 
die Bedingungen der Feststellung dieses Willens verhandeln 
würden . Diesen Teil der Resolution e rgänz te die Kommission 
durch einen Katalog zusätz l icher »Grundpr inz ip ien für einen 
Volksentsche id« 1 4 , die vor allem die Schaffung einer Plebiszit­
verwaltung und eine abschl ießende Entmili tarisierung vorsa­
hen. Nach der Zustimmung durch die beiden Regierungen faßte 
die Kommission diesen Katalog am 5. Januar 1949 in die Form 
einer Resolution. 1 5 A u f Grund der Stellungnahme Indiens und 
Pakistans konnte die Kommission dem Sicherheitsrat berichten, 
daß beide Staaten dem Vermittlungsvorschlag, wie er sich aus 
den beiden Resolutionen vom 13. August 1948 und vom 5. Januar 
1949 ergebe, angenommen h ä t t e n . 1 6 

Die Durchführung der UNCIP-Resolutionen 

Gemäß Teil I der Resolution vom 13. August 1948 schlossen I n ­
dien und Pakistan einen Waffenstillstand, der am 1. Januar 1949 
in Kraf t trat. I n einer Vereinbarung vom 27. Jul i 1949 1 7 legten sie 
den genauen Verlauf der Waffenstillstandslinie fest. Der Gene­
ra l sek re t ä r der Vereinten Nationen entsandte die i n der Resolu­
t ion vorgesehenen Mil i tä rbeobachter , die die Einhaltung des 
Waffenstillstands kontrollieren sollten und dies bis heute tun. 
Die UNMOGIP ist damit die am längs ten bestehende Mi l i t ä rbe­
obachtergruppe der Vereinten Nationen geworden. 
Die weitere Erfül lung des von beiden Parteien akzeptierten Ver­
mittlungsvorschlags ist allerdings ausgeblieben. Die beiden 
Staaten sahen sich nicht i n der Lage, sich auf das in Teil I I der 
UNCIP-Resolution vom 13. August 1948 vorgesehene Entmi l i t a -
risierungsabkommen zu einigen. Als die erneuten Vermitt lungs­
versuche der UNCIP sowie des P rä s iden ten des Sicherheitsrats 
(General McNaughton, Kanada) fehlschlugen, löste der Sicher­
heitsrat zwar 1950 die UNCIP auf und ersetzte sie durch das Amt 
des Vertreters der Vereinten Nationen für Indien und Pakistan 
(UNRIP) . 1 8 Die bis 1958 andauernden Bemühungen der Inhaber 
dieses Amtes (Sir Owen Dixon, Australien; Frank P. Graham, 
USA) blieben indessen ebenso vergeblich wie die Vermittlungs­
aktion des Schweden Gunnar Jarring als P räs iden t des Sicher­
heitsrats i m Jahre 1957. Das A m t des UNRIP ist seither nicht 
mehr besetzt worden. 
Woran scheiterte die weitere Einigung? Die UNCIP-Resolution 
vom 13. August 1948 hatte für das Entmilitarisierungsabkom-
men folgende Grundsä t ze vorgesehen: 
A. Die Pflichten Pakistans 

1. Rückzug der pakistanischen Truppen; 
2. Bemühung um den Rückzug der Stammeskrieger und pakistani­

scher Freischärler; 
3. Einverständnis mit der Verwaltung des von Pakistan geräumten 

Gebiets durch die lokalen Behörden, die der Aufsicht der Kom­
mission zu unterstellen waren. 
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B. Die Pflichten Indiens 
1. Rückzug des Großteils der indischen Truppen in Etappen, die 

mit der Kommission zu vereinbaren waren, sobald 
a) die Stammesangehörigen und die pakistanischen Freischär­

ler den Staat verlassen hatten und 
b) die pakistanischen Truppen mit ihrem Rückzug begonnen 

hatten; 
2. Belassung der indischen Truppen auf der indischen Seite der 

Waffenstillstandslinie nur in jener Stärke, die in Übereinstim­
mung mit der Kommission erforderlich war, um dort die lokalen 
Behörden bei der Aufrechterhaltung von Recht und Ordnung zu 
unterstützen; 

3. Öffentliche Bekanntmachung durch die Regierung von Jammu 
und Kaschmir, daß Frieden, Recht und Ordnung gesichert und 
die Menschenrechte sowie die politischen Rechte gewährleistet 
seien. 

Dem Abschluß des Abkommens standen nach dem Bericht der 
U N C I P 1 9 g rundsä tz l iche Meinungsverschiedenheiten übe r fo l ­
gende drei Fragen entgegen: 

1. Die Frage der Synchronisation des Rückzugs der pakistanischen und 
der indischen Truppen; 
Pakistan verlange, bereits vor der Unterzeichnung des Entmilitarisierungs-
abkommens von den Plänen für den Rückzug der Truppen in Kenntnis gesetzt 
zu werden. Diese Pläne müßten für Pakistan annehmbar sein. Nur so sei 
gewährleistet, daß das Gleichgewicht der Streitkräfte während des Rückzugs 
eingehalten werde; 
Indien wende hiergegen ein, daß die Rückzugspläne eine Angelegenheit allein 
der Kommission und der indischen Regierung darstellten, in der Pakistan ein 
Mitspracherecht nicht zustehe; 

2. die Frage der Azad-Kaschmir-Truppen; 
Indien fordere, die Abrüstung der Azad-Kaschmir-Truppen in das Entmil i -
tarisierungsabkommen einzubeziehen; 
Pakistan wolle dieses Problem erst nach der Erfüllung des Entmilitarisie-
rungsabkommens im Rahmen der Verwirklichung der Plebiszitprinzipien 
behandeln, wie es der Regelung durch die UNCIP-Vorschläge entspreche; 

3. die Frage der nördlichen Gebiete; 
Indien verlange, daß ihm gestattet werde, militärische Stützpunkte an stra­
tegisch wichtigen Punkten der bisher von pakistanischen Truppen besetzten, 
nördlich der Waffenstillstandslinie gelegenen Hochgebirgsregionen zu er­
richten, sobald Pakistan diese Gebiete geräumt habe. Die Verwaltung dieser 
Gebiete müsse der Regierung in Srinagar übertragen werden; 
Pakistan weigere sich, dieser Forderung zuzustimmen, weil sie den UNCIP-
Vorschlägen widerspreche. 

I V . Indiens Lossagung von den U N C I P - R e s o l u t i o n e n 

Die Ablehnung der Plebiszitverpflichtung 

Schon i n den Jahren 1957 und 1962 hatte Indien vor dem Sicher­
heitsrat betont, daß es zwar die Waffenstillstandslinie als unver­
letzlich betrachte, daß aber die Entscheidung der Kaschmirfrage 
durch ein Plebiszit erst wieder erwogen werden könne , wenn 
Pakistan »seine Aggression rückgäng ig gemacht« habe. Dies sei 
die wichtigste Pflicht, die Pakistan aus den beiden UNCIP-Reso­
lutionen erwachsen sei. Immerhin blieb die grundsä tz l iche B i n ­
dung an die UNCIP-Resolutionen damit noch unbestritten; die 
Meinungsverschiedenheiten betrafen nur die Auslegung der bei­
derseits akzeptierten Vermittlungsvorschlage. Diese Lage ä n ­
derte sich aber entscheidend i m Jahre 1964, als die indische H a l ­
tung einen grundsä tz l ichen Wandel vollzog. Wenn es auch nach 
wie vor die Waffenstillstandslinie respektiere — so der indische 
Vertreter vor dem Sicherheitsrat —, so erachte Indien sich doch 
nicht mehr an die beiden UNCIP-Resolutionen gebunden. Durch 
pakistanische Pflichtverletzungen, durch die ve rände r t en U m ­
s tände und durch den Zeitablauf seien die Resolutionen »obso­
let« geworden. 2 0 Überd ies — so warb Indien um politisches Ver­
s tändnis für seine neue Haltung — bedrohe eüi Plebiszit i n Jam­
mu und Kaschmir die Einheit Indiens; es gefährde das Prinzip 
des säku la ren Staates, dem Indien verpflichtet sei. Indien sei 
deshalb unter keinen U m s t ä n d e n bereit, i n Jammu und 
Kaschmir einen Volksentscheid abzuhalten. 
A n dieser Haltung Indiens hat sich seither nichts mehr geänder t . 
Auch die Vereinbarungen zur Beendigung der bewaffneten K o n ­
fl ikte, i n die sich die Spannungen zwischen Indien und Pakistan 
i n den Jahren 1965 und 1971 entladen hatten, führ ten i n bezug 
auf Jammu und Kaschmir lediglich zur Wiederherstellung des 
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Status quo vor Beginn der Kämpfe . Die Übere inkunf t von 
Taschkent vom 10. Januar 1966, 2 1 die unter dem Vorsitz des 
sowjetischen Min is te rpräs iden ten Kossygin zustandegekommen 
war, enthielt zur Frage der Lösung des Kaschmirkonflikts ledig­
l ich die Feststellung, daß dieses Problem erör te r t worden sei und 
daß jede Seite ihren Standpunkt dargelegt habe. I m übr igen 
besch ränk te sich die Deklaration auf die Wiederherstellung der 
vor dem Beginn der Feindseligkeiten bestehenden Lage. F ü r das 
Abkommen von Simla vom 2. Jul i 19 7 2 2 2 g i l t ähnl iches . Die bei­
den Regierungen vereinbarten, 
»daß in Jammu und Kaschmir die aus der Feuereinstellung vom 17. De­
zember 1971 hervorgegangene Linie der tatsächlichen Kontrolle von 
beiden Seiten respektiert wird, ohne daß die anerkannte Position der 
einen oder der anderen Seite dadurch präjudiziert wird«. 

Wirksamkeit des Rücktritts? 

Vom völkerrecht l ichen Standpunkt aus ist die Weigerung I n ­
diens, die beiden UNCIP-Resolutionen weiterhin durchzufüh­
ren, auf die beide Regierungen sich geeinigt hatten, unter dem 
Aspekt des Rück t r i t t s von einer völkerrecht l ichen Vereinbarung 
zu betrachten. Der Rück t r i t t w ä r e nur berechtigt, wenn Indien 
den Nachweis eines fundamentalen Vertragsbruchs Pakistans 
oder einer grundlegenden Ä n d e r u n g der U m s t ä n d e gelänge. Zur 
I l lustrat ion der hohen Anforderungen, die an einen solchen 
Nachweis zu stellen wären , sei an den Schiedsspruch des P rä s i ­
denten der Vereinigten Staaten vom 4. März 1925 in dem Streit 
zwischen Chile und Peru um die Gebiete Tacna und A r i c a 2 3 er in­
nert. Chile und Peru hatten am 20. Oktober 1883 den Friedens­
vertrag von Ancon geschlossen. A r t i k e l 3 des Vertrags sah vor, 
daß ü b e r die endgül t ige Zugehör igkei t der Gebiete Tacna und 
Arica zu Chile oder Peru durch ein Plebiszit zu entscheiden sei. 
Die nähe ren Bedingungen des Volksentscheids behielt er einem 
besonderen, noch abzuschl ießenden Abkommen vor. Die sich 
übe r Jahrzehnte erstreckenden B e m ü h u n g e n um den Abschluß 
des Plebiszitabkommens scheiterten. Trotzdem hielt der 
Schiedsrichter die Verpflichtungen aus dem Vertrag nicht für 
erloschen. Die Pflicht zu Verhandlungen erlösche weder durch 
Zeitablauf noch schon dadurch, daß die Parteien Verhandlungen 
geführt hä t ten , die erfolglos geblieben seien. Der Rück t r i t t sei 
erst dann gerechtfertigt, wenn der Fehlschlag bestimmter Ver­
handlungen auf die Absicht eines Vertragspartners zu rückzu ­
führen sei, durch sein Verhalten die Ausführung der Vereinba­
rung ü b e r h a u p t zu verhindern. Diese Absicht sei nicht schon i n 
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der Weigerung zu erblicken, einen Vorschlag der Gegenseite 
anzunehmen. Erforderlich sei vielmehr die Feststellung, daß das 
Verhalten des Vertragsgegners den Zweck verfolge, das Zustan­
dekommen jedes vernünf t igen Abkommens zu verhindern. So­
weit die M a ß n a h m e n einer Partei den Vertragszweck zwar nicht 
vereitelten, ihn jedoch erheblich gefährdeten, müsse berücks ich­
t igt werden, ob die schädl ichen Wirkungen nicht durch eine erst 
abzuschl ießende Vereinbarung übe r die Organisation des Volks­
entscheids und durch die Tät igkei t des Plebiszit-Administrators 
behoben werden könnten . 
I m Lichte dieses Schiedsspruchs ist es schwer vorstellbar, daß 
die von Indien angeführ ten G r ü n d e eine Lossagung von der B i n ­
dung an die UNCIP-Resolutionen rechtfertigen können . Die von 
Indien i n den Vordergrund gestellte Auffassung, Pakistan müsse 
zunächs t »seine Aggression rückgäng ig machen«, also insbeson­
dere seine Truppen vol ls tändig und bedingungslos abziehen, 
berücks ich t ig t nicht, daß dies nicht die Voraussetzung, sondern 
erst die Folge des gemäß Teil I I der UNCIP-Resolution vom 
13. August 1948 noch abzuschl ießenden Entmilitarisierungsab-
kommens sein sollte. Die G r ü n d e für das Scheitern der Verhand­
lungen übe r das Entmilitarisierungsabkommen aber lagen an 
der unterschiedlichen Interpretation dieser Resolution zu E in ­
zelfragen; dabei befand sich Pakistan keineswegs von vornher­
ein i m Unrecht. Jedenfalls h ä t t e weiteren Verhandlungen die 
Erfolgsaussicht nicht abgesprochen werden können, h ä t t e nicht 
Indien aus übergeordne ten politischen Gesichtspunkten ent­
schieden, eine Volksbefragung unter keinen U m s t ä n d e n mehr 
durchzuführen . 

Ein Anwendungsfall des Selbstbestimmungsrechts? 

Ein weiterer Aspekt hat sich dementsprechend i m Laufe der 
Jahrzehnte immer s t ä rke r i n den Vordergrund geschoben: die 
Frage nach der Rolle des Selbstbestimmungsrechts der Völker. 
Indien bestreitet vehement, daß das Selbstbestimmungsrecht 
der Völker i m Kaschmirkonflikt relevant sein könne . So brach es 
i m Februar 1982 Verhandlungen mi t Pakistan übe r einen Nicht­
angriffspakt mi t der Beg ründung ab, Äußerungen des pakistani­
schen Delegierten vor der UN-Menschenrechtskommission i n 
Genf — dieser hatte die Kaschmirfrage mi t dem Pa lä s t i na - und 
dem Namibiaproblem verglichen — hä t t en die A t m o s p h ä r e z w i ­
schen beiden L ä n d e r n vergiftet . 2 4 Es sei absurd zu behaupten, 
daß das Recht auf Selbstbestimmung, das den Völkern zukom­
me, die unter einer aus länd ischen oder kolonialen Herrschaft 
s tünden, auf den Staat von Jammu und Kaschmir anwendbar 
sei, der einen integralen Bestandteil des indischen Territoriums 
bilde. I n Wahrheit sei die Bevölkerung des von Pakistan illegal 
und durch Gewalt besetzten Teils von Kaschmir ihres Wahl­
rechts und ihres legitimen Rechts beraubt, sich mifr ihren B r ü ­
dern zu vereinigen, die frei und w ü r d i g i n Indien lebten. Schon 

beim Bei t r i t t zu den beiden UN-Menschenrechtspakten hatte 
Indien 1979 zur Garantie des Selbstbestimmungsrechts der Völ­
ker i n den gleichlautenden Ar t ike ln 1 der Pakte i n einem Inter­
pretationsvorbehalt e rk lär t , 
»daß die in diesen Artikeln erscheinenden Worte >das Recht auf Selbstbestim-
mung< nur für die Völker unter Fremdherrschaft gelten und daß diese Worte 
nicht für souveräne, unabhängige Staaten oder den Teil eines Volkes oder 
einer Nation gelten — was das wesentliche Merkmal nationaler Unversehrt­
heit i s t« . 2 5 

Der Kaschmirkonfl ikt w i r f t für beide Seiten Fragen von existen­
tieller Bedeutung auf. F ü r Pakistan geht es darum, die is lami­
schen G l a u b e n s b r ü d e r i n Kaschmir nicht i m Stich zu lassen; für 
Indien um die Bewahrung der terri torialen In tegr i t ä t angesichts 
zahlreicher zentrifugaler Bewegungen, die durch ein Nachgeben 
i m Falle Kaschmir unkontrollierbar ve r s t ä rk t werden könn ten . 
Fü r Indien k ä m e allenfalls eine Teilung des Staates Jammu und 
Kaschmir entlang der Waffenstillstandlinie i n Betracht. Da 
auch S tänd ige Mitglieder des Sicherheitsrats ihre Gewichte un­
terschiedlich setzen, w i r d der Konf l ik t weiterhin schwelen. F ü r 
die ü b e r s c h a u b a r e Zeit können die Regierungen Indiens und 
Pakistans nur hoffen, daß es ihnen gelingt, die politischen Span­
nungen in ihrem Verhäl tn is zueinander auf der Basis des Status 
quo möglichst gering zu halten, um den erneuten Ausbruch eines 
größeren bewaffneten Konfl ikts zu vermeiden. 
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der deutschen Bundesregierung. 

Tibet: Von der Eigenständigkeit zur »Befreiung* 
Die drei Argumente Beijings 
In einer interfraktionellen Initiative hat der Deutsche Bundes­
tag im Oktober vergangenen Jahres sich der Lage in Tibet ange­
nommen. Vorangegangen waren Demonstrationen in dem Hima-
layaland; früher noch hatte ein Abstecher des Bundeskanzlers 
nach Lhasa im Rahmen eines China-Besuchs für Aufmerksam­
keit gesorgt. Unversehens erlangte so die Frage des völkerrecht­
lichen Status Tibets, die nurmehr ein Thema juristischer Semi­
nare zu sein schien, neuerliche Aktualität.1 

Tibet als Thema der Vereinten Nationen 

Die von Zeit zu Zeit i n Tibet ausbrechenden Unruhen, zuletzt i m 
Dezember 1987 und i m Februar 1988, finden weltweite Auf-
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merksamkeit; sie werfen die für Beijing peinliche Frage nach der 
Rechtmäßigkei t der chinesischen Herrschaft auf. Die Frage ist 
lebendig geblieben; i n der Vergangenheit hatten die Vereinten 
Nationen sich mehrfach zu ih r geäußer t . Seit die Volksrepublik 
China freil ich 1971 den chinesischen Sitz in den Vereinten Na­
tionen ü b e r n a h m (und dabei auch gleich einen der fünf Sitze als 
S tändiges Mitgl ied des Sicherheitsrats einnahm), ist die Tibet­
frage für die Weltorganisation praktisch erledigt, da Beijing jede 
entsprechende Ini t ia t ive augenblicklich als Einmischung i n sei­
ne inneren Angelegenheiten zurückweisen w ü r d e . I m Sicher­
heitsrat könn te China jederzeit mi t einem Veto einschreiten, und 
in der Generalversammlung dürf te sich wohl kaum eine qua l i f i ­
zierte Mehrheit für eine Verurteilung finden. 
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Viermal haben sich die Vereinten Nationen i n der Vergangenheit 
mi t der Tibetfrage befaßt, näml ich 1950, 1959, 1961 und 1965. 
A m 17.November 1950 beantragte der Vertreter E l Salvadors, 
das Thema >Invasion Tibets durch fremde Mächte< auf die Tages­
ordnung der Generalversammlung zu setzen. Zur Begründung 
hieß es, daß dem Ansehen der U N ein »tödl icher Schlag« versetzt 
würde , n ä h m e sie nicht zum Angr i f f Chinas auf das »zumindest 
seit 1912 vol ls tändig unabhängige« Tibet Stellung. I n seinem 
Entschl ießungsentwurf verlangte der Delegierte, daß »der A k t 
einer unprovozierten Aggression gegen Tibet verurtei l t« werde. 2 

I n der sich anschl ießenden Geschäf tsordnungsdiskuss ion wurde 
am 24. November 1950 i m Präs id ia lausschuß einstimmig be­
schlossen, die Entscheidung darüber , ob die Frage Tibets auf die 
Agenda gesetzt werden solle, zu verschieben. Ausschlaggebend 
bei dieser Entscheidung war nicht zuletzt der Beitrag des i n d i ­
schen Vertreters, der sich dafür stark machte, die Tibetfrage mi t 
friedlichen Mit te ln zu lösen. Abzustellen sei dabei auf eine »Si­
cherung der Autonomie, die Tibet für mehrere Jahrzehnte beses­
sen hat«. M i t Rücks icht auf diese indische Argumentation 
schlossen sich auch die USA dem Vertagungsvorschlag an. 
China ließ sich von Vorstellungen, wie der indische Vertreter sie 
ausgesprochen hatte, nicht beeindrucken, sondern setzte seinen 
Tibetfeldzug fort, der allerdings frühzeit ig abgeschlossen wer­
den konnte, da die in die Enge gedräng ten Tibeter i n Verhand­
lungen mi t Beijing eintraten und am 23. Mai 1951 jenes 17-Punk-
te-Abkommen unterzeichneten, das es der chinesischen Volks­
befreiungsarmee ermöglichte , ohne einen weiteren Schuß i n 
Lhasa und anderen S t äd t en Tibets einzumarschieren. 
Nachdem es am 10. März 1959 zu bewaffneten Erhebungen ge­
gen die chinesischen Truppen i n Lhasa und Shigaze gekommen 
war und der Dalai Lama daraufhin fluchtart ig das Land verlas­
sen hatte, nahm die Generalversammlung der Vereinten Nat io­
nen am 21. Oktober 1959 einen gemeinsam von Malaya und 
I r land eingebrachten Resolutionsentwurf an, i n dem, ohne daß 
der Name China fiel, die Verweigerung fundamentaler Men­
schenrechte in Tibet bedauernd festgestellt wurde. 45 Staaten 
stimmten für die Resolution 1353(XIV), 9 dagegen und 26 ent­
hielten sich der Stimme, darunter Indien. M i t Ja stimmten unter 
anderem die >Republik China< sowie die USA, mi t Nein aus­
schließlich Lände r des sozialistischem Lagers. 
Die nächs t e Abstimmung fand am 20. Dezember 1961 statt. Dies­
mal war der Entschl ießungsentwurf zu Tibet erneut von Malaya 
und I r land sowie von E l Salvador und Thailand eingebracht 
worden. Die Resolution 1723(XVT) wurde mi t 56 Stimmen gegen 
die 10 des Sowjetblocks und Kubas bei 29 Stimmenthaltungen 
— vornehmlich von Asiaten und Afrikanern — angenommen 
und erneuerte den feierlichen Appell , alle »Prak t iken einzustel­
len, die das tibetische Volk seiner grundlegenden Rechte und 
Freiheiten einschließlich seines Rechts auf Selbstbestimmung 
berauben«. 

Nach vier jähriger Pause brachten E l Salvador und einige weite­
re Staaten die Menschenrechtsfrage i n Tibet abermals auf die 
Tagesordnung. A m 18. Dezember 1965 beschloß die Generalver­
sammlung i n ihrer Resolution 2079(XX) mi t 43 gegen 26 St im­
men bei 22 Enthaltungen erneut, »die fortgesetzte Verletzung 
der grundlegenden Rechte und Freihei ten« des Volkes von Tibet 
zu verurteilen. Die Verletzung der Menschenrechte in Tibet und 
die Un te rd rückung der e igens tändigen tibetischen K u l t u r e rhö ­
he die internationalen Spannungen und führe zur Verbitterung 
der Beziehungen zwischen den Völkern. 
Inhal t l ich werden in den Beschlüssen zwei Fragen angespro­
chen, näml ich zum einen die Verletzung der Menschenrechte, 
zum anderen — wenn auch nur zwischen den Zeilen — die Sou­
verän i t ä t Tibets: Darauf deutet zumindest der Wortlaut der Re­
solution vom 20. Dezember 1961 hin, i n der von einer Vorenthal­
tung des »Rechts auf Se lbs tbes t immung« die Rede ist. Expressis 
verbis freilich war von der Verletzung der Souverän i t ä t eines 
se lbs tändigen Staates nirgends die Rede. 
Aus diesem Grund sollen nachfolgend einige Betrachtungen zur 
Souveräni tä t s f rage angestellt werden. Denn seit die Volksbe­

freiungsarmee i m Herbst 1950 nach Westtibet einmarschiert 
war, seit vor allem am 23. Mai 1951 das >Abkommen übe r Maß­
nahmen zur friedlichen Befreiung Tibets< zwischen Beijing und 
Lhasa unterzeichnet worden war, legitimiert die Volksrepublik 
ihre Präsenz i n Tibet mi t drei Begründungen : dem Geschichts-, 
dem Befreiungs- und dem Leistungsargument. Jede dieser Be­
hauptungen verdient eine n ä h e r e Untersuchung. 

Legitimiert durch die Geschichte? 

»Tibet ist von altersher ein untrennbarer Bestandteil des chine­
sischen Terr i tor iums«, heißt es i n der immer wiederkehrenden 
Sprachregelung der chinesischen Propaganda. Bereits i m 
7. Jahrhundert habe ein reger und freundschaftlicher Verkehr 
zwischen den Han und der Bevölkerung Tibets geherrscht. Seit 
der Yuan-Dynastie (13. Jahrhundert) habe China bereits offiziell 
Tibet beherrscht, und auch das politische und religiöse System 
Tibets sei von der zentralen chinesischen Regierung »best immt« 
worden. Dieser Souve rän i t ä t s t a tbe s t and habe sich auch i n den 
nachfolgenden Jahrhunderten nicht ve ränder t . Bis zum heutigen 
Tage auch habe kein einziges Land Tibet als u n a b h ä n g i g e n Staat 
anerkannt. 3 

Versucht man die üb l ichen chinesischen Geschichtsdarstellun­
gen nach Phasen zu gliedern, so ergeben sich drei Abschnitte 
eines sich immer mehr verdichtenden Einflusses des chinesi­
schen Reiches, der sich zunächs t als zivilisatorische, spä te r als 
Ernennungs- und schließlich als politische Macht durchsetzte, 
und der bis auf die Tang-Zeit zurückre ich t . 
Der Übe rgang von der Legende zur Geschichte beginnt mi t der 
jedem Tibeter vertrauten Gestalt Songtsen Gampos, dem es ge­
lang, die zerstrittenen S t ä m m e Tibets zu einigen und das 
>Schneeland< zu einer Födera t ion zusammenzufügen, an deren 
Spitze er als König trat. Als Bewunderer der damals b lühenden 
Tang-Zivil isation hielt er um die Hand der chinesischen Infant in 
Wen Cheng an und heiratete sie i m Jahre 641. Der tibetische 
König, der damit zum Schwiegersohn des chinesischen Kaisers 
geworden war, erhielt, altchinesischer Tradi t ion folgend, sofort 
mehrere Titel , wie sie auch für nachfolgende tibetische Politiker 
so at t rakt iv wurden, daß sie beim chinesischen Kaiserhof übe r 
Jahrhunderte hinweg um weitere Verleihungen einkamen. Diese 
Praxis sowie die auch in nachfolgenden Jahrhunderten immer 
wieder erneuerten Verwandtschaftsbeziehungen müssen i n der 
heutigen Argumentation bereits als Anzeichen einer sich verfe­
stigenden politischen Herrschaft Chinas übe r Tibet herhalten. 
Gleichwohl kann bis zum 18. Jahrhundert von einer Herrschaft 
chinesischer Dynastien übe r Tibet nicht die Rede sein. So folgte 
auf den Zusammenbruch des Tang-Reiches i m Jahre 907 die 
Periode der >fünf Dynastien< (907 — 960), i n der China so zerris­
sen war, daß es auf das ferne Tibet keinerlei Einfluß mehr besaß. 
Dies gi l t auch für die Zeit der Nörd l ichen (960 — 1127) und der 
Südl ichen Song-Dynastien (1127 — 1279). Erst unter der Mongo­
len-Dynastie der Yuan (1279 — 1368) kam es zu einer engen A n -
bindung Tibets an die Dynastie der mongolischen Chingiskhani-
den, i n deren Gefolge die Mongolen einerseits den Lamaismus 
sowie das tibetische Schriftsystem und andererseits den Schutz 
übe r das Sakya-Kloster übe rnahmen , dessen Ab t Pandita 
(1182 — 1251) mi t Chingis Khan als >Kaiserlehrer< lange Zeit i n 
Verbindung gestanden hatte, und dem die Mongolen nun bei sei­
ner Auseinandersetzung mi t anderen Klös te rn und Regionalfür­
sten unter die Arme griffen. Die wichtigsten Kaiser der Yuan-
Dynastie mischten sich also durchaus i n die tibetische Innenpo­
l i t i k ein, aber nicht, um dort Herrschaft auszuüben , sondern um 
ihrem Verbündeten , dem Sakya-Kloster, Hilfe zu leisten. 
W ä h r e n d der Ming-Dynastie (1368—1644) blieb das System der 
Yuan gegenüber Tibet i m wesentlichen unverände r t . Da es aber 
gerade i m 14. Jahrhundert i n Tibet zu einer erheblichen Sekten­
bi ldung gekommen war, erhielten die Ming-Kaiser häuf ig Gele­
genheit, durch die Verleihung der begehrten Ti te l die eine Partei 
gegen die andere auszuspielen und vor allem das Sakya-Kloster 
aus seiner bisherigen Vormachtstellung zu verdrängen . Als Ver­
traute der ve rhaß ten Mongolen sollten die Sakya -Mönche nicht 
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länger die Oberherrschaft ausüben . A m besten erreichte man 
dieses Ziel dadurch, daß andere Sekten ges tä rk t wurden; und so 
verliehen denn die Ming einen Ti te l nach dem anderen — wie 
>Drei Könige der Gesetzes >Fünf-Gott-Könige<, J ü n g e r des 
Buddha i m Westen< oder >Großer Kaiserlicher Lehrer<. W ä h r e n d 
der fünfziger Jahre des 15. Jahrhunderts kamen außerdem, wie 
aus den Aufzeichnungen des Ritenministeriums hervorgeht, 
nicht weniger als jedes Jahr drei- bis vierhundert Tibeter in die 
Hauptstadt Beijing, um dem Kaiser Tr ibut darzubieten und ihm 
zu huldigen. 
A m Ende setzte sich aber i n Tibet doch wieder eine pro-mongo-
lische Partei durch, näml ich die Anfang des 15.Jahrhunderts 
neu gegründe te Sekte der >Gelbmützen<, die sich durch strenge 
Ordenszucht auszeichnete und vor allem zur Keimzelle jenes 
theokratischen Staatsgebildes wurde, dessen Fundamente be­
reits w ä h r e n d der Yuan-Zeit gelegt worden waren, das aber erst 
i m 15. Jahrhundert zur vollen Entfaltung kam. Der fortbeste­
hende mongolische Einfluß zeigte sich auch darin, daß einer der 
Nachfolger Tsongkhapas, des Gründe r s der Gelbmützensek te , 
vom mongolischen Hof 1578 den Ehrentitel >Dalai Lama< erhielt, 
der seitdem zur Ehrenbezeichnung der tibetischen Mönchskön i ­
ge wurde und bis auf den heutigen Tag, bis auf den 14. Dalai 
Lama, weitergereicht wurde. 1645 verliehen die Mongolen übe r ­
dies einem anderen hebenden Buddhas näml ich dem Abt des in 
Shigatse liegenden Klosters Tashilumpo, den Titel >Panchen 
Lama<. 
In die Übergangsze i t von der M i n g - zur Qing-Dynastie fällt die 
Zeit des bedeutendsten aller Dalai Lamas, des >Großen Fünften< 
(1617 — 1682), der die Entwicklung Tibets zum Kirchenstaat 
vollendete und, um den Tr iumph übe r seine innenpolitischen 
Gegner zu vervol ls tändigen, 1652 nach Beijing reiste, um sich i n 
seinem Amt als Mönchskönig über Tibet bes tä t igen zu lassen. 
Von da an wurde es zu einem festen Ritual, daß jeder Nachfolger 
des Dalai Lama wie des des Panchen Lama sich von der chine­
sischen Zentralregierung feierlich >bestätigen< ließ. Nach t rad i ­
tioneller chinesischer Auffassung galt dieses Bes tä t igungsr i tua l 
als ein Unterwerfungsakt des Tributbringers. M i t der Verlei­
hung chinesischer Ränge und Titel , die bei den tibetischen W ü r ­
den t r äge rn so begehrt waren, hatten die Ming zwar ein gewisses 
Einmischungspotential, das jedoch bei weitem nicht ausreichte, 
um Her r schaf t sansprüche zu begründen . 
Dies ände r t e sich erst i m 17. Jahrhundert, und zwar i m Zeichen 
der Qing-Dynastie (1644 — 1911). Die bei ihren Mongolenfeldzü-
gen erfolgreichen Qing-Kaiser nutzten zu Beginn des 18. Jahr­
hunderts innere Streitigkeiten i n Tibet aus und schickten Trup­
pen, die eine Partei gegen die andere un te r s tü tz ten . Einmal in 
Tibet, woll ten die Qing das Heft nicht mehr aus der Hand geben 
und richteten dort zwischen 1723 und 1728 jenes Modell für die 
tibetisch-chinesischen Beziehungen ein, das mi t wenigen Ä n d e ­
rungen bis ins 20. Jahrhundert hinein fortdauerte. Von 1728 an 
waren näml ich zwei mandschurische Hochkommissare (>Amba-
nen<) als s tändige Vertreter und Kontrolleure der Zentralregie­
rung i n Lhasa p räsen t und wurden dort von einer kleinen mand­
schurischen Garnison un te r s tü tz t . I n den Jahren 1751 bis 1793 
gab es zwei Verwaltungsreformen, die die Fesseln enger an­
zogen: 

• 1751 wurde eine besser lenkbare Lokalregierung inst i tut ional is ier t , 
die sogenannte Gasha, eine A r t Kabinet t , das dem Dala i Lama und den 
Hochkommissaren unterstand. Die Ins t i tu t ion der Gasha bestand bis 
1959. 

• Den zweiten bemerkenswerten Einschni t t brachte das Jahr 1793, als 
n ä m l i c h die Gasha auf D r ä n g e n der Hochkommissare sowie des Qing-
Hofes die sogenannten >29 Punkte für die Verwal tung Tibets« vorlegte, 
die Tibet e n d g ü l t i g zu einem Vasallen der Qing werden lassen sollten. 

Die S c h l ü s s e l b e s t i m m u n g e n liefen auf folgendes hinaus: 

— Gleichstellung der Hochkommissare m i t dem Da la i Lama und dem 
Panchen Lama, 

— Ernennung der Kauluns (der Gasha-Minister) durch den chinesi­
schen Kaiser, 

— alleinige Z u s t ä n d i g k e i t der Hochkommissare für die tibetische A u ­
ßenpo l i t i k , 

— Kont ro l l e der Hochkommissare ü b e r den Haushalt der Gasha, 

— r i tuel le Mi tbes t immung der Hochkommissare beim Reinkarna-
t ionsr i tua l für den Dala i Lama wie den Panchen Lama, 

— v e r s t ä r k t e Mi tbes t immung der Hochkommissare ü b e r die St re i t ­
k rä f te . 

A m Ende kontroll ierten die beiden Ambanen also Verteidigung 
und Außenpol i t ik . Innenpolitisch dagegen lag die eigentliche 
Macht weder bei den Ambanen noch beim Dalai Lama oder beim 
Panchen Lama, sondern bei den Potentaten der jeweiligen Re­
gionen. Nicht zuletzt sollte man hier auch bedenken, daß die 
Verwaltungsreformen von 1752 und 1793 auf einseitige Anord ­
nungen des Qing-Hofes, zum Teil aber auch durch Vereinbarun­
gen begründe t wurden, die ihrem Charakter nach >ungleich< 
waren. Es ist recht f ragwürdig , wenn China einerseits alle ihm 
ungüns t igen ungleichen Ver t räge aus dem 18. und 19. Jahrhun­
dert als n u l l und nichtig betrachtet, w ä h r e n d es andererseits die 
ihm güns t igen ungleichen Ver t räge als verbindlich ansieht. 
M i t dem Ende des chinesischen Kaiserreichs und der Ausrufung 
der Republik (1911/12) sah Tibet sich ermutigt, seine Bindungen 
zu Beijing endgül t ig abzubrechen, da es ja nur, wie die A r g u ­
mentation lautete, ein Verhäl tnis zum Kaiserhaus der Qing, 
nicht jedoch zu irgendeinem chinesischen Staat unterhalten 
habe. 1913 erfolgte die tibetische Unabhäng igke i t s e rk l ä rung . 
W ä h r e n d der 39 Jahre zwischen 1912 und 1951 bestand Tibet als 
Autonomes Staatswesen. Die Wiedereingliederung i n den chine­
sischen Staatsverband 1951 geschah unter mi l i tä r i schem Zwang 
und auf Grund jenes >17-Punkte-Abkommens<, das ebenfalls als 
ungleicher Vertrag gewertet werden muß . 
Diese mehr politischen Über legungen werden vers tä rk t durch 
die kulturelle Andersartigkeit Tibets, an der sich auch nach nun­
mehr fast vier Jahrzehnten chinesischer Herrschaft nichts geän ­
dert hat. Die >Große Tradition« Tibets ist gepräg t durch den 
Lamaismus, der wiederum seine Hauptimpulse dem indischen 
Kulturkreis verdankt, auch wenn die ersten S a m e n k ö r n e r des 
Buddhismus nicht von Indern, sondern von den Chinesen ausge­
sät wurden. Die Qing-Kaiser haben zwar den Lamaismus syste­
matisch gefördert (Beijing wurde i m 18. Jahrhundert unter an­
derem zum Hauptverlagsort für lamaistisches Schrifttum); doch 
handelte es sich hierbei nicht um eine Konvergenz tibetischer 
und chinesischer Traditionen, sondern vielmehr um einen Ver­
such der Qing-Kaiser, die >barbarischen< Nomadenvö lke r Zen­
tralasiens mi t Hilfe des Lamaismus aufzuweichen. Theokrati-
sche Einrichtungen, wie sie vor allem die Gelbe Kirche hervor­
gebracht hat, finden i n China nirgends eine Entsprechung. Der 
chinesische Kaiserkult beruhte auf völlig anderen Vorstellun­
gen, die unter dem ideologischen Vorzeichen des Konfuzianis-
mus standen. 
Auch i m Bereich der >Kleinen Tradition« unterscheiden sich Chi­
na und Tibet in einer schon fast antipodenhaften Weise: Man 
denke an die so grundverschiedenen Wirtschaftsformen, an Er­
näh rung , Kleidung und Wohnweise, an die Form der Geisterver­
ehrung, die i m China der Han so gar keine Entsprechung finden 
(>Geisterfallen<, Ladse-Steinhaufen, Gebetsfahnen, G e b e t s m ü h ­
len, Amulette), an die verschiedenen Formen der Beerdigung 
(>Himmelsbeerdigung< in Tibet), an die >Zürnenden Gottheiten«, 
an die Göt t innen (Taras), an die lamaistische Ikonographie mi t 
ihren erotischen Darstellungen, an die Kul tgegens tände (Glocke 
und Donnerkeil, Zauberdolch, Yakschweif-Standarten, Gebets­
müh len und -wimpel), an die Buddhaopfer oder die Mani -Mau-
ern. Kurzum: Wohin man bl ickt , entdeckt man nur extreme Ver­
schiedenheiten. 4 

Legitimiert durch >Befreiung<? 

Aus der Sicht Beijings hat China dem tibetischen Volk geholfen, 
ein Doppeljoch abzuschüt te ln , indem es einerseits die Aggres­
s ionspläne der äußeren Feinde durchkreuzte und andererseits 
auch mithalf, die U n t e r d r ü c k u n g des Volkes durch die Ober­
schicht i m eigenen Lande zu beseitigen. 
Als äußere Feinde tauchen i n der chinesischen Argumentation 
zuerst die Bri ten (ab 1880) und dann die Amerikaner (ab 1947) 
auf, die sich angeblich mi t P länen trugen, Tibet unter ihre Herr-
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schaft zu bringen. Was die Bri ten angeht, so w i r d vor allem die 
>Younghusband-Expedition< von 1904 als Hauptereignis heran­
gezogen. Gegen britische Ambitionen, wie sie sich hier andeute­
ten, habe sich die junge Republik China mi t aller Energie zur 
Wehr gesetzt. 
Was die USA anbelangt, so habe es 1947 P läne tibetischer Reak­
t ionäre gegeben, die versuchten, das Himalaya-Land i n den US-
Einflußbereich zu ziehen und es gleichzeitig von China abzu­
trennen. 5 I m Oktober 1947 sei eine tibetische Handelsdelegation 
nach Großbr i t ann ien und i n die USA gereist, um dort, wie es i n 
der chinesischen Darstellung heißt, »Weisungen der beiden Re­
gierungen für separatistische Ränke entgegenzunehmen«. (Lei­
ter der Delegation war Xakabba Wangqug Dabdain, der Verfas­
ser der Polit ischen Geschichte Tibets-, die inzwischen auch i n 
englischer Über se t zung i n Yale herausgegeben worden ist, und 
in der die Grundthese verfochten w i r d , daß die Beziehungen 
zwischen China und Tibet niemals politischen, sondern immer 
nur personal-zwischendynastischen Charakter getragen h ä t ­
ten.) M i t dem Feldzug von 1950 wurden also, immer aus chine­
sischer Sicht, P l äne vereitelt, Tibet unter US-Herrschaft zu 
bringen. 
Ferner hä l t China es sich zugute, daß es das tibetische Volk von 
seinen eigenen Peinigern befreit habe, vor allem von der >Leibei-
genschaft< gegenüber den »drei Arten von Feuda lher ren« , n ä m ­
l ich dem Adel, der Bürokra t i e und den Klöstern. Vor allem die 
ku l tu r revo lu t ionä re Propaganda malte die Z u s t ä n d e i m alten 
Tibet i n den schaurigsten Farben und demonstrierte die Untaten 
der >Feudalisten< an Hand von Exponaten, Fotos und Tabellen 
i m Tibetischen Revolutionsmuseum. So sehr sich das reformeri­
sche vom ku l tu r revo lu t ionären China heute distanziert — in 
Sachen Tibetpropaganda sind die Methoden weitgehend gleich 
geblieben. 
Nun kann zwar niemand leugnen, daß es i n Tibet bis i n die Mi t te 
des 20. Jahrhunderts hinein eine höchst mit telal terl ich gepräg te 
Gesellschaft gegeben hat. Doch wurde einerseits die »Grausam­
keit der alten Gesellschaft« von der Bevölkerung i n aller Regel 
nicht als solche empfunden oder zumindest durch die T rös tun ­
gen aufgewogen, die i n der Sicht des Durchschnittstibeters of­
fensichtlich schwerer wogen als das ihm zugefügte Leid. Zum 
anderen kann es na tü r l i ch keinem Volk verwehrt werden, sich zu 
befreien; ein Einsatz auswär t ige r Armeen paß t aber schlecht ins 
B i l d der Selbstbefreiung. (Erinnert sei an die >Befreiung< der 
baltischen Staaten durch die Sowjetunion, die von Beijing jahr­
zehntelang aufs schärfs te mißbil l igt wurde.) 
Es ist ferner eine Tatsache, daß w ä h r e n d der Kul turrevolut ion 
der Versuch unternommen wurde, die tibetische K u l t u r mi t 
Stumpf und Stiel auszurotten. Von den 1950 existierenden 
2 711 Tempeln und Klös te rn haben beispielsweise nur 13 die 
Kul turrevolut ion übe r l eb t — ein erschreckendes Ergebnis, das 
nur dadurch etwas aufgehellt w i rd , daß diese 13 zu den w i r k l i c h 
bedeutendsten D e n k m ä l e r n des Landes gehören. 
Zwar geht Beijing davon aus, daß das Leid der Kul turrevolut ion 
nicht nur Tibet, sondern ganz China ereilt hat; es ist aber doch 
wohl ein Unterschied, ob sich eine zehnjähr ige Katastrophe wie 
die Kul turrevolut ion aus den historischen Abläufen des eigenen 
Landes heraus entwickelt hat, oder aber ob sie von außen her 
importiert wurde. Unter diesen U m s t ä n d e n sind die kostspieli­
gen Reparaturen, die Beijing inzwischen an zers tör ten Tempeln 
vornehmen läßt, nicht viel mehr als ein S tück überfäl l iger Wie­
dergutmachung. 

Legitimiert durch Leistung? 

Z u den Hauptargumenten Beijings für seine rechtmäßige Anwe­
senheit i n Tibet gehören heutzutage Hinweise auf die gewaltigen 
— und kostspieligen — Investitionen, die China i n den letzten 
Jahren getä t ig t und für die es praktisch keine Gegenleistung 
erhalten habe. 
Nach dem Inspektionsbesuch des f rüheren KP-Genera l sek re t ä r s 
H u Yaobang i n Tibet (1980), der schwerwiegende Fehlgriffe der 
ku l tu r revo lu t ionä ren Tibetpoli t ik ans Tageslicht brachte, leitete 

die Zentralregierung ein Hilfsprogramm ein, das i n der Tat be­
achtliche Ergebnisse zeitigte. Hier einige Beispiele 6: 
• 1985 betrug der Bru t to-Produkt ionswer t i n Landwir tschaf t und 
Viehzucht etwa 909 M i l l Yuan — ein Zuwachs von 70vH g e g e n ü b e r 
1965. Der Viehbestand belief sich 1985 auf mehr als 21 M i l l S t ü c k , 
2,3mal soviel wie 1959. 
• Die Industr ie i n Tibet ist aus dem Nichts entstanden, u m f a ß t e aber 
1986 bereits 250 kleine und m i t t e l g r o ß e Industriebetriebe und er­
brachte einen Brut to-Produkt ionswer t von 160 M i l l Yuan. 
• Ferner habe es vor der >Befreiung< i n Tibet keine einzige L a n d s t r a ß e 
gegeben. Inzwischen existiere ein Gesamtnetz von 21 000 Ki lomete rn 
m i t Lhasa als Zent rum, eine Flugl in ie zu mehreren chinesischen S t ä d ­
ten und eine innertibetische Luftfahrtgesellschaft. 
• Vor der >Befreiung< habe es keine einzige Schule gegeben, sieht man 
einmal von den Privatschulen für Kinder adliger Fami l ien ab; heute 
ver füge Tibet ü b e r drei Hochschulen, 14 Fachschulen, 64 Mi t te l schu­
len und ü b e r 2 300 Grundschulen. 
• Vor der >Befreiung< habe es i n Tibet nur einige wenige medizinische 
Einr ichtungen für Adl ige und hohe Beamte gegeben; heute ver füge die 
Autonome Region dagegen ü b e r 770 K r a n k e n h ä u s e r und S a n i t ä t s s t e l ­
len m i t 4 980 Krankenbetten. Jeder Bezirk habe sein eigenes K r a n k e n ­
haus für tibetische Mediz in . A l l e Bauern und V i e h z ü c h t e r erhielten 
kostenlose medizinische Betreuung. 
• Bis Ende 1986 seien i n Tibet ferner fünf R u n d f u n k ü b e r t r a g u n g s s t a ­
t ionen g e g r ü n d e t worden, die einen Empfangsbereich von 30vH des 
Gebiets abdeckten. A u ß e r d e m gebe es drei T V - Ü b e r t r a g u n g s s t a t i o n e n . 
• 234 K l ö s t e r und Tempel seien restauriert und renoviert und 743 
S t ä t t e n für das re l ig iöse Leben geöffnet worden, wo Ende 1986 
14 320 M ö n c h e und Nonnen und 331 Lebende Buddhas sowie die 
G l ä u b i g e n der A u s ü b u n g ihrer Religion nachgehen dü r f t en , deren 
Freiheit i m ü b r i g e n durch die Verfassung von 1982 g e s c h ü t z t sei. 
• N i c h t zuletzt aber sei eine beachtliche Zah l von einheimischen K a ­
dern herangewachsen. Unter den 25 600 Technikern i n den verschie­
denen Fachbereichen der Autonomen Region seien 15 200 (59,26vH) 
Tibeter oder A n g e h ö r i g e anderer N a t i o n a l i t ä t e n . 
Zwar gebe es in Tibet noch einige Probleme, so zum Beispiel das 
niedrige Durchschnittseinkommen der Bevölkerung, Energie­
knappheit und Verkehrsprobleme. Diese hingen jedoch mi t den 
besonders schwierigen Naturbedingungen des Landes zusam­
men und w ü r d e n i n den nächs t en Jahren behoben werden. 7 

Gewiß hat China hier beachtliche Leistungen erbracht und Tibet 
keineswegs i m Stile des klassischen Kolonialismus behandelt. 
Stets wurde mehr hineingesteckt als herausgeholt. Gleichwohl 
verleiht Leistung allein noch keine Herrschaftslegitimation. 
Auch England hat ja i n Indien oder Malaya jahrzehntelang inve­
stiert und diese L ä n d e r aus dem Mittelal ter in das 19. Jahrhun­
dert hineinkatapultiert; dadurch freilich konnte der koloniale 
Erwerbstitel keineswegs i n einen legitimen Besitzanspruch um­
gewandelt werden. 
Es gäbe eine einfache Methode, u m klare Verhäl tn isse zu schaf­
fen, näml ich einen Volksentscheid übe r die Zukunft des Landes 
unter internationaler Ü b e r w a c h u n g — dies zumindest ist seit 
1980 der Standpunkt des Dalai Lama. Unlängs t s ch ränk t e er 
allerdings seine Vorstellungen dahin gehend ein, daß — obwohl 
von der Mehrheit der Tibeter nach wie vor gewünsch t — die 
vol ls tändige Unabhäng igke i t kaum noch erreichbar sei. Er be­
fürwor te daher eine mitt lere Lösung, »nämlich weitgehende A u ­
tonomie unter chinesischer Oberher rschaf t« 8 . Die Lösung des 
Konfl ikts könne nur auf dem Verhandlungsweg, unter Aus­
schluß jeglicher Gewaltanwendung, vor sich gehen. 
Warum stimmt ausgerechnet China, das ja sonst dem >Willen des 
Volkes< so hohen Stellenwert e in räumt , einer Verhandlungs­
oder auch p leb isz i tä ren Lösung nicht zu? Offensichtlich weiß 
man i n Beijing recht wohl , daß alle Geschichte, alle >Befreiung< 
und alle materiellen Wohltaten nicht hinreichten, um den 
Durchschnittstibeter zu einem Votum für den Verbleib bei China 
zu motivieren. Der Mensch lebt eben nicht nur von >Befreiung< 
und Brot . . . 
Anmerkungen 
1 Ein auf Wunsch der Grünen-Abgeordneten Petra K. Kelly erstelltes Gutachten des 

Wissenschaftlichen Dienstes des Deutschen Bundestages wurde größtenteils in der 
Frankfurter Rundschau v.15.9.1987 dokumentiert. 

2 Siehe UN Doc.A/1534. 
3 So beispielsweise die Beijing Rundschau, Nr.42/1987, S.16. 
4 Weitere Einzelheiten bei Oskar Weggel, China und Tibet: Wie Feuer und Holz, in: 

China aktuell, Dezember 1983, S.744-760 (753). 
5 Beijing Rundschau, Nr.6/1988, S.40. 
6 Siehe Anm.5. 
7 Beijing Rundschau, Nr.48/1987, S.23. 
8 Neue Zürcher Zeitung, Fernausgabe v.8.4.1988. 
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Literaturhinweis 
U r q u h a r t , B r i a n : A L i f e i n Peace and 
W a r 

London: Weidenfeld & Nicolson 1987 
398 S., 15,95 engl. Pfd. 

I n seiner g roßen Biographie Dag Hammar-
skjölds (New York 1972) m u ß t e der Au to r sich 
als aktives M i t g l i e d des Sekretariats noch m i t 
eigenen Wertungen z u r ü c k h a l t e n . Das 
braucht er nun nicht mehr, nachdem er nach 
40 Dienstjahren — zuletzt als Untergeneral­
s e k r e t ä r — ausgeschieden ist. Das g ib t diesem 
spannend geschriebenen Buch die W ü r z e . 
Sein Leben i m Dienste der Weltorganisation 
von 1945 bis 1985 entfaltet sich plastisch vor 
dem B l i c k des Lesers. 
Aus eher b e s c h r ä n k t e n V e r h ä l t n i s s e n hervor­
gegangen, e r m ö g l i c h t e n Stipendien dem früh 
entwickel ten jungen Schotten den Zugang zu 
den Bildungsanstalten der englischen Ober­
schicht: >Westminster School« und >Christ 
Church College< i n Oxford. K a u m ü b e r 
20 Jahre alt , brach er das S tud ium der Ge­
schichte ab und meldete sich f r e i w i l l i g zum 
Kriegsdienst. Trotz einer skeptischen und 
s e l b s t b e w u ß t e n Ha l tung g e g e n ü b e r dem M i l i ­
t ä r l e b e n avancierte er schl ieß l ich zum Major 
der Fal lschirmtruppen. E i n Erlebnis aus die­
ser Zei t l ieß i h n offenbar sein ganzes Leben 
nicht los: seine dringende Warnung vor der 
schlecht geplanten Luft landeoperat ion i n 
Arnhe im, die i n den W i n d geschlagen w u r ­
de. 

Ba ld nachdem er den ungeliebten M i l i t ä r ­
dienst qu i t t i e r t hatte, wurde er von Gladwyn 
Jebb zu den ersten Planungsarbeiten der Ver­
einten Nationen herangezogen. W ä h r e n d er 
die sachliche A t m o s p h ä r e i n seinem Arbei t s ­
stab genoß , tat er sich schwer m i t dem emotio­
nalen, kaum berechenbaren und leicht auf­
brausenden ersten G e n e r a l s e k r e t ä r Trygve 
Lie, dem er p e r s ö n l i c h beigegeben wurde. Er 
s t ieß sich an der Empf ind l ichke i t des ehrgeizi­
gen Mannes, der ein offizielles Essen verlassen 
konnte, wenn er sich n icht gehö r ig placiert 
fand, oder sogar die Tischkarten austauschte, 
u m sich selbst den Ehrenplatz zu sichern. 
Auch für dessen Krach m i t P r ä s i d e n t e n der 
Generalversammlung hatte er wenig Ver­
s t ä n d n i s . Obwohl er auch an dem Arbei tss t i l 
und der Personalpoli t ik des ersten Generalse­
k r e t ä r s v ie l auszusetzen hatte, nahm er i h n 
doch gegen den V o r w u r f i n Schutz, sich p o l i ­
t isch einseitig zu orientieren. Als er jedoch 
fühl te , sein pe r sön l i ches Vertrauen nicht mehr 
zu besitzen, gab Urquha r t nach zwei Jahren 
die Stelle als sein S e k r e t ä r auf und bat u m 
eine andere Verwendung i m Sekretariat. 
Dag Hammarskjöld holte ihn dann i n den 
Kreis seiner engeren Mitarbei ter . Ü b e r i h n hat 
er sich i n seinem großen Buch aus füh r l i ch ge­
äuße r t . Teile der Charakter is t ik dieser ebenso 
eindrucksvollen wie schwer z u g ä n g l i c h e n 
Pe r sön l i chke i t stammen aus dem Buch von 
1972; dennoch sind deutlichere Akzente h i n ­
zugefügt . Einerseits die Aussage, er sei der 
bedeutendste Mensch gewesen, dem er i n sei­
nem Leben ü b e r h a u p t begegnete, die Schilde­
rung seines t ief ethisch b e g r ü n d e t e n Engage­
ments für die Sache des Friedens, seiner Gabe 
für Herrschaft und Dienst g l e i c h e r m a ß e n , die 
i n dem Satz gipfeln: » S p ä t e r habe ich mich oft 
an diese Zeit erinnert, an diese mi lde und doch 
u n b e z ä h m b a r e , selten unschuldige Figur, und 
es wurde m i r dabei b e w u ß t , was ein F ü h r e r 
bewirken kann, der einer Idee verpfl ichtet 
ist.« Andererseits fehlen auch durchaus nicht 
kri t ische Töne : Zweife l an seiner Menschen­
kenntnis, eine gewisse Ü b e r s t e i g e r u n g der 
Aufgabe der Weltorganisation i n Richtung auf 
eine Weltregierung, ja sogar eine gewisse H y -
bris. Missionarische T ö n e i r r i t i e ren den A n ­
h ä n g e r der Vernunft . 

I n t e g r i t ä t , vornehmen Charakter, Hingabe an 
die gestellte Aufgabe und auch eine tiefe 
G l ä u b i g k e i t tei l te H a m m a r s k j ö l d m i t seinem 
Nachfolger U Thant aus Bi rma. Sonst hatten 
sie wenige C h a r a k t e r z ü g e gemein. U Thant 
war s t i l l , schlicht und unaufdr ingl ich , ü b t e 
die Medi ta t ion , u m inneren Frieden zu finden, 
l ieß die Dinge an sich herankommen und l ieb­
te keine schnellen Entscheidungen, galt sogar 
als zaghaft und en t sch luß los . Gegen diese A n ­
w ü r f e n i m m t i h n Urquha r t i n Schutz. M u t und 
Festigkeit habe er i n der Kuba-Kr i se bewiesen 
und dadurch einen wesentlichen Erfolg er­
zielt. Das Kongo-Problem wurde f re i l ich 
durch eine A k t i o n gelöst , die er zu verhindern 
suchte; i n Zypern bl ieb seinen Vermi t t lungs­
versuchen ein Er fo lg versagt, und auch i m 
Kaschmir -Fa l l erreichte erst die Sowjetunion, 
was der Sicherheitsrat gefordert hatte. I m 
K o n f l i k t zwischen Israel und den arabischen 
Staaten waren i h m durch das von seinem Vor­
g ä n g e r geschlossene U N E F - A b k o m m e n m i t 
Ä g y p t e n die H ä n d e gebunden, w ä h r e n d der 
Jarr ing-Plan das erstrebte Zie l n ich t erreich­
te, obwohl seine Konzept ion den Er fo lg von 
Camp Dav id vorwegnahm. Sicher war es u n ­
gerecht, i h n i m Fa l l des sowjetischen Einmar­
sches i n die Tschechoslowakei zum S ü n d e n ­
bock zu stempeln, doch i m Bangladesch-Kon­
f l i k t ver l ieß i h n nicht nur die Fortune, sondern 
seine In i t i a t iven kamen schlicht zu spä t , u m 
vie l bewirken zu k ö n n e n . So vermag der A u ­
tor, der diese Ereignisse i m einzelnen schi l ­
dert, den von i h m g e s c h ä t z t e n Mann zwar ge­
gen ungerechte V o r w ü r f e zu verteidigen — 
ohne i h m aber durchschlagende Erfolge zu­
schreiben zu k ö n n e n , die er sich sicher ge­
w ü n s c h t h ä t t e . 
N a c h d r ü c k l i c h betont der Autor , der A b ­
schnitt ü b e r die Amtszeit von Kurt Waldheim 
sei niedergeschrieben worden, bevor eine 
breite Öffen t l ichke i t seiner S c h w ä c h e n ge­
wahr wurde. Dennoch schimmert es durch, 
d a ß einiges auch schon vorher am East River 
bekannt war, selbst wenn die Mi ta rbe i te r i h ­
ren G e n e r a l s e k r e t ä r gegen unsubstantiierte 
V o r w ü r f e verteidigten. Sonst w ä r e er kaum 
eine » w a n d e l n d e Lüge« genannt worden. D a ß 
Waldheim ehrgeizig, opportunist isch und 
ängs t l i ch auf p e r s ö n l i c h e P u b l i z i t ä t versessen 
war, konnte man sicher beobachten, ohne sei­
ne polit ische Vergangenheit zu kennen. Das 
t ra t auch i n der Tagesarbeit hervor, die er i m 
ü b r i g e n gewissenhaft, le is tungswil l ig und 
g r ü n d l i c h erledigt habe, allerdings u m s t ä n d ­
l i ch und wenig zielstrebig. D a ß keine En t ­
scheidung zu treffen sei, stelle auch ein Ergeb­
nis dar, habe er gern festgestellt. 
I n den Konf l ik t en , die w ä h r e n d seiner Amts ­
zeit zu b e w ä l t i g e n waren, bewies er keine 
g lück l i che Hand. Erst auf intensives D r ä n g e n 
seiner Mi tarbe i te r en t sch loß er sich, Sir Ro­
bert Jackson m i t den H i l f s m a ß n a h m e n für 
Bangladesch zu betrauen. Weder w ä h r e n d des 
Vie tnam-Konf l ik tes noch bei seiner L ö s u n g 
gelang es i hm, die Vereinten Nationen w i r k ­
sam einzuschalten (ihnen wurde noch nicht 
einmal die Ü b e r w a c h u n g des Waffenst i l ls tan­
des anvertraut). Seine Reise i n den Nahen 
Osten kurz vor dem Oktoberkrieg von 1973 
wurde ein glat ter Fehlschlag — nicht nur we­
gen seiner dabei begangenen Taktlosigkei ten. 
Ob ü b e r h a u p t für die Vereinten Nat ionen 
— vor al lem nach der Zionismus-Resolution 
und bei dem M i ß t r a u e n Israels gegen sie — 
eine Chance zu erfolgreicher Ve rmi t t l ung be­
stand, erscheint fraglich. Jedenfalls gingen 
die In i t i a t iven Kissingers, die zu Camp Dav id 
füh r t en , an der Organisation vorbei, selbst 
wenn der erfolgreiche Verhandler von der 
» k o n s t r u k t i v e n Rolle« sprach, die Waldheim 
gespielt habe. 
Hier zeigt sich ein schwer zu e r k l ä r e n d e r 
Bruch i n der Beurte i lung dieses Mannes. Als 

er 1976 selbst seine Wiederwahl betrieb, nennt 
i h n der A u t o r »ohne rechte Substanz, Q u a l i t ä t 
oder Charakter, aber m i t einem unst i l lbaren 
Durst nach öf fen t l ichen Ä m t e r n « . Nach Ende 
der zweiten Amtsperiode w i l l der A u t o r je ­
doch denen, die an dem int r iganten und von 
Ehrgeiz besessenen B ü r o k r a t e n A n s t o ß nah­
men, entgegengehalten haben, er habe i n den 
letzten Jahren Hingabe gezeigt und sich »als 
weitsichtiger A m t s t r ä g e r und S t a a t s m a n n « 
erwiesen. Das ist schwer zu e r k l ä r e n , selbst 
wenn man e i n r ä u m t , er m ö g e gelernt haben, 
Rat anzunehmen. Denn auch aus dieser Zei t 
berichtet der A u t o r von einer u n w ü r d i g e n Pu­
b l i z i t ä t s such t , die sich kon t rap roduk t iv aus­
w i r k t e . 
W ä h r e n d der W ü r d i g u n g der Person der er­
sten vier G e n e r a l s e k r e t ä r e jeweils ein eigenes 
Kap i t e l gewidmet ist, w i r d der fünfte, Javier 
Perez de Cuellar, nur kurz vorgestellt. A l l e r ­
dings waren seine Q u a l i t ä t e n w ä h r e n d der 
l a n g j ä h r i g e n Zusammenarbeit schon f rühe r 
hervorgehoben worden. N u n w i r d er » ruh ig , 
selbstlos, hochintel l igent und zivi l i s ier t« ge­
nannt. Nachdem man die M e n t a l i t ä t des A u ­
tors kennengelernt hat, der weder laute Tem­
peramente s c h ä t z t noch ü b e r s t e i g e r t e n Ehr ­
geiz, dar f man die b e n ü t z t e n P r ä d i k a t e durch­
aus posi t iv verstehen und daraus n icht etwa 
den V o r w u r f der Blässe herleiten. Allenfal ls 
macht er den Vorbehalt , der neue Mann m ü s s e 
noch sein D u r c h s e t z u n g s v e r m ö g e n beweisen. 

E in Sachproblem stand w ä h r e n d der v ierz ig­
j ä h r i g e n Tä t igke i t des Autors i m Vorder­
grund: Friedenssicherung, vor al lem durch die 
Entsendung von S t r e i t k r ä f t e n . Neidlos er­
kennt er an, d a ß diese i n der Charta noch n icht 
vorgesehene M a ß n a h m e z u n ä c h s t von Ralph 
Bunche, m i t dem er jahrelang zusammenar­
beitete und von dessen Pe r sön l i chke i t er ein 
faszinierendes B i l d en twir f t , konzipier t w u r ­
de. Eine Ins t i tu t ion m i t festen Konturen sei sie 
geworden. N u r m i t der a u s d r ü c k l i c h e n Z u ­
st immung des Staates, auf dessen Gebiet sie 
stat ioniert werden sollen, dü r fen die Blauhe l ­
me entsandt werden. Das Gebiet der Gegen­
seite d ü r f e n sie nur betreten, wenn diese zu­
st immt. Ist die Grenze zwischen diesen beiden 
Ter r i to r ien unbest immt (wie i m damaligen 
Kongo und i m S ü d l i b a n o n ) , ergeben sich gro­
ße Schwierigkeiten. Ü b e r Entsendung, Abzug 
und andere wicht ige politische Probleme be­
findet der Sicherheitsrat, w ä h r e n d der Gene­
r a l s e k r e t ä r i h r t äg l i ches Verhal ten regeln 
kann. Der S i c h e r h e i t s r a t s b e s c h l u ß legt die 
Aufgabe fest, wobei er dem G e n e r a l s e k r e t ä r 
auch engere oder weitere Befugnisse e i n r ä u ­
men kann. F ü r die Blauhelme g ib t es weder 
Freund noch Feind, sondern nur Kl ien ten . Das 
m u ß t e der A u t o r verschiedentlich den K o m ­
mandeuren dieser Truppen klarmachen. Ge­
rade kampferprobte Soldaten konnten nur 
schwer einsehen, d a ß der G r i f f zur Waffe nur 
i m ä u ß e r s t e n Not fa l l zu läs s ig ist und d a ß auch 
g e g e n ü b e r fü rch te r l i chen Missetaten keine 
Repressalien ergriffen werden k ö n n e n . 
Eindrucksvol l umschrieb der A u t o r die Auf ­
gabe der Friedenstruppen: »Sie gleicht einem 
Freund der Familie, der einem von Unhe i l be­
drohten Haushalt zur H i l f e ei l t . E r m u ß 
schlichten, t rö s t en und den Haushal t ganz de­
zent führen , ohne jemals den E indruck zu er­
wecken, zu herrschen oder die n a t ü r l i c h e n 
Rechte derer, denen er helfen soll , an sich zu 
re ißen . Manchmal gleicht diese Friedensfunk­
t ion eher der Aufgabe eines Pflegers i n einem 
Irrenhaus. Unfug und S t ö r u n g sind zu er tra­
gen, ohne physisch oder psychisch m i t den I n ­
sassen a n e i n a n d e r z u g e r a t e n . « (S.248) 

N u r zwei Probleme wurden hier herausgegrif­
fen: die P o r t r ä t s der fünf G e n e r a l s e k r e t ä r e 
und die Blauhelme. Der Leser findet aber i n 
dem Buch die v o l l s t ä n d i g e Geschichte der Or­
ganisation, welcher der A u t o r m i t g roße r H i n ­
gebung diente. 

Karl Josef Partsch • 

60 Vereinte Nationen 2/1988 



Aus dem Bereich der Vereinten Nationen 
Tätigkeiten • Nachrichten • Meinungen 

Al lgemeines 

42. Generalversammlung: Glanzlichter fehlen, 
Geldsorgen bleiben — Gastland wil l nicht alle Gä­
ste — Gewaltverzicht bekräftigt — Globale Um­
weltperspektive verabschiedet (13) 

I. Deutsch ist zwar >Semi-Dokumentar-
sprache< der Vereinten Nationen — be­
stimmte Dokumente werden seit über zwölf 
Jahren ins Deutsche übertragen —, nicht 
aber Amts- oder Arbeitssprache der Haupt­
organe. Ein Deutscher als Präsident der Ge­
neralversammlung muß sich bei der Führung 
seiner Geschäfte also einer der sechs in Fra­
ge kommenden Sprachen bedienen — Rüdi­
ger von Wechmar, der der 35. Tagung vor­
stand, gebrauchte das Englische, Peter Flo­
rin, der die Sitzungen der 42. Generalver­
sammlung leitete, das Russische. Biogra­
phie (Kriegsgefangenschaft in den USA be­
ziehungsweise Exil in der Sowjetunion) wie 
Blockzugehörigkeit des jeweiligen deut­
schen Entsendestaates wirkten da wohl glei­
chermaßen prägend. 
Florin, einer der Stellvertretenden Außenmi­
nister der Deutschen Demokratischen Repu­
blik, von der Delegierten Zaires übrigens 
ausdrücklich als »Vertreter eines geteilten 
Landes« angesprochen, entledigte sich sei­
ner Aufgabe souverän. Die Tatsache, daß 
vom Organisatorischen her die 42. Tagung 
ein »brillanter Erfolg« war, wurde von dem für 
Angelegenheiten der Generalversammlung 
zuständigen Untergeneralsekretär, dem US-
Amerikaner Joseph Verner Reed, weitge­
hend der »sachlichen und staatsmännischen 
Art und Weise«, in der Florin sein Amt versah, 
zugeschrieben. Immerhin hatten von den sie­
ben Hauptausschüssen sechs ihre Arbeit be­
reits Ende November abgeschlossen (was 
eine Kostenersparnis von rund 400 000 US-
Dollar brachte); bezeichnenderweise war es 
der — mit Fragen von Verwaltung und Haus­
halt befaßte — Fünfte Ausschuß, dem eine 
derart zeitige Erledigung seines Pensums 
nicht gelang. Die Kassenlage der Weltorgani­
sation nämlich war und ist prekär (vgl. 
VN 1/1988 S.32); auch 1988 werden die Ver­
einten Nationen finanziell von der Hand in 
den Mund leben, zumal nur eine Minderheit 
von Mitgliedstaaten — die Bundesrepublik 
Deutschland war nicht darunter — dem Auf­
ruf des Generalsekretärs, den vollen Jahres­
beitrag frühzeitig zu entrichten, Folge lei­
stete. 

II. Die Reformdebatte, die der 41. General­
versammlung ihren Stempel aufgedrückt 
hatte (vgl. Hans Arnold, Von Macht und Geld. 
Die Weltorganisation im Zeichen der Reform­
diskussion, VN 1/1987 S.1ff.), stand dieses 
Mal nicht derart im Vordergrund. Der Gene­
ralsekretär konnte sich aber ermutigt fühlen, 
mit der Umsetzung der Refo. mresolu-
tion 41/213 fortzufahren; es zeigte sich frei­

lich auch, daß zahlreiche Staaten der Dritten 
Welt ihr Entgegenkommen gegenüber den 
Hauptbeitragszahlern seitens der USA nicht 
genügend honoriert sahen und nicht zuletzt 
deshalb eine Erweiterung des Programm­
und Koordinierungsausschusses (CPC; Zu­
sammensetzung: S.72 dieser Ausgabe) von 
21 auf 34 Mitglieder durchsetzten. Dem CPC 
kommt gemäß Resolution 41/213 künftig bei 
der Aufstellung des Haushalts eine besonde­
re Rolle zu; die Vergrößerung der Mitglieder­
zahl beseitigt aber nicht das vorgesehene 
De-facto-Vetorecht der Hauptbeitragszah­
ler. 
Die Vereinigten Staaten hatten zwar einen 
Teil ihrer Beitragsrückstände beglichen und 
die Reformansätze positiv gewürdigt, aber 
mitnichten schon eine neue Ära ihrer Bezie­
hungen zur Weltorganisation eingeleitet; sie 
sahen sich überdies wegen ihrer im Wider­
spruch zu ihren Pflichten als Gastland der 
UN stehenden Absicht, die PLO-Beobach-
termission zu schließen, ungewöhnlich ein­
mütiger Kritik der Staatengemeinschaft aus­
gesetzt. Im Verlauf der 42. Tagung wurden 
von den insgesamt 318 vor Jahresende 1987 
verabschiedeten Resolutionen (einschließ­
lich der durch einen zusätzlichen Buchsta­
ben gekennzeichneten Teilresolutionen) 176 
im Konsens angenommen; über die restli­
chen 142 wurde förmlich abgestimmt. In 
22 Fällen standen dabei die USA allein mit 
ihrem Nein, in 25 weiteren Fällen hatten sie 
nur einen Weggenossen (meist Israel); insge­
samt lehnten sie 82 Resolutionen ab. 
Die Sowjetunion vermochte sich in der Frage 
der Beitragszahlung positiv von ihrem welt­
politischen Gegenspieler abzusetzen; über­
raschend gab sie bekannt, daß sie ihre Rück­
stände begleichen und auch die von ihr bis­
lang stets abgelehnten Zahlungen für frie­
denssichernde Maßnahmen leisten will. Un­
mittelbar vor Beginn der 42. Generalver­
sammlung hatte KPdSU-Generalsekretär 
Michail Gorbatschow in >Prawda< und >lswe-
stija< zur Stärkung der Vereinten Nationen 
und zur Schaffung eines umfassenden Sy­
stems der internationalen Sicherheit aufge­
rufen; die operative Umsetzung der Initiative 
im Rahmen der Weltorganisation geriet aller­
dings eher daneben (siehe VN 1/1988 S. 
21 f.). 
Die Bundesrepublik Deutschland konnte 
zwar die Fortführung ihrer Initiativen in Sa­
chen Vertrauens- und sicherheitsbildende 
Maßnahmen (UN Doc. A/Res/42/39F) und 
Abschaffung der Todesstrafe (A/Dec/42/421) 
als Erfolg verbuchen, mußte sich aber — Er­
gebnis ihrer zu viele Fragen offenlassenden 
Südafrika- und Namibiapolitik — Kritik in der 
Apartheid-Debatte und erstmals wegen der 
ohne Abstimmung mit dem Namibia-Rat der 
Vereinten Nationen durchgeführten Maßnah­
men der Entwicklungshilfe in dem Territori­

um die Nennung in einer A/am/b/a-Entschlie-
ßung (A/Res/42/14A, Ziff.40) gefallen lassen; 
in der gleichen Resolution wurde auch die 
sofortige Schließung des >Namibia Informa­
tion Office< in Bonn gefordert (Ziff.34) und die 
»Desinformationskampagne« der (in Frank­
furt ansässigen) »sogenannten Internationa­
len Gesellschaft für Menschenrechte« scharf 
verurteilt (Ziff.35). Bei den Staaten Südame­
rikas dürfte die Enthaltung zur Frage der 
Falklandinseln (Malwinen) (A/Res/42/19), bei 
denen des Südpazifik die Übernahme des 
französischen Standpunktes zu Neukaledo-
nien (A/Res/42/79) nur auf ein begrenztes 
Maß an Verständnis gestoßen sein. 
III. Eindrückliche, das jeweilige Vorjahres­
ergebnis sogar noch übertreffende Mehrhei­
ten gab es wiederum bei der Verurteilung der 
Intervention der Sowjetunion in Afghanistan 
(A/Res/42/15; 123 Ja, 19 Nein, 11 Enthaltun­
gen - Vorjahr: +122, -20; =11) und der Viet­
nams in Kamputschea (A/Res/42/3; +117, 
- 2 1 , =16 - Vorjahr: +115, - 2 1 , =13). Der 
Antrag auf Nichtbefassung mit der schon tra­
ditionellen Initiative zum Ausschluß Israels 
erhielt diesmal wieder etwas mehr Unterstüt­
zung (+80, -39, =10 - Vorjahr: +77, -40, 
=16); angemerkt sei, daß die entsprechende 
Abstimmung im Plenum der Generalver­
sammlung Mitte Oktober, also vor Beginn 
der Volkserhebung in den besetzten Gebie­
ten und den israelischen Repressionsmaß­
nahmen, stattfand. 
Über die Akzeptanz, die ein Staat in der inter­
nationalen Gemeinschaft findet, geben die 
verschiedenen Wahlen zu Gremien mit be­
grenzter Mitgliederzahl Aufschluß. Bei dem 
Wettstreit um einen der afrikanischen Sitze 
im Sicherheitsrat unterlag Marokko im zwei­
ten Wahlgang sehr deutlich Algerien, was si­
cher nicht zuletzt seiner Rolle als Konfliktpar­
tei im Streit um die Westsahara zuzuschrei­
ben ist. Rumänien konnte zwar seinen Kan­
didaten bei der Wahl zum Verwaltungsge­
richt der Vereinten Nationen (Zusammenset­
zung: S.72 dieser Ausgabe) durchbringen, 
mußte sich aber im 5. Hauptausschuß die 
Kritik von 20 Staaten (darunter den 12 EG-
Mitgliedern) an der fortgesetzten Ausreise­
verweigerung für den UN-Bediensteten Liviu 
Bota anhören. Bota konnte im Februar 1988 
nach Genf zurückkehren. 
IV. Unter den von der 42. Generalversamm­
lung verabschiedeten Entschließungen ragt 
die Erklärung zum Gewaltverzicht (A/Res/ 
42/22; Text: S.68ff. dieser Ausgabe) heraus, 
deren Inhalt bereits in VN 4/1987 S.144ff. 
vorgestellt wurde. Die INF-Vereinbarung zwi-
schen Vereinigten Staaten und Sowjetunion 
wurde einhellig begrüßt (A/Dec/42/407). Eine 
neue Herausforderung der internationalen 
Gemeinschaft, AIDS, wurde im Plenum der 
Generalversammlung auf hohem fachlichen 
Niveau erörtert; die Resolution 42/8 (Text: 
VN 6/1987 S.216) unterstützt die Globale 
Strategie der Weltgesundheitsorganisation 
zur Verhütung und Bekämpfung dieser Pan-
demie. Eine der bislang gründlichsten Debat­
ten über den Zusammenhang von Entwick­
lung und Ökologie kam auf Grund der Vorla­
ge des Brundtland-Berichts zustande; die 
umfängliche Umweltperspektive bis zum 
Jahre 2000 und darüber hinaus wurde mit 
Resolution 42/186 verabschiedet. Das Er­
gebnis der UNCTAD VII wurde mit Entschlie-
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ßung 42/175 den Regierungen zur Beach­
tung und Umsetzung anempfohlen. 
Aus Anlaß des 40. Jahrestages der Verab­
schiedung der Allgemeinen Erklärung der 
Menschenrechte am 10. Dezember 1988 
soll, so Resolution 42/131, weltweit die Auf­
merksamkeit auf die Anstrengungen der Ver­
einten Nationen im Menschenrechtsbereich 
gelenkt werden. Die neunziger Jahre dieses 
Jahrhunderts wurden zur Internationalen De­
kade zur Eindämmung von Naturkatastro­
phen (A/Res/42/169) erklärt; 1990 wurde 
zum Internationalen Alphabetisierungsjahr 
(A/Res/42/104), der 26. Juni jeden Jahres 
zum Internationalen Tag gegen Drogenmiß­
brauch und unerlaubten Suchtstoffverkehr 
(A/Res/42/112) proklamiert. Die inhaltliche 
Ausgestaltung der zweiten Hälfte der Zwei­
ten Anti-Rassismus-Dekade wurde skizziert 
(A/Res/42/47); die Vorbereitung der Vierten 
Entwicklungsdekade (1991-2000) soll als­
bald angegangen werden (A/Res/42/193). 
Die Vorbereitung und Durchführung der von 
der Organisation der Afrikanischen Einheit 
(OAU) für September 1988 vorgesehenen In­
ternationalen Konferenz über die Not der 
Flüchtlinge, Rückkehrer und Vertriebenen im 
Südlichen Afrika (A/Res/42/106) soll seitens 
der Vereinten Nationen unterstützt werden. 
Mitzuteilen ist schließlich noch, daß der 
Fonds der Vereinten Nationen für Bevölke­
rungsfragen (United Nations Fund for Popu­
lation Activities) nunmehr, unter Beibehal­
tung der Abkürzung UNFPA, in Bevölke­
rungsfonds der Vereinten Nationen (United 
Nations Population Fund) umbenannt wurde 
(A/Dec/42/430), und daß der längerfristige 
Bestand des Ausbildungs- und Forschungs­
instituts der Vereinten Nationen (UNITAR) 
nicht als gesichert gelten kann (vgl. A/Res/ 
42/197). 
Ein offensichtliches Novum stellt die — aus 
aktuellem Anlaß erfolgte — Befassung mit 
den Börsenkursen dar (A/Res/42/195); den 
Auswirkungen der krassen Fluktuationen auf 
Wachstum und Entwicklung insbesondere in 
den Entwicklungsländern soll im Weltwirt­
schaftsüberblick der Vereinten Nationen 
(World Economic Survey) für 1988 nachge­
gangen werden. 
Kaum weniger interessant ist mitunter, wel­
che Themen nicht aufgegriffen werden. So 
wurde wiederum die Behandlung der Frage 
Osttimors verschoben; zum auf der Vorläufi­
gen Tagesordnung vorgesehenen Punkt Ag­
gression gegen und Besetzung von Tschad 
durch Libyen erkannte die Generalversamm­
lung entgegen der Empfehlung ihres Präsidi­
alausschusses auf »vorläufige Nichtbefas-
sung«. Das syrische Projekt einer Konferenz 
zur Definition des Terrorismus (und zur Ab­
grenzung des Begriffs von dem des legitimen 
Befreiungskampfes) wurde nur en passant 
berührt. Als ein Stück UN-Reform mag man 
es ansehen, daß vom liebgewordenen Ritual 
der alljährlichen Verurteilung des israelischen 
Angriffs auf die irakischen Nuklearanlagen 
von 1981 vorerst Abstand genommen wur­
de. Die erneute Behandlung des Angriffs der 
USA auf Libyen vom April 1986 wurde auf die 
nächste Generalversammlung verschoben. 

Insgesamt war das Klima der Generalver­
sammlung von Nüchternheit und wenig Kon­
frontation geprägt; Glanzlichter fehlten frei­

lich auch. Joseph Verner Reed wollte die 
42. Generalversammlung, deren Hauptteil 
vom 15. September bis zum 21. Dezember 
1987 stattfand, nicht nur organisatorisch als 
»Erfolg« sehen; vielleicht trifft sogar seine 
Einschätzung zu, daß sie zur Verbesserung 
des Ansehens der Vereinten Nationen insge­
samt beigetragen hat. Redaktion • 

Sozial f ragen und Menschenrechte 

UN-Konvention gegen Apartheid im Sport am 
3. April in Kraft getreten (14) 
(Dieser Beitrag setzt den Bericht in VN 3/ 
1986 S.112f. fort. Text der Konvention: 
VN 3/1986 S.117ff.) 

Am 3. April, dem 30. Tag nach Hinterlegung 
der erforderlichen 27. Ratifikations-, Annah­
me-, Genehmigungs- oder Beitrittsurkunde 
ist — durch die Ratifikation Polens am 
4. März dieses Jahres — die Internationale 
Konvention gegen Apartheid im Sport in 
Kraft getreten. Das Übereinkommen war 
1985 am Tag der Menschenrechte mit Reso­
lution 40/64G von der Generalversammlung 
der Vereinten Nationen ohne Gegenstimme 
bei 24 Enthaltungen meist westlicher Staa­
ten verabschiedet worden. Mit einer weiteren 
Ratifikation vom 8. März haben damit insge­
samt 28 Staaten die Konvention ratifiziert 
oder sind ihr beigetreten: Äquatorialguinea, 
Äthiopien, Antigua und Barbuda, Bahamas, 
Barbados, Bjelorußland, Bulgarien, Deut­
sche Demokratische Republik, Guyana, Iran, 
Jamaika, Jordanien, Katar, Mexiko, Mongo­
lei, Niger, Nigeria, Philippinen, Polen, Sam­
bia, Senegal, Simbabwe, Sowjetunion, Togo, 
Tschechoslowakei, Uganda, Ukraine und 
Uruguay. Die bereits am Tag der Verabschie­
dung der Resolution 40/64G erkennbare Ab­
seitsposition der westlichen Industrienatio­
nen besteht fort: Auch unter den 48 weiteren 
Unterzeichnerstaaten befindet sich kein ein­
ziges westliches Industrieland. 
Das Übereinkommen sieht für die Vertrags­
staaten das Verbot von Sportkontakten mit 
Ländern, die Apartheid praktizieren, sowie 
der Entsendung von Sportlern und Sport­
mannschaften in ebensolche Länder vor. Die 
Nichtbeachtung dieses Vertrages kann 
Sanktionen wie Einreiseverbote für solche 
Sportler, die etwa an Sportveranstaltungen 
in Südafrika teilgenommen haben, die Aber­
kennung von Ehrungen und die Versagung 
jedweder zukünftiger Unterstützung zur Fol­
ge haben. 
Gemäß Artikel 11 der Konvention gegen 
Apartheid im Sport wird sechs Monate nach 
ihrem Inkrafttreten aus den Reihen der Ver­
tragsstaaten eine aus 15 Mitgliedern beste­
hende Kommission gegen Apartheid im 
Sport< gebildet; ihre Aufgabe wird es sein, die 
im Zweijahresrhythmus zu erstellenden Be­
richte der Vertragsparteien über die zur 
Durchführung dieser Konvention getroffenen 
Gesetzgebungs-, Gerichts-, Verwaltungs­
und sonstigen Maßnahmen zu überprüfen, 
gegebenenfalls Staatenbeschwerden nach­
zugehen, der Generalversammlung der Ver­
einten Nationen jährlich darüber durch den 
Generalsekretär zu berichten und ihr Emp­

fehlungen hinsichtlich der zu treffenden 
Maßnahmen zuzuleiten. Der UN-Generalse­
kretär ist ermächtigt, bei schwerwiegenden 
Verstößen gegen dieses Übereinkommen 
auf Ersuchen der Kommission eine Sitzung 
aller Vertragsstaaten einzuberufen. 

Sigrid Klein • 

Anti-Apartheid-Konvention: 11. Tagung des Über­
wachungsorgans — Negative Rolle transnationa­
ler Unternehmen im Südlichen Afrika (15) 

(Dieser Beitrag setzt den Bericht in VN 21 
1987 S.71f. fort. Text des Übereinkommens: 
VN 2/1975 S.57f.) 

Aus Äthiopien, Nicaragua und Sri Lanka ka­
men dieses Jahr die Mitglieder der Dreier­
gruppe, die sich vom 25. bis 28. Januar 1988 
in Genf zum 11. Mal zusammenfand, um 
Länderberichte aus acht der (Ende 1987: 86) 
Vertragsstaaten des Internationalen Über­
einkommens über die Bekämpfung und Ahn­
dung des Verbrechens der Apartheid im Bei­
sein der jeweiligen Staatenvertreter darauf­
hin zu überprüfen, welche Fortschritte die 
berichtenden Staaten bei der Umsetzung der 
Konventionsziele in Gesetzgebung, Recht­
sprechung und Verwaltung erreichen konn­
ten (UNDoc. E/CN. 4/1988/32 v.2.2.1988). 

Die Mongolei, so die Vertreterin dieses Lan­
des, nehme aktiv am internationalen Kampf 
gegen die Apartheid teil, sei allen entspre­
chenden internationalen Verträgen beigetre­
ten, unterstütze voll die für diesen Bereich 
relevanten Entschließungen der UN-Organe 
und gewähre den Befreiungsbewegungen im 
Südlichen Afrika politische, diplomatische, 
moralische und materielle Hilfe. Sie bedaue­
re die Haltung gewisser westlicher Länder 
und transnationaler Unternehmen, die Preto­
ria wirtschaftliche und militärische Unterstüt­
zung zuteil werden ließen. Die Mongolei folge 
der Ansicht des Dreiergremiums, Artikel III 
der Konvention über die internationale straf­
rechtliche Verantwortlichkeit für die Bege­
hung, Unterstützung und Begünstigung des 
Verbrechens der Apartheid sei auf die Aktivi­
täten transnationaler Unternehmen in Süd­
afrika anwendbar. Der Gesetzgebung und 
Rechtspraxis der Mongolischen Volksrepu­
blik sei jede Diskriminierung aus Gründen der 
Rasse, des Geschlechts, der religiösen 
Überzeugung oder Nationalität fremd; die 
Verfassung enthalte ein striktes Diskriminie­
rungsverbot ebenso wie zahlreiche andere 
einschlägige Bestimmungen des innerstaat­
lichen Rechts. Bislang sei noch kein Fall vor 
Gericht gebracht worden, der das Verbre­
chen der Apartheid zum Gegenstand hatte. 
Seit der Unterbreitung des letzten Berichts 
habe sich im übrigen die Rechtslage nicht 
geändert — weder seien neue Bestimmun­
gen in Kraft getreten noch bestehende Vor­
schriften modifiziert worden. Die Dreiergrup­
pe zeigte sich befriedigt über den Inhalt des 
Berichts, der die Bemühungen der Mongolei 
zur Verwirklichung der Konventionsziele wi­
derspiegele, sowie über seine verständliche 
Präsentation. 

Auch der ungarische Vertreter hob hervor, 
daß dem sozialistischen Gesellschaftssy­
stem seines Landes sämtliche Erschei­
nungsformen von Rassismus, Rassendiskri-
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minierung oder Apartheid fremd seien und 
schärfstens verurteilt würden. Eine weitere 
Sicherung gegen solche Verbrechen und da­
mit ein bedeutender Fortschritt auch zur Ver­
wirklichung der Konvention sei erreicht wor­
den durch die 1983 beschlossene Errichtung 
eines Verfassungsrates, der Gesetze und 
Verordnungen auf ihre Verfassungsmäßig­
keit überprüfe und gegebenenfalls außer 
Vollzug setzen könne. 
Keinen Nährboden für Rassendiskriminie­
rung und Rassismus sah der Vertreter der 
Ukraine in seiner Sowjetrepublik, da seine 
Regierung stets nach den Grundsätzen der 
Konvention und den entsprechenden Reso­
lutionen der UN-Organe handele. Die Initiati­
ven der UdSSR zur Errichtung eines umfas­
senden Systems der internationalen Sicher­
heit trügen wesentlich zur Eliminierung von 
Apartheid, Faschismus, Völkermord und an­
deren rassistischen Strömungen bei. Als 
Hauptgrund für die fortbestehenden Span­
nungen im Südlichen Afrika führte der ukrai­
nische Delegierte die direkte Unterstützung 
einiger westlicher Staaten an, die gemein­
sam die Verhängung wirksamer Sanktionen 
gegen das Apartheid-Regime blockierten 
und damit Frieden und Sicherheit in dieser 
Region verhinderten. 
Alle Bürger Bjelorußlands gleich welcher 
Rasse haben schon kraft Verfassung diesel­
ben Rechte, betonte der Vertreter dieses 
Landes; die Gleichheit aller vor dem Gesetz 
sei in vollem Umfang gewährleistet ohne Un­
terscheidung nach Rasse, Hautfarbe, sozia­
lem oder nationalem Ursprung. Sein Land 
unterhalte keinerlei Beziehungen zu Südafri­
ka und befürworte ebenfalls wirtschaftliche, 
politische, diplomatische und andere Sank­
tionen, um dieses Land zu isolieren. Sowohl 
der ukrainische als auch der bjelorussische 
Bericht fanden die Zustimmung des Dreier­
gremiums. 
Der Vertreter Algeriens wies auf die Bemü­
hungen seines Landes hin, durch Informatio­
nen über die Menschenrechte und die Be­
deutung internationaler Kooperation im 
Dienste des Weltfriedens, durch Berücksich­
tigung dieser Gedanken im Schulunterricht 
sowie das Abhalten von Solidaritätstagen 
der Bevölkerung das Problem der Rassen­
diskriminierung und Apartheid bewußt zu 
machen. Seine Regierung lehne jede Zusam­
menarbeit mit Südafrika ab und unterstütze 
den Kampf gegen Rassismus und Rassen­
diskriminierung. Sowohl die Verfassung als 
auch die Nationalcharta Algeriens enthielten 
strikte Diskriminierungsverbote. 
Argentinien habe alle Menschenrechtskon­
ventionen ratifiziert, auf deren Rechte und 
Garantien sich jedermann vor Gericht und 
auch vor den Verwaltungsbehörden berufen 
könne, erklärte der Delegierte bei der Vor­
stellung des Erstberichts seines Landes. Sei­
ne Regierung habe beschlossen, die diplo­
matischen Beziehungen zu Pretoria zu lösen. 
Angesichts der fortgesetzten Angriffe auf 
Nachbarstaaten habe sein Land den Sicher­
heitsrat aufgefordert, verbindliche Sanktio­
nen unter Kapitel VII der UN-Charta zu ver­
hängen. Die Dreiergruppe erkannte die Be­
mühungen Argentiniens im Kampf gegen 
Rassismus und Apartheid an und äußerte 
sich lobend über den verständliche, i Bericht, 
wies aber gleichzeitig darauf hin, daß die Fol­

geberichte sich stärker an den Richtlinien 
über die Berichtsabfassung orientieren soll­
ten. Ein Mitglied der Gruppe erklärte, daß 
Art. II der Konvention betreffend Praktiken 
institutionalisierter Rassendiskriminierung 
und -trennung auch auf die innerstaatliche 
Gesetzgebung Anwendung finde. Der Verte-
ter Argentiniens wies darauf hin, daß ein Ge­
setzentwurf zur Verhinderung und Verhütung 
von Rassendiskriminierung in Arbeit sei und 
versprach, seiner Regierung die Anregungen 
der Gruppe zu übermitteln. 

Auch Bangladesch legte seinen Erstbericht 
vor. Gleichheit vor dem Gesetz und das Ver­
bot von Diskriminierungen auf Grund von Re­
ligion, Rasse, Herkunft oder Geschlecht sind 
in der Verfassung verankert; entgegenlau­
tende Gesetze sind automatisch nichtig. Der 
multirassischen Gesellschaft Bangladeschs, 
so der Staatenvertreter, seien Rassentren­
nung oder -diskriminierung unbekannt, da­
her habe keine spezielle Gesetzgebung für 
diesen Bereich geschaffen werden müssen. 
Ebensowenig seien Delikte der in Art. II der 
Konvention beschriebenen Art vorgekom­
men. Die Regierung handle im übrigen im 
Einklang mit den verschiedenen UN-Ent­
schließungen und halte auch Einzelpersonen 
an, keinen Kontakt zu Pretoria zu unterhal­
ten. 
Die Bedrohung des Weltfriedens und der in­
ternationalen Sicherheit durch Südafrika hob 
auch der Vertreter Sri Lankas bei der Präsen­
tation des Erstberichts dieses Staates her­
vor. Seine aus verschiedenen Rassen zu­
sammengesetzte Bevölkerung sei ent­
schlossen, an den Prinzipien rassischer To­
leranz festzuhalten. Jeder, der sich in seinen 
Menschenrechten und Grundfreiheiten ver­
letzt fühle, könne den Obersten Gerichtshof 
anrufen; in einigen Fällen seien die beschul­
digten Beamten disziplinarisch verfolgt und 
Entschädigungsleistungen angeordnet wor­
den. Dies zeige die Effektivität des Verfah­
rens; Beschwerden über rassische oder eth­
nische Diskriminierung habe es allerdings 
noch nicht gegeben. Auf die Beteiligung der 
Minderheiten am politischen Leben ange­
sprochen, erklärte der Delegierte, es gebe 
zwar keine an Rasse oder Religionszugehö­
rigkeit orientierten Quoten, doch seien in den 
beiden großen Parteien alle Minderheiten 
vertreten. Lediglich kleinere politische Grup­
pierungen seien zum Teil Angehörigen be­
stimmter Rassen, namentlich Tamilen, vor­
behalten. 

Fortgesetzt wurde auch die Untersuchung 
über die Tätigkeit transnationaler Unterneh­
men in Südafrika und Namibia, wozu die 
Gruppe von der Menschenrechtskommis­
sion — zuletzt mit Resolution 1987/11 — 
aufgefordert worden war. Hier ergab sich ge­
genüber dem Vorjahr wenig neues. Wie die 
Generalversammlung und andere UN-Orga­
ne kritisierte auch die Dreiergruppe die fort­
gesetzte politische, wirtschaftliche und mili­
tärische Zusammenarbeit einiger Staaten 
und Unternehmen mit Pretoria; dadurch wer­
de das Regime in der Weiterverfolgung sei­
ner verabscheuungswürdigen Apartheid-Po­
litik ermutigt. Die Gruppe betonte wiederum 
ihre Überzeugung, daß Art. I Abs. 2 der Kon­
vention, der diejenigen Organisationen und 
Institutionen, die das Verbrechen der Apart­

heid begehen, als verbrecherisch erklärt, auf 
transnationale Firmen anwendbar sei. Auf 
Grund ihrer fortdauernden Tätigkeit in Süd­
afrika seien diese Unternehmen der Beihilfe 
zum Verbrechen der Apartheid schuldig und 
daher international strafrechtlich verantwort­
lich (Art. 1Mb). Denn in dreifacher Weise wirk­
ten sich die Aktivitäten transnationaler Unter­
nehmen aus: sie erschöpften die dem süd­
afrikanischen und namibischen Volk gehö­
renden Bodenschätze; sie beuteten das Ar­
beitskräftepotential dieser Region zu dem 
einzigen Zweck aus, noch größere Profite zu 
erzielen; schließlich stärkten sie das Apart­
heid-Regime und vermehrten so die Repres­
sionen gegen jene, die für ihre Unabhängig­
keit kämpften. Mit Befriedigung nahm die 
Gruppe zur Kenntnis, daß aus den ihr vorlie­
genden Staatenmitteilungen übereinstim­
mend der Wunsch nach effektiven Sanktio­
nen gegen Südafrika hervorgehe. Sie gab 
ihrer Hoffnung Ausdruck, sich künftig mit 
konkreten Vorschlägen befassen zu kön­
nen. 
Abschließend dankte die Gruppe den Staa­
tenvertretern für ihre Anwesenheit und die 
Erläuterung der Berichte. Doch da am I.Ja­
nuar 1988 noch über 120 Berichte überfällig 
waren, erging ein dringender Appell an die 
säumigen Staaten, endlich ihrer Berichts­
pflicht nachzukommen. Alle Staaten, deren 
transnationale Unternehmen immer noch 
Geschäftsbeziehungen zu Südafrika unter­
halten, wurden aufgefordert, angemessene 
Schritte zur Beendigung dieser Zusammen­
arbeit zu ergreifen. In konzertierter Aktion 
sollen auch Entwicklungsländer auf die be­
troffenen Unternehmen dahingehend einwir­
ken, ihre Aktivitäten in Südafrika zu been­
den. 
Mit Ausnahme einiger weniger, so stellte das 
Gremium fest, befürworte eine überwältigen­
de Mehrheit von Staaten mittlerweile ver­
bindliche Sanktionen gegen das Regime in 
Pretoria sowie die Unterstützung des süd­
afrikanischen Volkes in seinem legitimen 
Kampf um die Freiheit. Die Befreiungsbewe­
gungen im Südlichen Afrika sollten daher 
nach Ansicht der Gruppe in großzügiger Wei­
se unterstützt werden, um der Apartheid als 
einer Form des Völkermords, den Verbre­
chen der Faschisten und Nationalsozialisten 
vergleichbar, ein baldiges Ende zu berei­
ten. Martina Palm-Risse • 

Übereinkommen zur Beseitigung jeder Form von 
Rassendiskriminierung: Treffen der Vertragsstaa­
ten — Auswirkungen schlechter Zahlungsmoral 
(16) 

(Dieser Beitrag setzt den Bericht in VN 5/ 
1987 S.174ff. fort. Text des Übereinkom­
mens: VN 1/1968 S.28ff.) 

Die Verantwortlichkeit der 124 Vertragsstaa­
ten für die Ausgaben der Mitglieder des Ras­
sendiskriminierungsausschusses, die im Zu­
sammenhang mit der Wahrnehmung ihrer 
Ausschußaufgaben entstehen, sowie die tur­
nusgemäße Wahl von neun der insgesamt 
18 Ausschußmitglieder waren Schwerpunk­
te des 12. Treffens der Vertragsparteien der 
Rassendiskriminierungskonvention, das am 
15. Januar 1988 in New York stattfand. 
Als neue Ausschußmitglieder wurden Kandi-
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daten aus Argentinien, Bulgarien, China, Co­
sta Rica, Dänemark, Indien, Jugoslawien, 
Peru und der Sowjetunion gewählt, deren 
vierjährige Amtszeit am 20. Januar 1988 be­
gann. Die übrigen neun Ausschußmitglieder 
werden noch weitere zwei Jahre (bis zum 
19. Januar 1990) im Amt bleiben. 
In seiner Eröffnungsansprache rief der Ver­
treter des Generalsekretärs die schwerwie­
genden Auswirkungen der angespannten Fi­
nanzlage auf die Arbeit des Ausschusses in 
den letzten beiden Jahren ins Gedächtnis, 
die sogar die Existenz dieses Gremiums in 
Frage gestellt hätten. So hatte die Augustta­
gung 1986 ausfallen und die Sommertagung 
1987 von drei Wochen auf eine empfindlich 
gekürzt werden werden müssen, da auch die 
Dringlichkeitssitzung der Vertragsstaaten am 
29. April 1987 keine Verbesserung der finan­
ziellen Situation hatte bewirken können. 
In der folgenden Debatte wurde die Bedeu­
tung der Arbeit des Rassendiskriminierungs­
ausschusses betont; zahlreiche Staaten kün­
digten die alsbaldige Zahlung ihrer noch aus­
stehenden Beiträge an und riefen alle Ver­
tragsstaaten der Konvention auf, ebenfalls 
ihren fälligen finanziellen Verpflichtungen 
umgehend nachzukommen. 
Zum Abschluß des Treffens wurde eine Re­
solution angenommen, worin der Rassendis­
kriminierungsausschuß aufgefordert wird, 
weiteren Möglichkeiten zur Rationalisierung 
seiner Arbeit nachzugehen und das Staaten­
berichtsverfahren zu verbessern, insbeson­
dere eine Lösung des Problems der überfäl­
ligen Berichte zu finden. 
Hatte man im Januar noch gehofft, die für 
Ende Februar bis Mitte März vorgesehene 
Tagung des Expertengremiums werde statt­
finden können, so hat sich diese Hoffnung 
mittlerweile zerschlagen, da ausstehende 
Beiträge in ausreichender Höhe doch nicht 
eintrafen. Folglich wird sich der Rassendis­
kriminierungsausschuß während seiner 
im August — hoffentlich — stattfindenden 
36. Tagung nicht nur mit 45 Länderberichten, 
sondern auch mit seinem Bericht an die Ge­
neralversammlung befassen müssen — ein 
Pensum, das in drei Wochen wohl kaum zu 
bewältigen sein wird. 

Martina Palm-Risse • 

Recht auf Entwicklung: Expertengruppe verab­
schiedet Empfehlungen an die Menschenrechts­
kommission (17) 
(Vgl. auch Etienne-Richard Mbaya / Martina 
Palm-Risse, Recht auf Entwicklung — ein 
Menschenrecht, VN 6/1987 S.194ff. Text der 
Erklärung: VN 6/1987 S.213f.) 

I. Ausgeglichenheit, Freundlichkeit und Ko­
operationsbereitschaft kennzeichneten die 
Diskussionen während der 11.Tagung der 
Arbeitsgruppe von Regierungsexperten zum 
Recht auf Entwicklung, die vom 11. bis 
22. Januar 1988 in Genf stattfand (E/CN.4/ 
1988/10 v.29.1.1988). Das seit dem Aus­
scheiden des US-Vertreters 14köpfige Gre­
mium befaßte sich mit einer vom UN-Gene­
ralsekretär zusammengestellten Analyse der 
Kommentare von Regierungen, UN-Organen 
sowie staatlichen und nichtstaatlichen Or­
ganisationen zur Umsetzung des Rechts 

auf Entwicklung. Daraus ergab sich, daß 
die Mehrheit der Staaten, die ihre Stellung­
nahme schon vorgelegt haben, das Recht 
auf Entwicklung als Menschenrecht aner­
kennt. 
Einige Experten erklärten, daß bindendes 
Recht sich nicht nur aus den in Artikel 38 des 
Statuts des Internationalen Gerichtshofs auf­
gelisteten Rechtsquellen (Völkervertrags­
recht, Gewohnheitsrecht und allgemeine 
Rechtsgrundsätze) ergeben könne; beim 
Recht auf Entwicklung sei nicht nur der Inhalt 
der Deklaration zu diesem Recht zu berück­
sichtigen, sondern auch der darin zum Aus­
druck gekommene gemeinsame Wille der 
Staaten. So könne neuen Entwicklungen im 
internationalen Recht Rechnung getragen 
werden, die unter anderem durch die Lehr­
meinungen fähiger Völkerrechtslehrer insbe­
sondere in den Entwicklungsländern beein­
flußt würden. Andere Sachverständige ga­
ben wiederum zu bedenken, daß der genaue 
Inhalt des Rechts auf Entwicklung und seine 
rechtliche Verbindlichkeit für einige Regie­
rungen noch unklar geblieben seien und da­
her noch präzisiert werden müßten; zudem 
müßten noch weitere Stellungnahmen abge­
wartet werden, bevor man von einem reprä­
sentativen Eindruck sprechen könne. 
Ein weiterer Schwerpunkt der Debatte war 
die Umsetzung des Rechts auf Entwicklung 
im nationalen und internationalen Bereich. 
Hier betonten die Sachverständigen, daß es 
vorrangig den Staaten obliege, der Verwirkli­
chung des Rechts auf Entwicklung günstige 
innerstaatliche und internationale Bedingun­
gen zu schaffen. Als konkrete Beispiele sol­
cher Bemühungen auf nationaler Ebene wur­
den Indien, Mexiko und Peru angeführt, die 
das Grundkonzept dieses Rechts in ihre Ver­
fassungen aufgenommen hätten. In Indien 
gebe es schon zahlreiche Gesetze, Verfü­
gungen und Erklärungen, die den Bestim­
mungen der Deklaration entsprächen. 
Zu den Bemühungen im internationalen Be­
reich vermerkten die Regierungsexperten 
positiv die Entwicklungshilfebeiträge zahlrei­
cher Länder; besonders hervorgehoben wur­
den hier die Niederlande, woraufhin ein Ex­
perte auf anteilsmäßig vergleichbare Lei­
stungen der Sowjetunion hinwies. Im Bereich 
der Entwicklungsfragen näherten sich die In­
teressen der Industrie- und Entwicklungslän­
der einander an, denn selbst in wohlhaben­
den Ländern gebe es unterentwickelte Berei­
che. Wirtschaftliche und industrielle Ent­
wicklung hätten zudem Gefahren hervorge­
bracht, von denen alle Länder betroffen sei­
en. Als Beispiele wurden hier etwa ökologi­
sche Probleme, der Zusammenbruch fami­
liärer Beziehungen und der Drogenmiß­
brauch genannt. 

11. Abschließend verfaßte das Expertengre­
mium Empfehlungen und praktische Rat­
schläge zur bestmöglichen Umsetzung und 
Förderung des Rechts auf Entwicklung 
zuhanden der 44. Tagung der Menschen­
rechtskommission und kam damit ent­
sprechenden Ersuchen der Generalver­
sammlung (Resolution 42/117) und der Men­
schenrechtskommission (Resolution 1987/ 
23) nach. Als wichtigste Anregungen seien 
genannt: 
• Die Verbreitung von Informationen über 
Inhalt und Natur des Rechts auf Entwicklung, 

Aktivitäten im Erziehungs- und Forschungs­
bereich, Seminarveranstaltungen und ande­
res mehr sollen dazu beitragen, den Gedan­
ken weltweit bekannt zu machen. 
• Im Rahmen der Vereinten Nationen sollen 
die verschiedenen Unterstützungsleistungen 
bei der Verwirklichung dieses Rechts evalu-
iert und koordiniert werden. 
• Die Gründe, die der Verwirklichung des 
Konzepts entgegenstehen, sollen untersucht 
werden. 
• Analysiert werden sollen auch die im natio­
nalen Bereich unternommenen Anstrengun­
gen zur Umsetzung des Rechts auf Entwick­
lung. 
Der Verwirklichung der in der Deklaration 
niedergelegten Ziele und Prinzipien soll die 
Menschenrechtskommission, so der Appell 
der Regierungsexpertengruppe, dringende 
Aufmerksamkeit schenken und so zu ihrer 
baldigen Realisierung beitragen. 

Martina Palm-Risse • 

Religions- und Weltanschauungsfreiheit: Zwei Be­
richte vorgelegt — Mißstände beklagt — Dialog 
mit den Regierungen aufgenommen — Konven­
t ion empfohlen (18) 
(Vgl. auch Karl Josef Partsch, Religions- und 
Weltanschauungsfreiheit als Menschen­
recht, VN 3/1982 S.82ff. Text der Erklärung: 
VN 3/1982 S.107f.) 

I. Der zweite Bericht des Sonderberichter­
statters Angelo Vidal d'Almeida Ribeiro aus 
Portugal (E/CN.4/1988/45 mit Add.1) zur Im­
plementierung der Erklärung über die Besei­
tigung aller Formen von Intoleranz und Diskri­
minierung auf Grund der Religion oder der 
Überzeugung vom 25. November 1981 be­
legt, daß nunmehr die Überprüfung konkre­
ter Vorwürfe im Vordergrund steht. 
Demgegenüber hatte der erste Bericht des 
mit der Resolution 1986/20 der Menschen­
rechtskommission vom 10. März 1986 einge­
setzten Sonderberichterstatters in erster Li­
nie einen Überblick über die Problematik und 
eine Definition seiner Aufgaben zum Gegen­
stand (E/CN.4/1987/35). Eine Auseinander­
setzung mit den ihm gegenüber gegen eine 
Reihe von Staaten erhobenen Vorwürfen er­
folgte seinerzeit nicht, weil Ribeiro es für 
nicht mit dem Gebot der Objektivität verein­
bar hielt, dies zu tun, ohne eine Gelegenheit 
zur Gegenäußerung gegeben zu haben. Re­
gierungen, Organe der Vereinten Nationen, 
Sonderorganisationen und nichtstaatliche 
Organisationen hatten zu einer Bestandsauf­
nahme beigetragen. Auf diese Weise ent­
stand ein Abriß der Schwierigkeiten bei der 
Umsetzung der Erklärung, der die Bedeu­
tung einer Überprüfung der Beachtung der 
Religions- und Weltanschauungsfreiheit un­
terstreicht. 
II. Im zweiten Bericht ging der Sonder­
berichterstatter, dessen zunächst auf ein 
Jahr befristetes Mandat durch Resolu­
tion 1987/15 der Menschenrechtskommis­
sion um ein Jahr verlängert worden war, den 
gegen einige Regierungen erhobenen An­
schuldigungen im einzelnen nach. Obwohl 
es durchaus von Bedeutung ist, daß es 
Spannungen und Intoleranz auch innerhalb 
der Glaubensgemeinschaften gibt, lag der 
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Schwerpunkt auf Vorfällen, bei denen Regie­
rungen die Verantwortung für Beschränkun­
gen der Religions- und Weltanschauungs­
freiheit und die Ausübung von Druck auf die­
sem Gebiet tragen. Um Aufklärung wurden 
Albanien, Bulgarien, Burundi, Iran, Pakistan, 
die Sowjetunion und die Türkei gebeten; es 
ging dabei um Vorwürfe, die Beispielcharak­
ter haben und die zugleich eine geographi­
sche Streuung aufweisen. Bis auf Albanien 
und Iran haben sich alle angeschriebenen 
Staaten darum bemüht, die Vorwürfe zu wi­
derlegen. 

Albanien: Dem Berichterstatter lagen An­
haltspunkte für schwerwiegende Verletzun­
gen der Glaubens- und Gewissensfreiheit 
vor. Religiöse Handlungen und Aktivitäten 
sollen mit Strafen bis hin zur Todesstrafe 
bewehrt sein. Einige hundert Priester und 
bekennende Gläubige sollen im Zusammen­
hang mit der »offiziellen Abschaffung« der 
Religion getötet worden sein. Inhaftierungen 
auf Grund der Religionsausübung scheinen 
nicht selten zu sein. Kultstätten sollen ver­
nichtet worden sein. 
Iran: Die Vorwürfe beziehen sich hauptsäch­
lich auf die Verfolgung der Baha'i seit 1978, 
denen es nicht mehr erlaubt ist, ihren Glau­
ben öffentlich zu bekennen. Das Lehren des 
Glaubens gilt als Straftat; es wird versucht, 
sie zu einer Abkehr von ihrem Glauben zu 
veranlassen. Nach Mitteilungen vom April 
1987 sollen seit 1978 193 Baha'i getötet 
worden sein; 15 weitere sind spurlos ver­
schwunden, weitere inhaftiert. Die Zulassung 
der Kinder zum öffentlichen Schulsystem 
hängt vom Beitritt zum Islam oder einer an­
deren anerkannten Religion ab. Zum Teil sol­
len Kinder entführt und in islamischen Haus­
halten untergebracht worden sein; vom Ge­
sundheitssystem sollen die Baha'i teilweise 
ausgeschlossen sein. 1982 sollen alle Baha'i 
aus dem Staatsdienst entlassen worden 
sein. 

Bulgarien: Es ging vorrangig um die Diskrimi­
nierung bulgarischer Muslime und ethni­
scher Türken und gegen diese Bevölke­
rungsgruppe gerichtete Maßnahmen. Nach 
den dem Berichterstatter vorliegenden Infor­
mationen hat diese Bevölkerungsgruppe mit 
erheblichen Schwierigkeiten nicht nur im All­
tag, sondern auch bei der Religionsaus­
übung zu kämpfen. Die Antwort der bulgari­
schen Regierung, aber auch ein Informa­
tionsbesuch Ribeiros ließen ihn den Eindruck 
gewinnen, daß den Gegensätzen zwischen 
ethnischen Bulgaren und Türken Ursachen 
zugrundeliegen, die in Jahrhunderten ent­
standen sind. Für ihn stellen sich die Proble­
me der Muslime im Hinblick auf religiöse 
Rechte und Freiheiten als Teilaspekt einer 
politischen, kulturellen, sozialen und ethni­
schen Krise im Verhältnis zwischen der Tür­
kei und Bulgarien dar. Seitens der Regierung 
wird die Existenz einer türkischen Minderheit 
schlicht bestritten; die Muslime genießen 
nach einer Erklärung ihrer religiösen Führer 
vom 26. März 1985 alle Rechte sowie die 
Möglichkeit der freien Religionsausübung. 
Im übrigen sind Staat und Kirche getrennt, 
mit der Folge, daß an den Schulen kein Reli­
gionsunterricht erteilt wird. Die B«schnei-
dung ist offiziell nicht verboten, aber aus Ge­

sundheitsgründen nur in medizinischen Ein­
richtungen gestattet. Zu der Kampagne ge­
gen islamische Namen erklärte die Regie­
rung, keinen Druck ausgeübt zu haben. Im­
merhin traf Ribeiro aber während seines Auf­
enthaltes keinen Träger eines muslimischen 
Namens, selbst unter den Geistlichen nicht. 
Vom Dezember 1984 bis März 1985 muß das 
Vorgehen der bulgarischen Stellen beson­
ders massiv gewesen sein. 
Burundi: Auf Grund von Dekreten und Ver­
waltungsvorschriften ist es 1986 und 1987 zu 
starken Beschränkungen der Religionsaus­
übung — so zur Verhaftung von Priestern, 
Ausweisung christlicher Missionare, Enteig­
nung kirchlichen Eigentums und der Schlie­
ßung einzelner Kirchen — gekommen. Am 
3. September 1987 fand jedoch ein Macht­
wechsel statt. Die jetzige Regierung hat eine 
grundlegend andere — positive — Haltung 
gegenüber der Religionsfreiheit bekundet 
und der Bevölkerung entsprechende Rechte 
zugestanden. 
Pakistan: Der Antwort der Regierung war das 
Ausmaß des Konflikts mit der Gemeinschaft 
der Ahmadi durchaus zu entnehmen. Dieser 
Konflikt hat einen überwiegend religiösen 
Hintergrund: Die Ahmadi verstehen sich 
selbst als Muslime, gelten nach der herr­
schenden Interpretation des Islam aber als 
Ketzer. Rechtlich sind die Ahmadi nach An­
gaben der Regierung gleichgestellt, voraus­
gesetzt, sie beachten die Rechte anderer. 
Hintergrund der vom Sonderberichterstatter 
vorgehaltenen Verhaftungen seien gravie­
rende Straftaten gewesen. 
Sowjetunion: Die Antwort der Regierung war 
deutlich von dem Bemühen getragen, sich 
mit allen Vorwürfen eingehend auseinander­
zusetzen. Dabei entstand zugleich ein Bild 
von der großen Vielfalt der in dem Vielvölker­
staat nebeneinander existierenden religiösen 
Gemeinschaften. Zahlreiche als einschrän­
kend empfundene Vorschriften haben ihre 
Ursache in der strikten Trennung von Kirche 
und Staat. Die Registrierungspflicht bezieht 
sich nach Auskunft der Regierung nicht auf 
den einzelnen Gläubigen, sondern auf die 
religiösen Gemeinschaften und ist mit der 
Verleihung der Rechtsfähigkeit verbunden. 
Die Nichteinbeziehung der Kirche in den kari­
tativen Bereich wird mit fehlender Notwen­
digkeit begründet. Die Freiheit der Religions­
ausübung wird als gesichert dargestellt. Die 
Beschränkungen entsprechen den in sozia­
listischem Staaten bei den bürgerlichen und 
politischen Rechten üblichen. 
Türkei: Die türkische Regierung hat die ge­
gen sie gerichteten Vorwürfe insgesamt zu­
rückgewiesen und sie als Teil einer Kampag­
ne gegen die Türkei dargestellt. Den ins Aus­
land Gegangenen wird vorgehalten, daß sie 
Behauptungen aufgestellt hätten, um da­
durch leichter eine Aufenthalts- und Arbeits­
erlaubnis zu erhalten. Die geltenden Rechts­
vorschriften würden eine Diskriminierung 
aus Gründen der Religion ausschließen. 
Die Antworten der Staaten lassen sämtlich 
erkennen, daß ein Rechtfertigungsbedürfnis, 
aber auch ein Bemühen um konstruktive An­
näherung besteht. 

III. Aus den zahlreichen Informationen, die 
dem Sonderberichterstatter zugegangen 
sind, läßt sich dennoch entnehmen, daß na­
hezu in allen Regionen der Welt systemunab­

hängig nach wie vor sowohl die Erklärung als 
auch sonstige Regelungen bezüglich der Re­
ligions- und Weltanschauungsfreiheit nicht 
genügend beachtet oder sogar mißachtet 
werden. Intoleranz und Diskriminierung füh­
ren zu physischer und psychischer Verfol­
gung, willkürlichen Verhaftungen sowie Ein­
schränkungen der Freizügigkeit und der Mei­
nungsfreiheit; das Ausmaß der Verstöße ist 
unterschiedlich. 
Im einzelnen wurden dem Berichterstatter 
Informationen über Verstöße gegen die Arti­
kel 1 und 6 der Erklärung zugetragen, unter 
anderem über die Pönalisierung der Reli­
gionsausübung in einigen Staaten, die Nicht­
anerkennung (und somit lllegalisierung) der 
Zeugen Jehovas in Rwanda, die Behinde­
rung christlicher Erziehung in Vietnam, die 
Vergabe von Bergbaukonzessionen im Be­
reich indianischer heiliger Stätten in den 
USA, die Beeinträchtigung von Gottesdien­
sten und die Beschränkung der Freiheit, die 
religiösen Führer selbst zu wählen, in China 
und die Praxis, den buddhistischen Klöstern 
zu untersagen, über Zuwendungen frei zu 
verfügen (in China hinsichtlich Tibets). 
Eine Mißachtung der Art.2 und 3, die bereits 
im ersten Bericht festgestellt worden war, 
war erneut in zahlreichen Staaten zu beob­
achten: so in Somalia, Ägypten (gegenüber 
den Kopten), Indien (gegenüber Christen, die 
vorher zu den Unberührbaren gehörten) oder 
Griechenland (gegenüber Lehrern, die sich 
nicht zum orthodoxen Glauben bekennen). 
Auch Verstöße gegen Art.5 waren zu ver­
zeichnen. In einigen Ländern wird gegen das 
Elternrecht verstoßen, die Kinder religiös zu 
erziehen. 
IV. Auch neue religiöse Bewegungen sollen 
sich auf die Bestimmungen über Religions­
und Weltanschauungsfreiheit berufen kön­
nen. Mit ihnen hat sich der Sonderberichter­
statter jedoch (noch) nicht näher befaßt. Er 
hob lediglich hervor, daß die weltlichen Akti­
vitäten einiger dieser Bewegungen und de­
ren Auswirkungen auf das körperliche und 
seelische Wohl ihrer Anhänger von den be­
troffenen Regierungen überwacht werden 
müssen. 
Dieses Thema gehörte zu den Punkten, die 
Ribeiro wie schon im Vorjahr in allgemein 
gehaltenen Anfragen an Regierungen, UN-
Organe, zwischenstaatliche und nichtstaatli­
che Organisationen angesprochen hatte. 
Antworten kamen nur aus 17 Staaten (aus 
der Bundesrepublik Deutschland ging — an­
ders als beim ersten Bericht — keine Antwort 
ein), während die Organisationen erheblich 
auskunftsfreudiger waren. 
V. Die schlechte Resonanz bei den nicht 
mit konkreten Vorwürfen konfrontierten Re­
gierungen dürfte mitursächlich für die Emp­
fehlung des Sonderberichterstatters gewe­
sen sein, langfristig die Erarbeitung einer 
Konvention anzustreben, nicht nur um der 
Garantie der Religions- und Weltanschau­
ungsfreiheit eine tiefere und breitere Dimen­
sion zu verleihen, sondern auch, um damit 
eine Pflicht zur Berichterstattung wie bei an­
deren Menschenrechtsinstrumenten zu be­
gründen. 
Dabei könnte auf die Erklärung zur Religions­
und Weltanschauungsfreiheit zurückgegrif­
fen werden. Die vorbereitende Arbeit könnte 
von einer unbefristet eingesetzten Arbeits­
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gruppe der Menschenrechtskommission ge­
leistet werden. Während dieser sicherlich 
nicht kurz zu veranschlagenden Vorberei­
tungszeit sollte die Überwachung der Wah­
rung der Religions- und Weltanschauungs­
freiheit durch die Menschenrechtskommis­
sion fortgesetzt werden. 
Den Regierungen gab Ribeiro auf, den natio­
nalen Standard in Gesetzgebung und Ver­
waltung den bereits vorhandenen internatio­
nalen Vorschriften anzupassen. Hierzu sollte 
auch eine entsprechende Schulung der Han­
delnden beitragen. Den Betroffenen sollte 
der Rechtsweg offenstehen. 
Dem Dialog zwischen den Regierungen und 
zwischenstaatlichen, aber auch nichtstaatli­
chen Organisationen mißt der Sonderbe­
richterstatter eine bedeutende Rolle beim 
Abbau von Intoleranz und Diskriminierung 
aus Gründen der Religion oder Weltanschau­
ung bei. 
VI. Ungeachtet der geschilderten Situation 
ist Ribeiro durchaus optimistisch. Durch Er­
eignisse wie die Entlassung von 43 Gefange­
nen mit religiösem Hintergrund in der So­
wjetunion aus humanitären Gründen oder die 
Lockerung der Spannungen zwischen Kirche 
und Staat und die Beendigung der Verfol­
gung aus religiösen Gründen nach dem Re­
gierungswechsel in Burundi fühlt er sich in 
seiner Haltung bestärkt. 

Birgit Laitenberger • 

Haiti: Veröffentlichung vertraulicher Untersu­
chungsergebnisse — Land Armenhaus der west l i ­
chen Hemisphäre — Hoffnungen 1986, Realitäten 
1988 (19) 

>1503-Verfahren< 
Alljährlich befaßt sich die Unterkommission 
der Menschenrechtskommission im Rahmen 
des Verfahrens gemäß Resolution 1503 
(XLVIII) des Wirtschafts- und Sozialrats 
(ECOSOC) vom 27. Mai 1970 (Text: VN 5/ 
1981 S.178L) hinter verschlossenen Türen 
mit Beschwerden, die besonders schwere 
und systematische Menschenrechtsver­
letzungen in einem Land befürchten 
lassen. Diese Beschwerden werden grund­
sätzlich — auch in ihrem weiteren Fort­
gang — streng vertraulich behandelt: Hält 
die Unterkommission eine nähere Untersu­
chung für erforderlich, leitet sie die Angele­
genheit an die Menschenrechtskommission 
weiter, die ihrerseits im Bedarfsfall entspre­
chende Empfehlungen an den ECOSOC 
richten kann. 
Zur Durchbrechung des Vertraulichkeitsprin­
zips kam es in einem Fall betreffend die Reli­
gionsfreiheit in Malawi — der ECOSOC be­
dauerte die mangelnde Kooperation der Re­
gierung mit der Menschenrechtskommission 
(Resolution 1980/31 v.2.5.1980). Den Fall 
Äquatorialguinea (unter der Diktatur von Ma-
cias Nguema) machte die Menschenrechts­
kommission selbst in ihrer Resolution 15 
(XXXV) vom 13.März 1979 publik, mit der sie 
die Bestellung eines Sonderberichterstatters 
beschloß. Vorangegangen war eine vertrauli­
che Entscheidung der Kommission am 
8.März, wegen der Erfolglosigkeit der Bemü­
hungen das vertrauliche Verfahren einzustel­
len und das gesammelte Material nicht län­

ger unter Verschluß zu halten. Anfang August 
1979 wurde der Diktator gestürzt. 
Zu einer weiteren dieser äußerst seltenen 
Veröffentlichungen im Zusammenhang mit 
Verfahren, die ihren Ursprung im »1503-Ver-
fahren« hatten, kam es im vergangenen Jahr 
auch hinsichtlich Haitis, das schon seit 1981 
Gegenstand dieses vertraulichen Untersu­
chungsverfahrens war. Die Publikation er­
folgte allerdings erst nach dem Sturz der 
langjährigen Diktatur; am 7. Februar 1986 
hatte »Präsident auf Lebenszeit Jean-Clau­
de Duvalier seine Untertanen verlassen. 
Die bis 1986 vorgebrachten Beschwerden 
konzentrierten sich auf folgende Punkte: So 
grundlegende Rechte wie Meinungsfreiheit, 
Presse- und Gewerkschaftsrechte seien will­
kürlich außer Kraft gesetzt worden, das 
Wahlverfahren sei undemokratisch und be­
trügerisch. Auch fundamentale Justizgrund­
rechte wie etwa das Recht auf ein faires Ge­
richtsverfahren würden den Bürgern vorent­
halten. Gerichte und Justizverwaltung seien 
mit von Präsident Duvalier handverlesenen 
Personen besetzt, denen die Unabhängig­
keit fehle, gegen Menschenrechtsverletzun­
gen vorzugehen. 
Die als »Tontons Macoutes« bekannte und 
berüchtigte Miliz wurde verantwortlich ge­
machtfür Korruption und Gewalt, willkürliche 
Verhaftungen, Inhaftierungen an verborge­
nen Orten sowie Verhöre unter Folter, die 
auch Todesopfer gefordert hätten. Verschie­
dentlich wurde über Verhaftungen von Men­
schenrechtsaktivisten, politischen Gegnern, 
unabhängigen Journalisten, Gewerkschafts­
führern und Geistlichen berichtet. Überein­
stimmend wurden die Zustände in den Ge­
fängnissen mit unzureichender Ernährung 
und medizinischer Betreuung sowie kata­
strophalen sanitären Bedingungen als äu­
ßerst hart bezeichnet. Infolge dieser bedrük-
kenden Lebensbedingungen — die Haitianer 
lebten in schlimmster Armut, vier Fünftel von 
ihnen seien Analphabeten — finde eine Mas­
senauswanderung statt. 
Angesichts dieser Informationen versuchte 
die Menschenrechtskommission in den Jah­
ren zwischen 1981 und 1986, mit der Regie­
rung Haitis in einen Dialog einzutreten. In 
mehreren Resolutionen wurde zur Verwirkli­
chung der Menschenrechte und Gewähr­
leistung der Grundfreiheiten aufgefordert, 
zudem wurden Vor-Ort-Untersuchungen 
durchgeführt. Ein Vertreter der Menschen­
rechtskommission konnte 1982 und in den 
beiden folgenden Jahren direkte Kontakte 
herstellen und dem Gremium über die Ent­
wicklung der Situation berichten. Darüber 
hinaus wurde Haiti Hilfe angeboten — bei­
spielsweise durch Einrichtung eines Doku­
mentationszentrums für die haitianische 
Menschenrechtskommission, Stipendien 
sowie Veranstaltung von Seminaren über 
menschenrechtliche Themen. 

Entsendung eines Sonderbeauftragten 
Am 13. März 1986 beauftragte die Kommis­
sion einen Sonderbeauftragten mit einer Un­
tersuchung der Menschenrechtssituation in 
Haiti sowie der Möglichkeiten, der Regierung 
mit entsprechenden Hilfsprogrammen zur 
Seite zu stehen. Ermutigt sah sie sich durch 
das Versprechen der neuen, wenige Tage 

zuvor an die Macht gekommenen Regierung, 
die Achtung der Menschenrechte wiederher­
stellen und freie Wahlen abhalten zu wollen. 
Staatschef wurde Generalleutnant Namphy, 
gleichzeitig Oberbefehlshaber der Armee. 
Die Kommission beschloß, bis zur Klärung 
der Situation die Entwicklung gemäß Resolu­
tion 1503 weiter im Auge zu behalten. Ziel 
war es, die neue Regierung in ihrem Bestre­
ben zur effektiven Verwirklichung der Men­
schenrechte zu unterstützen; keinesfalls, so 
wurde betont, sei die Beauftragung eines 
Sonderberichterstatters als Obstruktion des 
Demokratisierungsprozesses zu verstehen. 
Von Seiten der haitianischen Regierung wur­
de der Menschenrechtskommission sodann 
versichert, der als Übergangsregierung fun­
gierende Nationale Regierungsrat habe 
schon Maßnahmen zur Gewährleistung poli­
tischer, wirtschaftlicher und sozialer Rechte 
unternommen: Politische Gefangene seien 
freigelassen, die Meinungs- und Pressefrei­
heit wiederhergestellt und die »Tontons Ma-
coutes« aufgelöst worden. Die weitere Ver­
wirklichung der Menschenrechte hänge nun 
sowohl von der Bevölkerung Haitis als auch 
von der Unterstützung seitens der internatio­
nalen Gemeinschaft ab — der allgemeine 
Lebensstandard der Bevölkerung müsse an­
gehoben, die Staatsfinanzen müßten geord­
net und das Erziehungs- und Gesundheits­
wesen verbessert werden. 
Die Menschenrechtskommission zeigte sich 
hoffnungsvoll angesichts dieser positiven 
Entwicklung. Neben generellen Ermutigun­
gen gaben einige Sachverständige konkrete 
Ratschläge: Ausarbeitung einer neuen Ver­
fassung, Gründung politischer Parteien, 
Rückkehrerlaubnis für Emigranten und Ent­
wicklung einer unabhängigen Justiz seien 
vordringliche Maßnahmen. Besorgt zeigte 
sich die Kommission allerdings weiterhin 
über die Lage hinsichtlich der wirtschaftli­
chen und sozialen Rechte. 
Am 15. Mai 1986 wurde Haiti über die ver­
trauliche Entscheidung der Kommission be­
nachrichtigt, einen Sonderbeauftragten zu 
bestellen, und die Regierung zur Zusammen­
arbeit aufgefordert. Dem Kanadier Michel 
Gauvin wurde am 12. August 1986 dieses 
Mandat erteilt. Er traf sich schon im Septem­
ber mit einem Vertreter Haitis beim Genfer 
Büro der Vereinten Nationen, um die Frage 
möglicher Hilfestellungen zu erörtern. Unter 
strenger Beachtung der Vertraulichkeit sei­
ner Mission trug er Informationen der ver­
schiedensten UN-Gremien, der Organisation 
Amerikanischer Staaten und nichtstaatlicher 
Organisationen zusammen. Mit Einverständ­
nis der haitianischen Regierung besuchte er 
vom 1. bis 15. Dezember des gleichen Jahres 
das Land und konnte dabei außer mit dem 
Staatsoberhaupt und Ministern auch mit Ver­
tretern der Gewerkschaften, Kirchen, nicht­
staatlicher Menschenrechtsorganisationen, 
Führern politischer Parteien und anderen 
Persönlichkeiten des öffentlichen Lebens zu­
sammentreffen. Nicht zuletzt dank dieser Zu­
sammenarbeit konnte Gauvin sodann seinen 
Bericht an die Menschenrechtskommission 
(E/CN.4/1987/R.2 v.22.12.1986) vorlegen, 
der auf Grund des Beschlusses 1987/140 
des ECOSOC später veröffentlicht und 
allgemein zugänglich gemacht wurde 
(E/CN.4/1987/61 v.5.8.1987). 
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Wirtschaftliche, soziale, kulturelle Rechte 
Haiti ist die kleinste und gleichzeitig die am 
dichtesten besiedelte der amerikanischen 
Republiken. Nur die Hälfte des Gebiets kann" 
kultiviert werden, der Rest besteht aus Ge­
birge und Steppe. Unregelmäßige Nieder­
schläge führen immer wieder zu Dürreperi­
oden; Abholzung der Wälder und Bodenero­
sion schränken die Nutzbarkeit des Bodens 
weiter ein. Drei Viertel der Haitianer leben in 
ländlichen Gebieten, oft in unbeschreiblicher 
Armut. Obwohl der Geburtenzuwachs relativ 
niedrig ist (1,4—1,5vH), reicht das verfügba­
re Land nicht aus. Mangels anderweitiger 
Arbeitsmöglichkeiten verlassen etwa 25 000 
Personen jährlich das Land. Als einziges 
Land der westlichen Hemisphäre ordnen die 
Vereinten Nationen Haiti in die Kategorie der 
ärmsten Entwicklungsländer (LDC) ein. 
Unterernährung — besonders, aber nicht 
ausschließlich in ländlichen Gebieten — 
ist weitverbreitet. Im Gesundheitsbereich 
scheint Haiti das benachteiligtste Land Ame­
rikas zu sein. Die Kindersterblichkeit ist hoch, 
die Lebenserwartung niedrig (53 Jahre), was 
wohl hauptsächlich auf ernährungsbedingte 
Mangelerscheinungen zurückzuführen ist. 
Trinkwasserknappheit und mangelnde Hy­
giene tragen das Ihre dazu bei. 
Auch um das Erziehungswesen ist es 
schlecht bestellt. Die Auswirkungen der Leh­
rerknappheit werden dadurch noch ver­
schlimmert, daß nur wenige zum Unterrich­
ten auf dem Land bereit sind. Die hohe Zahl 
an Analphabeten behindert die wirtschaftli­
che Entwicklung gravierend. Mit 11,5vH wird 
offiziell die Arbeitslosenquote angegeben, 
doch bleiben Nicht- oder Unterbeschäfti­
gung im landwirtschaftlichen Sektor unbe­
rücksichtigt. Bemühungen um eine umfas­
sende nationale Entwicklung scheiterten bis­
lang an einem völlig unzureichenden, schwa­
chen Verwaltungsapparat — Reformen sind 
hier dringend erforderlich. 
In Zusammenarbeit und mit Unterstützung 
verschiedener UN-Gremien wurden im Som­
mer 1986 eine Reihe kurzfristiger Maßnah­
men zur Bewältigung der dringlichsten Pro­
bleme beschlossen: Erholung der Wirtschaft, 
Verringerung der Arbeitslosigkeit, Bildungs­
programme, Verbesserung der medizini­
schen Versorgung und Stärkung der Verwal­
tung sollten die akuten Engpässe beseiti­
gen. 

Bürgerliche und politische Rechte 
Als vordringlichste Anliegen im Bereich der 
Grundrechte nannte die Übergangsregie­
rung die Aufrechterhaltung von Recht und 
Ordnung, die Achtung der Menschenrechte 
— Haiti ist Vertragsstaat der Amerikanischen 
Menschenrechtskonvention, nicht aber der 
beiden UN-Pakte — sowie den Aufbau einer 
liberalen, demokratischen und gerechten so­
zialen Ordnung. Die Aufgabe der Übergangs­
regierung sei keine einfache, so die im De­
zember 1986 vorgetragene Auffassung des 
Sonderbeauftragten, da gewichtige Proble­
me bewältigt werden müßten. Die hohen Er­
wartungen der Bevölkerung hinsichtlich not­
wendiger politischer, sozialer und wirtschaft­
licher Reformen könnten nicht über Nacht 

erfüllt werden, so daß mit einer Phase der 
Ernüchterung und Enttäuschung zu rechnen 
sei. Da die Regierung mit konkreten Erfolgen 
noch nicht aufwarten konnte, wurde Kritik an 
ihren Entscheidungen laut und ihre Autorität 
angezweifelt. So zeigten sich die Interameri­
kanische Menschenrechtskommission und 
andere Menschenrechtsorganisationen ins­
besondere über die Unfähigkeit der Regie­
rung besorgt, gewaltsame Ausschreitungen 
der früheren Tontons Macoutes« zu verhin­
dern. Nicht nur dauerten Berichte über be­
waffnete Angriffe der vormaligen Miliz auf 
friedliche Demonstranten an, sondern die 
Regierung schien sich auch nicht genügend 
um die Autklärung solcher Vorfälle und Be­
strafung der Verantwortlichen zu bemühen. 
Während seines Aufenthalts in Haiti wurden 
dem Sonderbeauftragten zudem konkrete 
Fälle genannt, in denen Personen spurlos 
verschwunden waren. Zweifel äußerte Gau-
vin in seinem Bericht an den tatsächlichen 
Möglichkeiten der relativ kleinen Armee (7 — 
8 000 Soldaten), die Lage im Lande in den 
Griff bekommen zu können — immerhin be­
trug unter Duvalier die Stärke der Milizkräfte 
250-300 000 Personen. Auch wenn der 
gute Wille Generalleutnant Namphys allge­
mein außer Frage stehe, gebe es doch eine 
Reihe von Beschwerden über Unfähigkeit 
und Disziplinlosigkeit einzelner Soldaten bis 
hin zu Mißhandlungen und Folterungen. Eine 
adäquate Schulung der auch als Polizeikräf­
te eingesetzten Soldaten erschien daher 
dem Sonderbeauftragten dringend erforder­
lich. 

Fraglich blieb auch, wie mit den früheren 
Duvalier-Anhängern zu verfahren sei. Die Be­
völkerung verlange zwar ihre Entfernung aus 
allen öffentlichen Ämtern, doch würde eine 
solche Massenentlassung die Handlungsfä­
higkeit des Staates ernsthaft gefährden, da 
es an unvorbelasteten qualifizierten Arbeits­
kräften fehle und eine solche Reform zudem 
sehr kostspielig wäre. Auch weigerten sich 
anscheinend einige politische Führer und 
Gruppen, sich konstruktiv an der politischen 
Neuorganisation zu beteiligen und mit der 
Übergangsregierung zusammenzuarbeiten. 
Schließlich müsse die Bevölkerung umfas­
send über ihre Rechte aufgeklärt und 
— nach 30 Jahren brutaler Diktatur — zur 
Freiheit und zur Mitwirkung an der Neuord­
nung der Gesellschaft erzogen werden. 
Noch nie habe es ordnungsgemäße Wahlen 
gegeben, Erfahrungen mit der Organisation 
von Parteien und einer freien Presse fehlten, 
hob die Übergangsregierung hervor. 
Welche Aufgabe kommt nun den Vereinten 
Nationen in Anbetracht einer derartigen Si­
tuation zu? Nach Ansicht des Sonderbeauf­
tragten kommen in erster Linie Erziehungs­
und Informationsprogramme in Betracht, um 
den Übergang von der Diktatur zur Demokra­
tie zu erleichtern. Polizei, Armee und das 
Gefängnispersonal sollten eine spezielle, 
menschenrechtsbezogene Schulung erhal­
ten. Die vollständige Verwirklichung aller 
Menschenrechte und Grundfreiheiten in Haiti 
könne nur durch entschlossenes und kon­
zertiertes Vorgehen aller sozialen Gruppen 
erreicht werden. Mit einigen konkreten Vor­
schlägen schloß Michel Gauvin seinen Re­
port: So sollte die neue Verfassung einen 
Grundrechtskatalog ähnlich der Allgemeinen 

Erklärung der Menschenrechte enthalten; 
vor den Wahlen sollte über Ziele und Verfah­
ren informiert werden, um das Volk zu inter­
essieren und so eine höhere Wahlbeteiligung 
zu erhalten, und vor allem sollten die Über­
griffe ehemaliger Milizangehöriger rückhalt­
los aufgeklärt werden, um das Vertrauen in 
die neue Regierung zu stärken. Eine unab­
hängige nationale Menschenrechtskommis­
sion, so der Sonderbeauftragte abschlie­
ßend, könnte entscheidend zum Aufbau ei­
nes die Menschenrechte und Grundfreihei­
ten achtenden Systems beitragen. 

Vorerst vergebliche Mühe 
In geschlossener Sitzung entschied die Men­
schenrechtskommission am 2. März 1987 in 
ihrer Resolution 1987/13, die Beobachtung 
der Situation in Haiti im Rahmen des >1503-
Verfahrens« zu beenden. Haiti wurde zur 
Fortsetzung seiner Bemühungen bei der Ver­
wirklichung der Menschenrechte, zur Ratifi­
zierung wichtiger Menschenrechtsinstru­
mente sowie zur Berücksichtigung der Anre­
gungen des Sonderberichterstatters Gauvin 
aufgefordert. Schließlich ersuchte die Men­
schenrechtskommission den Generalsekre­
tär um Beauftragung eines Sachverständi­
gen, der Haiti bei der Durchführung dieser 
Aufgaben beratend zur Seite stehen könnte. 
Mit der Sachverständigenmission wurde so­
dann am 8. Oktober 1987 der Franzose 
Andre Braunschweig, Ehrenpräsident einer 
Kammer beim französischen Kassationsge­
richtshof und Mitglied des Rassendiskrimi­
nierungsausschusses, betraut. Er traf eine 
Woche darauf mit dem Ständigen Vertre­
ter Haitis beim Genfer Büro der Verein­
ten Nationen zusammen, um seinen Be­
such vor Ort zu planen. Von seinem 
ursprünglichen Vorhaben, Haiti im 
November 1987 noch vor Beginn der 
offiziellen Wahlkampagne aufzusuchen, 
wurde ihm nachdrücklich abgeraten, so 
daß er den Besuch zunächst auf Januar 
1988 verschob. Auch dieser Termin 
scheiterte jedoch wegen der Verschie­
bung der Wahlen und den damit verbun­
denen tragischen Zwischenfällen. Die 
Wahlen nämlich, deren Bedeutung für 
einen tatsächlichen Neubeginn in Haiti 
der Sonderbeauftragte Gauvin Ende 1986 
hervorgehoben hatte, verkamen zur Farce: 
Nach einem im Blut ertränkten Anlauf Ende 
November 1987 fand ein von den wichtig­
sten politischen Gruppen boykottierter Ur­
nengang Mitte Januar 1988 statt; die nun­
mehr amtierende Zivilregierung wird weithin 
als Alibiveranstaltung des Militärs angese­
hen, das das in es gesetzte Vertrauen nur zu 
rasch verspielt hatte. 

Der Experte bemüht sich gleichwohl weiter­
hin um die Aufnahme direkter Kontakte zu 
der haitianischen Regierung, will aber zu­
nächst die Systemänderungen abwarten, die 
nach der Wahl von Leslie Manigat zum Prä­
sidenten Haitis vorgenommen werden sol­
len. Er betonte, weiterhin auftragsgemäß der 
Regierung zur Seite stehen zu wollen, um ihr 
bei der Verwirklichung der Menschenrechte 
und dem Aufbau einer neuen, demokrati­
schen Ordnung Hilfestellung zu leisten (E/ 
CN.4/1988/38 v.3.2.1988). 

Martina Palm-Risse • 
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Dokumente der Vereinten Nationen 
Gewaltverzicht, Nahost, Irak-Iran, UN-Reform 
G e w a l t v e r z i c h t 

G E N E R A L V E R S A M M L U N G - Gegenstand: 
E r k l ä r u n g ü b e r die V e r s t ä r k u n g der W i r k ­
samkeit des Grundsatzes der Unterlassung 
einer Androhung oder Anwendung von Ge­
w a l t i n den internat ionalen Beziehungen. 
— Resolution 42/22 vom 18. November 
1987 

Die Generalversammlung, 
— unter Hinweis auf ihre Resolution 41/76 

vom 3. Dezember 1986, i n der sie beschlos­
sen hat, d a ß der S o n d e r a u s s c h u ß für die 
V e r s t ä r k u n g der Wirksamkei t des G r u n d ­
satzes der Nichtanwendung von Gewalt i n 
den internat ionalen Beziehungen den ge­
gebenenfalls auch Empfehlungen zur 
fr iedlichen Streitbeilegung enthaltenden 
E n t w u r f einer E r k l ä r u n g ü b e r die V e r s t ä r ­
kung der Wirksamkei t des Grundsatzes 
fertigstellen und der Generalversammlung 
auf ihrer zweiundvierzigsten Tagung sei­
nen S c h l u ß b e r i c h t m i t dem E n t w u r f einer 
E r k l ä r u n g vorlegen solle, 

— Kenntnis nehmend vom Bericht des Son­
derausschusses, der vom 9. bis 2 7 . M ä r z 
1987 i n New York zusammengetreten ist, 

— i n Anbetracht dessen, d a ß der Sonderaus­
schuß den E n t w u r f einer E r k l ä r u n g ü b e r 
die V e r s t ä r k u n g der Wirksamkei t des 
Grundsatzes der Unterlassung einer A n ­
drohung oder Anwendung von Gewalt i n 
den internat ionalen Beziehungen fertigge­
stellt und beschlossen hat, i h n der Gene­
ralversammlung zur Behandlung und Ver­
abschiedung vorzulegen, 

— ü b e r z e u g t von der Notwendigkei t der 
wirksamen universalen Anwendung des 
Grundsatzes der Unterlassung einer A n ­
drohung oder Anwendung von Gewalt i n 
den internat ionalen Beziehungen sowie 
von der wich t igen Rolle der Vereinten Na­
tionen i n diesem Bereich, 

— sowie ü b e r z e u g t davon, d a ß die Verab­
schiedung der E r k l ä r u n g ü b e r die V e r s t ä r ­
kung der Wirksamkei t des Grundsatzes 
der Unterlassung einer Androhung oder 
Anwendung von Gewalt i n den in ternat io­
nalen Beziehungen zur Verbesserung der 
internat ionalen Beziehungen beitragen 
dür f t e , 

1. n i m m t die E r k l ä r u n g ü b e r die V e r s t ä r k u n g 
der Wirksamkei t des Grundsatzes der U n ­
terlassung einer Androhung oder A n w e n ­
dung von Gewalt i n den internat ionalen 
Beziehungen an, deren Wor t lau t i m A n ­
hang dieser Resolution enthalten ist; 

2. dankt dem S o n d e r a u s s c h u ß für die Ver­
s t ä r k u n g der Wirksamkei t des Grundsat­
zes der Nichtanwendung von Gewalt i n 
den internat ionalen Beziehungen dafür , 
d a ß er seine Arbei ten m i t der Ausarbei tung 
der E r k l ä r u n g zum A b s c h l u ß gebracht 
hat; 

3. empfiehlt , d a ß alles getan werden sollte, 
u m die E r k l ä r u n g allgemein bekannt zu 
machen. 

Abstimmungsergebnis: Ohne fö rml iche A b ­
st immung angenommen. 

A N H A N G 
E r k l ä r u n g ü b e r die V e r s t ä r k u n g der 
Wirksamke i t des Grundsatzes der U n t e r ­
lassung einer A n d r o h u n g oder A n w e n ­
dung von G e w a l t i n den internationalen 

Beziehungen 

Die Generalversammlung, 
— unter Hinweis auf den Grundsatz, d a ß sich 

die Staaten i n ihren internat ionalen Bezie­
hungen jeder gegen die ter r i tor ia le In t eg r i ­
t ä t oder polit ische U n a b h ä n g i g k e i t eines 
Staates gerichteten oder sonst m i t den Z ie ­
len der Vereinten Nat ionen unvereinbaren 
Androhung oder Anwendung von Gewalt 
zu enthalten haben, 

— unter Hinweis darauf, d a ß dieser G r u n d ­
satz i n A r t i k e l 2 Absatz 4 der Charta der 
Vereinten Nat ionen verankert ist und i n 
einer Reihe von v ö l k e r r e c h t l i c h e n D o k u ­
menten b e k r ä f t i g t wurde, 

— i n B e k r ä f t i g u n g der E r k l ä r u n g ü b e r vö l ­
kerrechtliche G r u n d s ä t z e für f reund­
schaftliche Beziehungen und Zusammen­
arbeit zwischen den Staaten i m Sinne der 
Charta der Vereinten Nationen, der D e f i ­
n i t i o n der Aggression und der E r k l ä r u n g 
von Mani l a ü b e r die friedliche Beilegung 
von internat ionalen Strei t igkeiten, 

— i n B e k r ä f t i g u n g der Verpf l ichtung, den 
Weltfrieden und die internationale Sicher­
heit g e m ä ß den Zielen der Vereinten Na t io ­
nen zu wahren, 

— m i t dem Ausdruck tiefer Besorgnis ü b e r 
das Fortbestehen von K o n f l i k t - und Span­
nungssituationen und die Auswi rkungen 
fortgesetzter Verletzungen des Grundsat­
zes der Unterlassung einer Androhung 
oder Anwendung von Gewalt auf die Wah­
rung des Weltfriedens und der in terna t io­
nalen Sicherheit sowie ü b e r die Verluste an 
Menschenleben und die materiel len S c h ä ­
den i n den betroffenen L ä n d e r n , deren 
E n t w i c k l u n g dadurch R ü c k s c h l ä g e n aus­
gesetzt w i r d , 

— i n dem Wunsch, durch die F ö r d e r u n g eines 
Wandels i m internat ionalen K l i m a von der 
Konf ron ta t ion zu fr iedlichen Beziehungen 
und Zusammenarbeit wie auch durch an­
dere geeignete M a ß n a h m e n zur Festigung 
des Weltfriedens und der internat ionalen 
Sicherheit die Gefahr neuer bewaffneter 
Konf l i k t e zwischen den Staaten zu beseiti­
gen, 

— i n der Ü b e r z e u g u n g , d a ß es i m H i n b l i c k auf 
den g e g e n w ä r t i g e n Stand der Dinge i n der 
Welt und die Existenz von Kernwaffen k e i ­
ne v e r n ü n f t i g e Al terna t ive zu fr iedlichen 
Beziehungen zwischen den Staaten gibt , 

— i m vol len B e w u ß t s e i n dessen, d a ß die Frage 
der allgemeinen und v o l l s t ä n d i g e n A b r ü ­
stung von h ö c h s t e r Wich t igke i t ist und d a ß 
Frieden, Sicherheit, Grundfreihei ten und 
wir tschaft l iche und soziale E n t w i c k l u n g 
untei lbar sind, 

— m i t Besorgnis feststellend, wie ungemein 
s c h ä d l i c h sich der Terrorismus auf die i n ­
ternationalen Beziehungen auswirkt , 

— unter Betonung der Notwendigkei t , d a ß 
alle Staaten von einem gewaltsamen Vor ­
gehen ablassen, das darauf abzielt, die Völ­
ker ihres Rechts auf Selbstbestimmung, 
Freiheit und U n a b h ä n g i g k e i t zu berau­
ben, 

— i n B e k r ä f t i g u n g der Verpf l ich tung der 
Staaten, ihre internat ionalen St re i t igke i ­
ten durch friedliche M i t t e l beizulegen, 

— i m B e w u ß t s e i n der Wich t igke i t der S t ä r ­
kung des kol lek t iven Sicherheitssystems 
der Vereinten Nationen, 

— i m H i n b l i c k auf die universelle Bedeutung 
der Menschenrechte und Grundfreihei ten 
als wesentliche Faktoren des Weltfriedens 
und der internat ionalen Sicherheit, 

— i n der Ü b e r z e u g u n g , d a ß die Staaten ein 
gemeinsames Interesse an der F ö r d e r u n g 
eines stabilen und gerechten w e l t w i r t ­
schaftlichen Umfelds als einer wesent l i ­
chen Grundlage des Weltfriedens haben 
und d a ß sie zu diesem Zweck die interna­
tionale Zusammenarbeit für die E n t w i c k ­

lung v e r s t ä r k e n und auf eine neue interna­
tionale Wirtschaftsordnung hinarbei ten 
sollten, 

— i n B e k r ä f t i g u n g des Bekenntnisses der 
Staaten zum Grundsatz der s o u v e r ä n e n 
Gleichheit der Staaten, 

— i n B e k r ä f t i g u n g des u n v e r ä u ß e r l i c h e n 
Rechts eines jeden Staates, sein p o l i t i ­
sches, wirtschaftl iches, soziales und k u l t u ­
relles System ohne jede Einmischung 
durch einen anderen Staat zu w ä h l e n , 

— unter Hinweis darauf, d a ß die Staaten die 
Verpf l ich tung haben, sich weder d i rek t 
noch ind i rek t , aus welchen G r ü n d e n auch 
immer, i n die inneren oder ä u ß e r e n Ange­
legenheiten eines anderen Staates einzu­
mischen, 

— b e k r ä f t i g e n d , d a ß die Staaten gehalten 
sind, sich i n ihren internat ionalen Bezie­
hungen eines jeden gegen die poli t ische 
U n a b h ä n g i g k e i t oder ter r i tor ia le In t eg r i ­
t ä t eines Staates gerichteten m i l i t ä r i s c h e n , 
poli t ischen, wir tschaf t l ichen oder sonsti­
gen Zwangs zu enthalten, 

— i n B e k r ä f t i g u n g des i n der Charta veran­
kerten Grundsatzes der Gleichberechti­
gung und Selbstbestimmung der Völker , 

— b e k r ä f t i g e n d , d a ß die Staaten alle ihre vö l ­
kerrechtl ichen Verpfl ichtungen nach Treu 
und Glauben zu erfül len haben, 

— i m B e w u ß t s e i n der dringenden N o t w e n ­
digkei t einer V e r s t ä r k u n g der Wirksamkei t 
des Grundsatzes, d a ß sich die Staaten der 
Androhung oder Anwendung von Gewalt 
zu enthalten haben, u m zur Schaffung 
dauerhaften Friedens und dauerhafter S i ­
cherheit für alle Staaten beizutragen, 

> e r k l ä r t feierl ich: 

I 
1. Jeder Staat ist gehalten, i n seinen interna­
t ionalen Beziehungen jede gegen die t e r r i to ­
r iale I n t e g r i t ä t oder polit ische U n a b h ä n g i g ­
kei t eines Staates gerichtete Androhung oder 
Anwendung von Gewal t oder sonst m i t den 
Zielen der Vereinten Nat ionen unvereinbare 
Handlung zu unterlassen. Eine solche A n d r o ­
hung oder Anwendung von Gewalt stellt eine 
Verletzung des V ö l k e r r e c h t s und der Charta 
der Vereinten Nat ionen dar und zieht in terna­
tionale Veran twor t l i chke i t nach sich. 
2. Der Grundsatz der Unterlassung einer A n ­
drohung oder Anwendung von Gewalt i n den 
internat ionalen Beziehungen hat universellen 
Charakter und ist für jeden Staat, u n a b h ä n g i g 
von seinem polit ischen, wir tschaf t l ichen, so­
zialen oder ku l tu re l l en System oder seinen 
B ü n d n i s b e z i e h u n g e n , verbindl ich . 
3. Die Geltendmachung von E r w ä g u n g e n , 
gleich welcher A r t , zur Rechtfertigung eines 
gegen die Charta v e r s t o ß e n d e n Rückgr i f f s auf 
die Androhung oder Anwendung von Gewalt 
ist unzu lä s s ig . 
4. Die Staaten sind gehalten, andere Staaten 
n icht zu einem Rückgr i f f auf Androhung oder 
Anwendung von Gewalt unter Verletzung der 
Charta zu d r ä n g e n , zu ermutigen oder sie da­
bei zu u n t e r s t ü t z e n . 
5. Kra f t des i n der Charta verankerten G r u n d ­
satzes der Gleichberechtigung und Selbstbe­
s t immung haben alle Vö lke r das Recht, ihren 
poli t ischen Status frei und ohne ä u ß e r e E i n ­
mischung zu bestimmen und ihre w i r t s cha f t l i ­
che, soziale und kul ture l le E n t w i c k l u n g zu 
verfolgen, und jeder Staat ist gehalten, dieses 
Recht i m E ink lang m i t der Charta zu ach­
ten. 
6. Die Staaten haben ihre v ö l k e r r e c h t l i c h e 
Verpf l ich tung zu er fül len , es zu unterlassen, 
p a r a m i l i t ä r i s c h e , terroristische oder subversi­
ve Handlungen, e insch l ieß l ich Handlungen 
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von S ö l d n e r n , in anderen Staaten zu organi­
sieren, anzustiften, zu u n t e r s t ü t z e n oder sich 
an ihnen zu beteiligen oder auf ih rem Hoheits­
gebiet organisierte A k t i v i t ä t e n zu dulden, die 
auf die Begehung derartiger Handlungen ab­
zielen. 
7. Die Staaten sind gehalten, jede bewaffnete 
Intervent ion und jede sonstige Fo rm der E i n ­
mischung oder jeden Versuch einer N ö t i g u n g 
g e g e n ü b e r dem Charakter des Staates oder 
seiner politischen, wir tschaft l ichen und k u l ­
ture l len Teilbereiche zu unterlassen. 
8. K e i n Staat darf wirtschaft l iche, polit ische 
oder sonstige Z w a n g s m a ß n a h m e n gegen einen 
anderen Staat anwenden oder deren A n w e n ­
dung begüns t i gen , u m von i h m die Un te ro rd ­
nung bei der A u s ü b u n g seiner s o u v e r ä n e n 
Rechte zu erlangen und sich von i h m Vortei le 
irgendwelcher A r t zu sichern. 
9. I m E ink lang m i t den Zielen und G r u n d s ä t ­
zen der Vereinten Nat ionen sind die Staaten 
gehalten, sich der Propaganda für Angr i f f s ­
kriege zu enthalten. 
10. Eine Gebietsaneignung infolge von A n d r o ­
hung oder Anwendung von Gewalt oder die 
Besetzung eines Gebiets infolge von A n d r o ­
hung oder Anwendung von Gewalt unter Ver­
letzung des V ö l k e r r e c h t s w i r d n icht als recht­
m ä ß i g e Aneignung oder Besetzung aner­
kannt . 
11. E i n Vert rag ist n icht ig , wenn sein A b ­
sch luß durch Androhung oder Anwendung 
von Gewal t unter Verletzung der i n der Charta 
enthaltenen v ö l k e r r e c h t l i c h e n G r u n d s ä t z e 
zustande gekommen ist. 
12. I n Ü b e r e i n s t i m m u n g m i t der Charta der 
Vereinten Nat ionen und den e insch läg igen 
A b s ä t z e n der E r k l ä r u n g ü b e r vö lke r r ech t l i che 
G r u n d s ä t z e für freundschaftliche Beziehun­
gen und Zusammenarbeit zwischen den Staa­
ten i m Sinne der Charta der Vereinten Na t io ­
nen haben die Staaten alle ihre internat iona­
len Verpf l ichtungen nach Treu und Glauben 
zu er fü l len . 
13. Die Staaten haben das naturgegebene 
Recht zur ind iv idue l len oder kol lekt iven 
Selbstverteidigung i m Falle eines bewaffne­
ten Angr i f fs , wie es i n der Charta festgelegt 
ist. 

I I 
14. Die Staaten werden alles i n ihren K r ä f t e n 
Stehende tun, u m ihre internat ionalen Bezie­
hungen auf der Grundlage des gegenseitigen 
Ver s t ändn i s s e s , des Vertrauens, der Achtung 
und der Zusammenarbeit auf allen Gebieten 
aufzubauen. 
15. Die Staaten soll ten a u ß e r d e m die bi la tera­
le und regionale Zusammenarbeit als eines der 
wicht igen M i t t e l zur S t ä r k u n g der Wi rksam­
kei t des Grundsatzes der Unterlassung einer 
Androhung oder Anwendung von Gewalt i n 
den internat ionalen Beziehungen fö rde rn . 
16. Die Staaten werden an ihrer Verpf l ich tung 
auf den Grundsatz der fr iedl ichen Beilegung 
von Strei t igkei ten festhalten, der vom Grund­
satz der Unterlassung einer Androhung oder 
Anwendung von Gewalt i n ihren in terna t io­
nalen Beziehungen nicht zu trennen ist. 
17. Staaten, die Parteien internat ionaler 
Strei t igkeiten sind, werden ihre Strei t igkei ten 
aussch l ieß l i ch durch friedliche M i t t e l so be i ­
legen, d a ß der Weltfriede, die internationale 
Sicherheit und die Gerechtigkeit n icht ge­
f ä h r d e t werden. Z u diesem Zweck haben sie 
M i t t e l einzusetzen wie Verhandlung, Untersu­
chung, Vermi t t lung , Vergleich, Schieds­
spruch, gerichtliche Regelung, Inanspruch­
nahme regionaler Einr ichtungen oder A b m a ­
chungen oder andere friedliche M i t t e l eigener 
Wahl , e inschl ieß l ich Guter Dienste. 
18. Die Staaten werden wirksame M a ß n a h ­
men ergreifen, die von ihrem Umfang und i h ­
rem Wesen her Schritte auf dem Weg zur le tz t ­
endlichen H e r b e i f ü h r u n g einer allgemeinen 
und v o l l s t ä n d i g e n A b r ü s t u n g unter s t r ikter 
und wi rksamer internationaler Kont ro l le dar­
stellen. 

19. Die Staaten sollten wirksame M a ß n a h m e n 
ergreifen, u m der Gefahr bewaffneter K o n ­
f l ik te , e insch l ieß l ich solcher, bei denen m ö g l i ­
cherweise Kernwaffen eingesetzt werden, 
vorzubeugen, u m ein W e t t r ü s t e n i m Wel t raum 
zu v e r h ü t e n und es auf der Erde anzuhalten 
und umzukehren, u m das A u s m a ß der m i l i t ä ­
rischen Konfronta t ion zu verr ingern und die 
wel twei te S t a b i l i t ä t zu e r h ö h e n . 
20. Die Staaten sollten zusammenarbeiten, 
u m aktive Anstrengungen m i t dem Z ie l zu u n ­
ternehmen, den Abbau der internat ionalen 
Spannungen, die Konsol idierung der interna­
t ionalen Rechtsordnung und die Ach tung des 
durch die Charta der Vereinten Nat ionen ge­
schaffenen Systems der internat ionalen S i ­
cherheit sicherzustellen. 
21. Die Staaten sollten geeignete vertrauens­
bildende M a ß n a h m e n ergreifen, die darauf 
abzielen, Spannungen zu v e r h ü t e n und abzu­
bauen und ein besseres internationales K l i m a 
zu schaffen. 
22. Die Staaten bek rä f t i gen , d a ß die Ach tung 
der effektiven A u s ü b u n g aller Menschenrech­
te und Grundfreihei ten und deren Schutz we­
sentliche Faktoren des Weltfriedens und der 
internationalen Sicherheit wie auch der Ge­
rechtigkeit und der En twick lung von freund­
schaftlichen Beziehungen und Zusammenar­
beit zwischen allen Staaten sind. Sie sollten 
daher die Ach tung der Menschenrechte und 
Grundfreiheiten für alle ohne Unterschied der 
Rasse, des Geschlechts, der Sprache oder der 
Religion fö rde rn und festigen, unter anderem 
indem sie ihre internat ionalen Verpf l i ch tun­
gen s t r ik t e r fü l len und gegebenenfalls e r w ä ­
gen, Vertragsparteien der wicht igsten inter­
nationalen Ü b e r e i n k ü n f t e auf diesem Gebiet 
zu werden. 
23. Die Staaten werden auf bilateraler, regio­
naler und internat ionaler Ebene zusammen­
arbeiten, u m 
a) den internat ionalen Terrorismus zu v e r h ü ­

ten und zu b e k ä m p f e n ; 
b) ak t iv zur Beseitigung der Ursachen des i n ­

ternationalen Terrorismus beizutragen. 
24. Die Staaten werden bestrebt sein, konkre­
te M a ß n a h m e n zu ergreifen und g ü n s t i g e 
wel twir tschaf t l iche Rahmenbedingungen zu 
fördern , u m Weltfrieden, internationale S i ­
cherheit und Gerechtigkeit h e r b e i z u f ü h r e n ; 
sie werden das Interesse aller an einer V e r r i n ­
gerung der Unterschiede i m Stand der w i r t ­
schaftlichen E n t w i c k l u n g und insbesondere 
das Interesse der E n t w i c k l u n g s l ä n d e r i n der 
ganzen Welt b e r ü c k s i c h t i g e n . 

I I I 
25. Die z u s t ä n d i g e n Organe der Vereinten Na­
tionen sollten i m H i n b l i c k auf die V e r s t ä r ­
kung der Wirksamkei t des Grundsatzes der 
Unterlassung einer Androhung oder A n w e n ­
dung von Gewalt i n den internat ionalen Be­
ziehungen vollen Gebrauch von den Best im­
mungen der Charta der Vereinten Nat ionen 
betreffend die Wahrung des Weltfriedens und 
der internationalen Sicherheit machen. 
26. Die Staaten sollten m i t den Organen der 
Vereinten Nationen v o l l zusammenarbeiten, 
indem sie deren M a ß n a h m e n i m Zusammen­
hang m i t der Wahrung des Weltfriedens und 
der internationalen Sicherheit und der f r i e d l i ­
chen Beilegung internationaler Strei t igkei ten 
i n Ü b e r e i n s t i m m u n g m i t der Charta unter­
s t ü t z e n . Insbesondere sollten sie die Rolle des 
Sicherheitsrats s t ä rken , dami t dieser seine 
Aufgaben v o l l und w i r k s a m wahrnehmen 
kann. I n dieser Hinsicht kommt den S t ä n d i ­
gen Mi tg l iedern des Rates eine besondere Ver­
an twor tung auf Grund der Charta zu. 
2 7. Die Staaten sollten bestrebt sein, die W i r k ­
samkeit des kol lek t iven Sicherheitssystems 
durch die wirksame Anwendung der Best im­
mungen der Charta zu verbessern, insbeson­
dere derjenigen, die sich auf die besondere 
Veran twor tung des Sicherheitsrats i n dieser 
Hinsicht beziehen. Ebenso sollten sie r ü c k ­
halt los ihrer Verpf l ichtung nachkommen, i n 

Ü b e r e i n s t i m m u n g m i t der Charta beschlosse­
ne friedenserhaltende Operationen der Ver­
einten Nat ionen zu u n t e r s t ü t z e n . Die Staaten 
haben die Besch lüs se des Sicherheitsrats i m 
Eink lang m i t der Charta anzunehmen und 
d u r c h z u f ü h r e n . 
28. Die Staaten sollten dem Sicherheitsrat bei 
al len von i h m getroffenen M a ß n a h m e n zur ge­
rechten Beilegung von Krisensi tuat ionen und 
regionalen K o n f l i k t e n jede m ö g l i c h e Unter ­
s t ü t z u n g g e w ä h r e n . Sie sollten die Rolle des 
Sicherheitsrats s t ä r k e n , die er bei der V e r h ü ­
tung von Strei t igkei ten und Situat ionen spie­
len kann, deren Fortdauer geeignet ist, die 
Wahrung des Weltfriedens und der in terna t io­
nalen Sicherheit zu g e f ä h r d e n . Sie sollten die 
Aufgabe des Rates erleichtern, sich m i t der 
Ü b e r p r ü f u n g von Situationen, die eine poten­
t iel le Gefahr für den Weltfr ieden und die i n ­
ternationale Sicherheit darstellen, i n einem 
m ö g l i c h s t f r ü h e n Stadium zu befassen. 
29. Die K a p a z i t ä t des Sicherheitsrats zur Ta t ­
sachenermitt lung sollte i m E ink lang m i t der 
Charta von Fa l l zu F a l l v e r s t ä r k t werden. 
30. Die Staaten sollten der wich t igen Rolle, 
die der Generalversammlung i m Bereich der 
fr iedlichen Beilegung von Strei t igkei ten und 
der Wahrung des Weltfriedens und der in ter ­
nationalen Sicherheit durch die Charta ü b e r ­
tragen w i r d , volle Wirksamkei t verleihen. 
31. Die Staaten sollten den G e n e r a l s e k r e t ä r 
ermutigen, seine Aufgaben i m H i n b l i c k auf 
die Wahrung des Weltfriedens und der inter­
nationalen Sicherheit und die friedliche Be i ­
legung von Strei t igkeiten, e insch l ieß l ich der 
Aufgaben nach A r t i k e l 98 und 99, i m E i n ­
k lang m i t der Charta v o l l wahrzunehmen, w o ­
bei die Staaten m i t i h m u n e i n g e s c h r ä n k t zu­
sammenarbeiten sollten. 
32. Die Staaten sollten b e r ü c k s i c h t i g e n , d a ß 
Rechtsstreitigkeiten i m allgemeinen von den 
Parteien dem Internat ionalen Gerichtshof i m 
Eink lang m i t dessen Statut unterbrei tet wer­
den sollten, was einen wicht igen Faktor für 
die S t ä r k u n g der Wahrung des Weltfriedens 
und der internat ionalen Sicherheit darstellt . 
Die Generalversammlung und der Sicher­
heitsrat sollten e r w ä g e n , von den Bes t immun­
gen der Charta h ins icht l ich der Mögl ichke i t , 
ü b e r Rechtsfragen ein Gutachten des Ge­
richtshofs anzufordern, vol len Gebrauch zu 
machen. 
33. Staaten, die Parteien regionaler A b m a ­
chungen oder Mitg l ieder regionaler E i n r i c h ­
tungen sind, sollten g e m ä ß A r t i k e l 52 der 
Charta e r w ä g e n , diese Abmachungen und 
Einr ichtungen v e r s t ä r k t i n Anspruch zu neh­
men, u m die Wahrung des Weltfriedens und 
der internat ionalen Sicherheit betreffende 
Angelegenheiten, bei denen dies angebracht 
ist, zu behandeln. 

> e r k l ä r t , d a ß diese E r k l ä r u n g nicht so aus­
zulegen ist, 
a) als w ü r d e sie i n irgendeiner Weise den 

Anwendungsbereich der Bestimmungen 
der Charta für Fä l l e , i n denen die A n ­
wendung von Gewalt r e c h t m ä ß i g ist, 
ausweiten oder e i n s c h r ä n k e n ; 

b) als b e r ü h r e sie i n irgendeiner Weise die 
e in sch l äg igen Bestimmungen der Char­
ta oder die Rechte und Pfl ichten der M i t ­
gliedstaaten oder den Umfang der A u f ­
gaben und Befugnisse der Organe der 
Vereinten Nat ionen auf Grund der 
Charta, insbesondere soweit sie sich auf 
die Androhung oder Anwendung von 
Gewalt beziehen; 

> e r k l ä r t , d a ß diese E r k l ä r u n g das sich aus 
der Charta ableitende und i n der E r k l ä r u n g 
ü b e r v ö l k e r r e c h t l i c h e G r u n d s ä t z e für 
freundschaftliche Beziehungen und Z u ­
sammenarbeit zwischen den Staaten i m 
Sinne der Charta der Vereinten Nat ionen 
v e r k ü n d e t e Recht auf Selbstbestimmung, 
Freiheit und U n a b h ä n g i g k e i t der Völker , 
die dieses Rechtes gewaltsam beraubt w o r -
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den sind, insbesondere der unter kolonialen 
und rassistischen Regimen oder anderen 
Formen von Fremdherrschaft lebenden 
Völker , i n keiner Weise b e e i n t r ä c h t i g e n 
kann, noch das Recht dieser Völker , i n 
Ü b e r e i n s t i m m u n g m i t den G r u n d s ä t z e n 
der Charta und g e m ä ß der e r w ä h n t e n Er ­
k l ä r u n g für dieses Z ie l zu k ä m p f e n und 
U n t e r s t ü t z u n g zu suchen und zu erhalten; 

> be s t ä t i g t , d a ß g e m ä ß A r t i k e l 103 der Char­
ta i m Falle eines Konf l ik t s zwischen den 
Verpfl ichtungen der Mitgl ieder der Verein­
ten Nat ionen aus der Charta und ihren Ver­
pfl ichtungen aus anderen internat ionalen 
Ü b e r e i n k ü n f t e n ihre Verpfl ichtungen aus 
der Charta Vorrang haben. 

N a h o s t 

G E N E R A L V E R S A M M L U N G - Gegenstand: 
Die P a l ä s t i n a f r a g e . — Resolution 42/66D 
vom 2. Dezember 1987 

Die Generalversammlung, 
— unter Hinweis auf ihre Resolutionen 38/58C 

vom 13. Dezember 1983, 39/49D vom 11. 
Dezember 1984, 40/96D vom 12. Dezember 
1985 und 41/43D vom 2. Dezember 1986, i n 
denen sie unter anderem die Einberufung 
einer Internat ionalen Friedenskonferenz 
ü b e r den Nahen Osten b e f ü r w o r t e t e , 

— sowie unter Hinweis auf die e in sch l äg igen 
Resolutionen des Sicherheitsrats, 

— i n B e k r ä f t i g u n g ihrer Resolutionen 39/49 
D , 40/96D und 41/43D, i n denen sie unter 
anderem den G e n e r a l s e k r e t ä r ersuchte, i n 
Absprache m i t dem Sicherheitsrat seine 
B e m ü h u n g e n h ins icht l ich der Einberufung 
der Internat ionalen Friedenskonferenz 
fortzusetzen, 

— nach Behandlung des Berichts des Gene­
r a l s e k r e t ä r s vom 13. November 1987, w o r ­
i n er unter anderem e r k l ä r t hat, »das 
Haupthindernis ist jedoch zur Zei t ein an­
deres, n ä m l i c h die Unfähigkeit der israel i ­
schen Regierung, sich geschlossen auf das 
Pr inzip einer internat ionalen Konferenz 
unter der Schirmherrschaft der Vereinten 
Nat ionen zu e in igen«, 

— m i t dem Ausdruck ihres Bedauerns dar­
übe r , d a ß auf Grund der Einstel lung e in i ­
ger Mitgliedstaaten i m wesentlichen nach 
wie vor dieselben Schwierigkeiten h i n ­
s icht l ich der Einberufung der Konferenz 
bestehen, und i n der Hoffnung, d a ß diese 
Mitgl iedstaaten ihre Einstel lung ü b e r d e n ­
ken werden, 

— nach A n h ö r u n g der E r k l ä r u n g e n zahlrei ­
cher Vertreter, darunter auch des Vertre­
ters der P a l ä s t i n e n s i s c h e n Befreiungsorga­
nisation, 

— Kenntnis nehmend von den Resolutionen 
und der S c h l u ß e r k l ä r u n g der vom 8. bis 
11.November 1987 i n A m m a n abgehalte­
nen a u ß e r o r d e n t l i c h e n Gipfelkonferenz 
der arabischen Staaten, w o r i n die arabi ­
schen S t a a t s m ä n n e r unter anderem e r k l ä r ­
ten, »im Rahmen der F ö r d e r u n g friedlicher 
B e m ü h u n g e n und Bestrebungen u m die 
H e r b e i f ü h r u n g eines gerechten und dauer­
haften Friedens i n der Nahostregion, der 
i m E ink lang m i t dem V ö l k e r r e c h t und den 
Resolutionen der Vereinten Nationen steht 
und die R ü c k g a b e aller besetzten p a l ä s t i ­
nensischen und arabischen Gebiete und 
die Wiederherstellung der nationalen 
Rechte des p a l ä s t i n e n s i s c h - a r a b i s c h e n 
Volkes zur Grundlage hat, u n t e r s t ü t z t e n 
die S t a a t s m ä n n e r als einziges geeignetes 
M i t t e l zur fr iedlichen, gerechten und u m ­
fassenden Beilegung des arabisch-israeli­
schen Konf l ik t s die Einberufung der Inter­
nationalen Friedenskonferenz unter der 
Schirmherrschaft der Vereinten Nat ionen 
und unter gleichberechtigter M i t w i r k u n g 
aller beteil igten Parteien, e insch l ieß l ich 

der P a l ä s t i n e n s i s c h e n Befreiungsorganisa­
t ion , der einzigen r e c h t m ä ß i g e n Vert re tung 
des p a l ä s t i n e n s i s c h - a r a b i s c h e n Volkes, 
und der S t ä n d i g e n Mitg l ieder des Sicher­
he i t s r a t s« , 

— m i t Genugtuung Kenntnis nehmend von 
dem immer breiteren internat ionalen K o n ­
sens zugunsten der Einberufung der K o n ­
ferenz unter der Schirmherrschaft der Ver­
einten Nat ionen und i m E ink lang m i t ihren 
e insch läg igen Resolutionen, u m eine u m ­
fassende Beilegung des arabisch-israeli­
schen Konf l ik t s h e r b e i z u f ü h r e n , e in­
schl ieß l ich der gerechten L ö s u n g der P a l ä ­
stinafrage, die i m M i t t e l p u n k t dieses K o n ­
f l ik t s steht, 

— n a c h d r ü c k l i c h auf die Notwendigkei t h i n ­
weisend, eine gerechte und umfassende 
Beilegung des arabisch-israelischen K o n ­
f l ik t s h e r b e i z u f ü h r e n , der seit fast vier 
Jahrzehnten andauert, 

1. n i m m t Kenntnis von den Berichten des Ge­
n e r a l s e k r e t ä r s ; 

2. n i m m t m i t Genugtuung zur Kenntnis , d a ß 
es einen immer breiteren internat ionalen 
Konsens zugunsten der baldigen Einberu­
fung der Internat ionalen Friedenskonfe­
renz ü b e r den Nahen Osten gibt , wie aus 
den i m Verlauf der Debatte abgegebenen 
Stellungnahmen hervorgeht; 

3. stellt erneut fest, d a ß die P a l ä s t i n a f r a g e i m 
M i t t e l p u n k t des arabisch-israelischen 
Konf l ik t s i m Nahen Osten steht; 

4. b e k r ä f t i g t erneut, d a ß sie die Forderung 
nach der Einberufung der Konferenz ent­
sprechend den Bestimmungen der Resolu­
t i o n 38/58C b e f ü r w o r t e t , insbesondere so­
wei t dar in die Le i t l i n i en und der Tei lneh­
merkreis festgelegt werden; 

5. wiederholt , d a ß sie die Forderung be fü r ­
wortet , i m Rahmen des Sicherheitsrats und 
unter M i t w i r k u n g der S t ä n d i g e n M i t g l i e ­
der des Rates einen Vorbereitungsaus­
schuß einzusetzen, der die erforderlichen 
M a ß n a h m e n zur Einberufung der Konfe­
renz ergreifen soll ; 

6. betont erneut, d a ß alle Staaten dr ingend 
weitere konkrete und konst rukt ive B e m ü ­
hungen unternehmen m ü s s e n , dami t die 
Konferenz ohne weitere V e r z ö g e r u n g e n 
einberufen w i r d ; 

7. ersucht den G e n e r a l s e k r e t ä r , i n Absprache 
m i t dem Sicherheitsrat seine B e m ü h u n g e n 
zur Einberufung der Konferenz fortzuset­
zen und der Generalversammlung bis 31 . 
M ä r z 1988 d a r ü b e r Bericht zu erstatten; 

8. besch l ieß t , auf ihrer dreiundvierzigsten 
Tagung den Bericht des G e n e r a l s e k r e t ä r s 
ü b e r die D u r c h f ü h r u n g dieser Resolution 
zu behandeln. 

Abstimmungsergebnis: +129; - 2 : Israel, Ver­
einigte Staaten; =24 (meist westliche Staa­
ten). 

S I C H E R H E I T S R A T - Gegenstand: Israel i ­
sche Übergr i f fe auf Libanon. — Resolu­
tionsantrag S/19434 vom 15. Januar 1988 

Der Sicherheitsrat, 
— i n B e k r ä f t i g u n g seiner Resolutionen 425 

(1978), 426(1978), 508(1982) und 509(1982) 
wie auch aller seiner Resolutionen ü b e r die 
Lage i m s ü d l i c h e n Libanon, 

— nach A n h ö r u n g der E r k l ä r u n g des S t ä n d i ­
gen Vertreters Libanons bei den Vereinten 
Nationen, 

— m i t g roßer Sorge Kenntnis nehmend von 
der Verschlechterung der Si tuat ion i m 
s ü d l i c h e n Libanon auf Grund der wieder­
holten israelischen Angr i f fe und aller ü b r i ­
gen gegen die Z i v i l b e v ö l k e r u n g gerichte­
ten M a ß n a h m e n und Prakt iken, 

— t ief betroffen ü b e r die i n der Mi t t e i l ung des 
G e n e r a l s e k r e t ä r s (S/19318, Anhang) vom 
4. Dezember 1987 beschriebenen Übergr i f ­
fe auf Grund und Boden und die E r r i c h ­
tung von Z ä u n e n unter V e r ä n d e r u n g der 
in ternat ional anerkannten Grenzen, 

1. mißb i l l ig t n a c h d r ü c k l i c h die wiederholten 
israelischen Angr i f fe auf libanesisches Ge­
biet und alle sonstigen gegen die Z i v i l b e ­
v ö l k e r u n g gerichteten M a ß n a h m e n und 
Prakt iken; 

2. ersucht Israel n a c h d r ü c k l i c h darum, alle 
Ü b e r g r i f f s h a n d l u n g e n auf Grund und Bo­
den, den Bau von S t r a ß e n und jede die 
Grenze verletzende Er r i ch tung von Z ä u ­
nen sowie jeden Versuch zu unterlassen, 
libanesisches Hoheitsgebiet zu besetzen 
oder dessen Status zu ä n d e r n beziehungs­
weise die Wiederherstellung der effektiven 
Hoheitsgewalt der Regierung Libanons auf 
s o u v e r ä n e m libanesischem Hoheitsgebiet 
zu behindern; 

3. b e k r ä f t i g t seine Forderung nach s t r ik ter 
Ach tung der S o u v e r ä n i t ä t Libanons, sei­
ner U n a b h ä n g i g k e i t , E inhei t und t e r r i to ­
r ialen I n t e g r i t ä t innerhalb der in terna t io­
nal anerkannten Grenzen; 

4. b e k r ä f t i g t die dringende Notwendigkei t , 
die Resolutionen des Sicherheitsrats be­
treffend L ibanon d u r c h z u f ü h r e n , insbe­
sondere die Resolutionen 425(1978) und 
426(1978) sowie Resolution 509(1982), 
w o r i n von Israel verlangt w i r d , alle seine 
S t r e i t k r ä f t e u n v e r z ü g l i c h und bedin­
gungslos bis zu den in ternat ional aner­
kannten Grenzen z u r ü c k z u z i e h e n ; 

5. ersucht den G e n e r a l s e k r e t ä r , weiter K o n ­
sultationen m i t der Regierung Libanons 
und den anderen unmit te lbar an der 
D u r c h f ü h r u n g der Resolutionen 425(1978), 
426(1978), 508(1982) und 509(1982) Betei­
l ig ten zu füh ren und dem Sicherheitsrat 
d a r ü b e r Bericht zu erstatten; 

6. besch l ieß t , m i t der P r ü f u n g der Si tuat ion 
i m s ü d l i c h e n L ibanon befaß t zu bleiben. 

Abstimmungsergebnis vom 18. Januar 1988: 
+13; - 1 : Vereinigte Staaten; = 1 : G r o ß b r i ­
tannien. Wegen der ablehnenden Stimme 
eines S t ä n d i g e n Mitgl ieds des Sicherheits­
rats wurde der An t rag n icht angenommen 
(Veto). 

S I C H E R H E I T S R A T - Gegenstand: Weiterer 
Einsatz der Inter imstruppe für S ü d l i b a ­
non. - Resolution 609(1988) vom 29. Janu­
ar 1988 

Der Sicherheitsrat, 
— unter Hinweis auf seine Resolutionen 

425(1978), 426(1978), 501(1982), 508(1982), 
509(1982) und 520(1982) sowie auf alle sei­
ne Resolutionen zur Lage i n Libanon, 

— nach P r ü f u n g des Berichts des Generalse­
k r e t ä r s vom 22. Januar 1988 ü b e r die In te ­
r imstruppe der Vereinten Nat ionen i n L i ­
banon (S/19445) und Kenntnis nehmend 
von den da r in enthaltenen Feststellun­
gen, 

— Kenntnis nehmend von dem Schreiben des 
S t ä n d i g e n Vertreters Libanons bei den 
Vereinten Nat ionen an den Generalsekre­
t ä r , dat ier t vom 20. Januar 1988 (S/ 
19440), 

— dem A n t r a g der Regierung Libanons statt­
gebend, 

1. besch l ieß t , das derzeitige Mandat der In te­
r imstruppe der Vereinten Nat ionen i n L i ­
banon u m einen weiteren Ze i t r aum von 
sechs Monaten, das he iß t bis zum 31. J u l i 
1988, zu v e r l ä n g e r n ; 

2. e r k l ä r t erneut, d a ß er n a c h d r ü c k l i c h für 
die te r r i tor ia le I n t e g r i t ä t , S o u v e r ä n i t ä t 
und U n a b h ä n g i g k e i t Libanons innerhalb 
seiner in ternat ional anerkannten Grenzen 
e in t r i t t ; 

3. unterstreicht erneut das Mandat und die 
allgemeinen Weisungen an die Truppe ge­
m ä ß dem m i t Resolution 426(1978) gebi l ­
l ig ten Ber icht des G e n e r a l s e k r e t ä r s vom 
19. M ä r z 1978 und fordert alle Betei l igten 
auf, die Truppe i m H i n b l i c k auf die volle 
Wahrnehmung ihres Auftrags r ü c k h a l t l o s 
zu u n t e r s t ü t z e n ; 
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4. e r k l ä r t erneut, d a ß die Truppe ihren i n den 
Resolutionen 425(1978) und 426(1978) so­
w i e i n al len anderen e insch läg igen Resolu­
t ionen festgelegten Auf t rag v o l l wahrzu­
nehmen hat; 

5. ersucht den G e n e r a l s e k r e t ä r , die Konsu l ­
ta t ionen ü b e r die D u r c h f ü h r u n g dieser Re­
solut ion m i t der Regierung Libanons und 
den anderen di rekt Beteiligten fortzuset­
zen und dem Sicherheitsrat d a r ü b e r Be­
r ich t zu erstatten. 

Abstimmungsergebnis: Einst immige A n n a h ­
me. 

S I C H E R H E I T S R A T - Gegenstand: Die Lage 
i n den von Israel besetzten arabischen Ge­
bieten. — Resolutionsantrag S/19466 vom 
29. Januar 1988 

Der Sicherheitsrat, 
— nach Behandlung des g e m ä ß Resolution 

605(1987) vorgelegten Berichts des Gene­
r a l s e k r e t ä r s vom 21.Januar 1988 (S/ 
19443), 

— m i t dem Ausdruck seiner ernsten Besorg­
nis ü b e r das immer g r ö ß e r e L e i d des p a l ä ­
stinensischen Volkes i n den besetzten pa­
l ä s t i n e n s i s c h e n Gebieten, 

— eingedenk der m i t der Charta der Verein­
ten Nat ionen anerkannten und i n der A l l ­
gemeinen E r k l ä r u n g der Menschenrechte 
v e r k ü n d e t e n u n v e r ä u ß e r l i c h e n Rechte a l ­
ler Menschen, 

— erneut e r k l ä r e n d , d a ß das Genfer A b k o m ­
men vom 12. August 1949 zum Schutze von 
Zivi lpersonen i n Kriegszeiten auf die p a l ä ­
stinensischen und andere seit 1967 von Is­
rael besetzte arabische Gebiete e insch l i eß ­
l i c h Jerusalems Anwendung findet, 

— m i t dem Ausdruck seiner Anerkennung für 
die T ä t i g k e i t des Internat ionalen Komitees 
vom Roten Kreuz i n den besetzten Gebie­
ten, 

— sowie m i t dem Ausdruck seiner Anerken­
nung für die u n s c h ä t z b a r e Arbe i t des 
Hi l fswerks der Vereinten Nationen für Pa­
l ä s t i n a f l ü c h t l i n g e i m Nahen Osten, 

— i m B e w u ß t s e i n der dringenden Notwen­
digkei t , das u r s ä c h l i c h e Problem durch 
eine umfassende, gerechte und dauerhafte 
Regelung zu beheben, die auch eine L ö s u n g 
aller Aspekte des p a l ä s t i n e n s i s c h e n Pro­
blems umfaß t , 

1. dankt dem G e n e r a l s e k r e t ä r aufr icht ig für 
seinen Bericht ; 

2. fordert Israel als Besatzungsmacht und als 
Hohe Vertragspartei des Genfer A b k o m ­
mens vom 12.August 1949 zum Schutze 
von Zivi lpersonen i n Kriegszeiten auf an­
zuerkennen, d a ß das Abkommen de jure 
auf die p a l ä s t i n e n s i s c h e n und andere seit 
1967 besetzte arabische Gebiete e in­
schl ieß l ich Jerusalems Anwendung findet, 
und seinen Verpfl ichtungen aus dem A b ­
kommen u n e i n g e s c h r ä n k t nachzukom­
men; 

3. erinnert an die nach A r t i k e l 1 des A b k o m ­
mens bestehende Verpf l ich tung aller Ho­
hen Vertragsparteien, die E inha l tung des 
Abkommens unter allen U m s t ä n d e n 
durchzusetzen; 

4. fordert Israel erneut auf, umgehend von 
seinen Pol i t iken und Prakt iken abzulas­
sen, die die Menschenrechte des p a l ä s t i ­
nensischen Volkes verletzen; 

5. ersucht Israel, die Aufgabe des In ternat io­
nalen Komitees vom Roten Kreuz und des 
Hi l fswerks der Vereinten Nationen für Pa­
l ä s t i na f l üch t l i nge i m Nahen Osten zu er­
leichtern, und ersucht alle Mitglieder, sie 
r ü c k h a l t l o s zu u n t e r s t ü t z e n ; 

6. ersucht den G e n e r a l s e k r e t ä r , die Si tuat ion 
i n den besetzten Gebieten weiter m i t allen 
i h m zur Ver fügung stehenden M i t t e l n zu 
verfolgen und dem Rat zu gegebener Zei t 
r e g e l m ä ß i g Bericht zu erstatten; 

7. b e k r ä f t i g t die dringende Notwendigkei t , 

unter der Schirmherrschaft der Vereinten 
Nat ionen eine umfassende, gerechte und 
dauerhafte Regelung des arabisch-israeli­
schen Konf l ik t s he rbe i zu füh ren , m i t dem 
das p a l ä s t i n e n s i s c h e Problem untrennbar 
verbunden ist, und ä u ß e r t seine Entschlos­
senheit, auf dieses Zie l hinzuarbeiten; 

8. ersucht den G e n e r a l s e k r e t ä r , seine B e m ü ­
hungen zur F ö r d e r u n g einer solchen Rege­
lung fortzusetzen und den Rat r e g e l m ä ß i g 
zu unterr ichten; 

9. besch l ieß t , m i t der P r ü f u n g der Si tuat ion 
i n den p a l ä s t i n e n s i s c h e n und anderen seit 
1967 von Israel besetzten arabischen Ge­
bieten e insch l ieß l ich Jerusalems be faß t zu 
bleiben. 

Abstimmungsergebnis vom 1. Februar 1988: 
+14; - 1 : Vereinigte Staaten; =0. Wegen der 
ablehnenden Stimme eines S t ä n d i g e n M i t ­
glieds des Sicherheitsrats wurde der A n ­
trag nicht angenommen (Veto). 

I r a k - I r a n 

S I C H E R H E I T S R A T - Gegenstand: M i t t e i ­
lung des P r ä s i d e n t e n des Sicherheitsrats vom 
16. M ä r z 1988 (UN-Dok.S/19626) 

A u f der 2798. Sitzung des Sicherheitsrats am 
16. M ä r z 1988 gab der P r ä s i d e n t des Sicher­
heitsrats i m Zusammenhang m i t der Behand­
lung des Punktes >Die Lage zwischen I r ak und 
Iran< die folgende E r k l ä r u n g ab: 

»Im A n s c h l u ß an Konsul tat ionen des Rates 
b i n ich e r m ä c h t i g t worden, i m Namen der 
Ratsmitglieder folgende E r k l ä r u n g abzuge­
ben: 
»Die Mitgl ieder des Sicherheitsrats ä u ß e r n 
ihre ernste Besorgnis ü b e r die Tatsache, d a ß 
der tragische K o n f l i k t zwischen I r ak und I r an 
inzwischen i n das achte Jahr eingetreten 
ist. 
Sie mißb i l l igen aufs s chä r f s t e die Eskalat ion 
der Feindseligkeiten zwischen diesen beiden 
L ä n d e r n , insbesondere die Angr i f fe auf zivi le 
Ziele und S t ä d t e , die schwere Opfer an Men­
schenleben fordern und g roße Z e r s t ö r u n g von 
Sachwerten verursachen, obwohl die kriegs­
f ü h r e n d e n Parteien sich bereit e r k l ä r t haben, 
diese Angri f fe einzustellen. 
Die Mitgl ieder des Sicherheitsrats bestehen 
darauf, d a ß I r ak und I r an alle diese Angr i f fe 
unve rzüg l i ch einstellen und sofort von allen 
Handlungen ablassen, die zu einer Eskalat ion 
des Konf l ik t s füh ren und dadurch weitere 
Hindernisse für die Ve rwi rk l i chung der Reso­
l u t i o n 598(1987) schaffen und die B e m ü h u n ­
gen des Sicherheitsrats u m eine baldige Been­
digung dieses Konf l ik t s i m E ink lang m i t der 
genannten Resolution unterminieren. 
Sie sind ü b e r z e u g t , d a ß die j ü n g s t e Eskalat ion 
gezeigt hat, d a ß eine vo l l s t änd ige und rasche 
D u r c h f ü h r u n g der Resolution 598(1987) gebo­
ten ist. 
Entschlossen, das baldige Ende des Konf l ik t s 
zwischen I rak und I r an h e r b e i z u f ü h r e n , be­
k rä f t igen die Mitgl ieder des Sicherheitsrats 
ih r n a c h d r ü c k l i c h e s Eintreten für die D u r c h ­
f ü h r u n g von Resolution 598(1987) als ge­
schlossenes Ganzes und einzige Grundlage für 
eine umfassende, gerechte, ehrenhafte und 
dauerhafte Beilegung des Konf l ik t s . 
Sie ä u ß e r n ernste Besorgnis d a r ü b e r , d a ß Re­
solut ion 598(1987), die bindenden Charakter 
hat, noch nicht d u r c h g e f ü h r t worden ist. 
Die Mitg l ieder des Sicherheitsrats nehmen 
Kenntnis von der am 14. M ä r z 1988 an sie ge­
richteten E r k l ä r u n g des G e n e r a l s e k r e t ä r s . Sie 
ermutigen ihn , seine vom Sicherheitsrat be­
f ü r w o r t e t e n B e m ü h u n g e n fortzusetzen, m i t 
denen er die D u r c h f ü h r u n g der Resolu­
t ion 598(1987) sicherstellen soll , und unter­
s t ü t z e n i n diesem Zusammenhang seine A b ­
sicht, die Regierungen von I rak und I r an zu 
bi t ten , so bald wie m ö g l i c h ihre A u ß e n m i n i ­
ster oder einen anderen hohen A m t s t r ä g e r als 

Sonderbeauftragten nach New York zu ent­
senden, um dor t dr ingend i n intensive Konsu l ­
tat ionen m i t dem G e n e r a l s e k r e t ä r einzutre­
ten. Sie ersuchen den G e n e r a l s e k r e t ä r , dem 
Sicherheitsrat b innen drei Wochen den Be­
r icht ü b e r seine mi t beiden Seiten g e f ü h r t e n 
Konsul tat ionen vorzulegen. 
Die Mitg l ieder des Sicherheitsrats e r k l ä r e n 
erneut ihre Entschlossenheit, i m E ink lang m i t 
Ziffer 10 des Besch luß te i l s der Resolution 
598(1987) und i m Lichte der erneuten B e m ü ­
hungen des G e n e r a l s e k r e t ä r s u m die D u r c h ­
f ü h r u n g dieser Resolution umgehend weitere 
wirksame M a ß n a h m e n zu p rü fen , u m die Be­
folgung dieser Resolution s icherzus te l l en . -« . 

U N - R e f o r m 

G E N E R A L V E R S A M M L U N G - Gegenstand: 
D u r c h f ü h r u n g der Resolution 41/213 der 
Generalversammlung i m Wirtschafts- und 
Sozialbereich. — Resolution 42/170 vom 
11.Dezember 1987 

Die Generalversammlung, 
— i n B e k r ä f t i g u n g der Ziele und G r u n d s ä t z e 

der Charta der Vereinten Nationen, 
— unter Hinweis auf ihre Resolutionen 

32/197 vom 20. Dezember 1977 ü b e r die 
Umst ruk tu r i e rung des Wirtschafts- und 
Sozialbereichs des Systems der Vereinten 
Nat ionen und 41/213 vom 19. Dezember 
1986 ü b e r die Ü b e r p r ü f u n g der a d m i n i ­
strat iven und finanziellen Effizienz der 
Vereinten Nationen, die beide Te i l eines 
gemeinsamen Prozesses sind, 

— Kenntnis nehmend von den Besch lüs sen 
des Wirtschafts- und Sozialrats 1987/112 
vom 6. Februar 1987 ü b e r die eingehende 
Studie des zwischenstaatlichen Apparats 
der Vereinten Nationen i m Wirtschafts­
und Sozialbereich und seiner Aufgaben so­
wie 1987/180 vom 8. Ju l i 1987 ü b e r eine 
bessere Koord in ie rung der A k t i v i t ä t e n der 
dem System der Vereinten Nat ionen ange­
h ö r e n d e n Organisationen, 

— eingedenk der Wich t igke i t der vol len Ver­
w i r k l i c h u n g aller Aspekte ihrer Resolu­
t i o n 41/213, 

1. unterstreicht das gemeinsame Interesse a l ­
ler L ä n d e r an einem wirksamen und e f f i ­
zienten Funkt ionieren der Vereinten Na­
tionen i m Wirtschafts- und Sozialbereich, 
der für die E n t w i c k l u n g s l ä n d e r von beson­
derer Bedeutung ist; 

2. e r k l ä r t , d a ß ihre Resolution 41/213 i m 
Wirtschafts- und Sozialbereich auf z w i ­
schenstaatlicher wie auch auf Sekreta­
riatsebene weiter zeitgerecht und auf gere­
gelte, integrierte und gut koordinier te 
Weise d u r c h g e f ü h r t werden sollte, dami t 
die Q u a l i t ä t der entwicklungsorient ier ten 
Programme und A k t i v i t ä t e n der Vereinten 
Nationen i m Wirtschafts- und Sozialbe­
reich verbessert w i r d und ihre D u r c h f ü h ­
rung effizienter erfolgt; 

3. ist der Ansicht , d a ß bei der D u r c h f ü h r u n g 
ihrer Resolution 41/213 i m Wirtschafts­
und Sozialbereich b e r ü c k s i c h t i g t werden 
sollte, d a ß die i n Abschni t t I , Z i f fer l e je­
ner Resolution geforderte eingehende S tu­
die des zwischenstaatlichen Apparats der 
Vereinten Nat ionen i m Wirtschafts- und 
Sozialbereich und seiner Aufgaben bereits 
eingeleitet worden ist; 

4. erkennt an, d a ß auf Grund der laufenden 
Ü b e r p r ü f u n g e n und der Arbe i t des Son­
derausschusses des Wirtschafts- und So­
zialrats für die eingehende Studie des z w i ­
schenstaatlichen Apparats der Vereinten 
Nationen i m Wirtschafts- und Sozialbe­
reich und seiner Aufgaben Anpassungen i n 
der S t ruk tu r des Sekretariats i m W i r t ­
schafts- und Sozialbereich erforderl ich 
sein werden. 

Abstimmungsergebnis: Ohne fö rml i che A b ­
s t immung angenommen. 
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Die Mitgliedschaften in UN-Organen im Jahre 1988 
Sicherhei tsrat (15) 

Alger ien 
Argent in ien 
Brasi l ien 
China 
Deutschland, Bundesrepublik 
Frankreich 
G r o ß b r i t a n n i e n 
I ta l ien 
Japan 
Jugoslawien 
Nepal 
Sambia 
Senegal 
Sowjetunion 
Vereinigte Staaten 

Wirtschafts - und Soz ia lrat (54) 

Ä g y p t e n 
Aust ra l ien 
Belgien 
Belize 
B j e l o r u ß l a n d 
Bol iv ien 
Bulgar ien 
China 
D ä n e m a r k 
Deutsche Demokratische Republik 
Deutschland, Bundesrepublik 
Dschibut i 
Frankre ich 
Gabun 
Ghana 
Griechenland 
G r o ß b r i t a n n i e n 
Guinea 
Indien 
I r ak 
I r an 
I r l and 
I ta l ien 
Jamaika 
Japan 
Jugoslawien 
Kanada 
Kolumbien 
Kuba 
Lesotho 
Liber ia 
L ibyen 
Mosambik 
Norwegen 
Oman 
Pakistan 
Panama 
Peru 
Phi l ipp inen 
Polen 
Portugal 
Rwanda 
Saudi-Arabien 
Sierra Leone 
Somalia 
Sowjetunion 
Sr i Lanka 
Sudan 
Syrien 

T r i n i d a d und Tobago 
Uruguay 
Venezuela 
Vereinigte Staaten 
Zaire 

T reuhandra t (5) 

China (nichtteilnehmend) 
Frankre ich 
G r o ß b r i t a n n i e n 
Sowjetunion 
Vereinigte Staaten 

Internat ionaler Ger ichtshof (15) 

Roberto Ago, I ta l ien 
Mohammed Bedjaoui, Algerien 
Tasl im Olawale Elias, Niger ia 
Jens Evensen, Norwegen 
Gi lber t Guil laume, Frankre ich 
Robert Yewdal l Jennings, 

G r o ß b r i t a n n i e n 
Manfred Lachs, Polen 
Keba Mbaye, Senegal 
Nagendra Singh, Indien 
N i Zhengyu, China 
Shigeru Oda, Japan 
Jose Mar i a Ruda, 

Argent in ien 
Stephen M . Schwebel, 

Vereinigte Staaten 
Mohamed Shahabuddeen, 

Guyana 
N i k o l a i Konstant inovi tch Tarassov, 

Sowjetunion 

P r o g r a m m - und Koordinierungs 
a u s s c h u ß (34) 

Argent in ien 
Bahra in 
Bangladesch 
Benin 
Brasi l ien 
Burk ina Faso 
China 
Cote d ' Ivoire 
Deutschland, Bundesrepublik 
Frankreich 
G r o ß b r i t a n n i e n 
Indien 
Indonesien 
Japan 
Jugoslawien 
Kamerun 
Kanada 
Kenia 
Kolumbien 
Kuba 
Mex iko 
Ös te r r e i ch 
Pakistan 
Peru 

Polen 
R u m ä n i e n 
Rwanda 
Sambia 
Schweden 
Sowjetunion 
T r in idad und Tobago 
Tunesien 
Uganda 
Vereinigte Staaten 

Verwaltungsgericht der 
Vereinten Nationen (7) 

Jerome Ackerman, 
Vereinigte Staaten 

Francisco Forteza, Uruguay 
A r n o l d Wi l f r ed Geoffrey Kean, 

G r o ß b r i t a n n i e n 
Ahmed Osman, Ä g y p t e n 
Roger Pinto, Frankre ich 
Samarendranath Sen, Indien 
loan Voicu, R u m ä n i e n 

A b r ü s t u n g s k o n f e r e n z (40) 

Ä g y p t e n 
Ä t h i o p i e n 
Alger ien 
Argent in ien 
Aust ra l ien 
Belgien 
B i r m a 
Brasi l ien 
Bulgar ien 
China 
Deutsche Demokratische Republ ik 
Deutschland, Bundesrepublik 
Frankre ich 
G r o ß b r i t a n n i e n 
Indien 
Indonesien 
I r an 
I ta l ien 
Japan 
Jugoslawien 
Kanada 
Kenia 
Kuba 
Marokko 
Mex iko 
Mongolei 
Niederlande 
Niger ia 
Pakistan 
Peru 
Polen 
R u m ä n i e n 
Schweden 
Sowjetunion 
Sr i Lanka 
Tschechoslowakei 
Ungarn 
Venezuela 
Vereinigte Staaten 
Zaire 

(Wi rd fortgesetzt) 
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PUBLICATIONS FROM THE 
U N I T E D N A T I O N S 

de I'energie Energy Statistics 
Yearbook 
• World energy trends 
• International commercial energy data 
Provides a global framework of comparable data on trends and development in 
the supply of all forms of energy. Usually covers the last four years. (The 1979 volume covers 1970-1979). 
Invaluable for all those who need to study trends and are seeking to evaluate prospects in the demand and 
supply of energy. 
Issued annually since 1979. Formerly called World Energy Supplies (1965-1978 editions) 

Latest issues: 1984 
Hardcover 441 pages 
Sales No E / F . 86.XVII.2 US $ 45.00 

1985 
Hardcover 437 pages 
Sales No E / F . 86.XVII.13 US $ 51.00 

Energy Balances and 
Electricity Profiles 
• Energy conversion and consumption patterns 

in over 70 countries 
* Unique source for energy data in developing 

countries 
This volume presents a compilation of energy data for developing countries in the format of overall energy 
balances and electricity profiles. Included in the presentation are energy balances for 47 countries and spe­
cial electricity profiles for 76 countries. 

Latest issue covers 1981-1984 
Softcover, 482 pages 
Sales No 86.XVII.14 US $ 45.00 

Truly your source of information — At very reasonable prices ! 
A complete catalogue is available upon request! 

UNITED NATIONS 
Room A-3315 

New York, N.Y. 10017 

PUBLICATIONS 
Palais des Nations 
1211 Geneva 10, Switzerland J 



Bernard & Graefe 
Ein Unternehmen der 
Verlagsgruppe Mönch Verlag Karl-Mand-Straße 2 

5400 Koblenz 1 

Flugzeuge von A bis Z 
1987/88. 3 Bände. Vorzugspreis bei 
Bestellung des Gesamtwerkes je 
Band DM 133,-
ISBN 3-7637-5903-4 (Gesamtwerk) 
Band 1: Rugzeugtypen Aamsa Quail 
- Consol idated P2Y 
432 S., Schwarzweiß- und Farbfotos, 
Zeichnungen. Geb. DM 168,-/133,-
ISBN 3-7637-5904-2 
Dieses Werk ist ein besonderes Flug­
zeuglexikon. Alle wichtigen in der 
Welt gebauten Zivil- und Militärflug­
zeuge sowie Drehflügler sind nach 

einheitlichen Kriterien im Hersteller­
alphabet geordnet: Typen mit 
Varianten, Entwicklungsgeschichte, 
technische Daten, Bewaffnung (rd. 
1100 Flugzeugtypen mit über 3000 
Varianten, 740 Fotos und 450 Zeich­
nungen). Die geschickte redaktionelle 
und graphische Gestaltung machen 
die einzelnen Bände zu fesselnden 
Lesebüchern. 

Band 2: Rugzeugtypen Consol idated 
PBY - Koolhoven FK 55 
(erscheint im Frühjahr 1988) 
Band 3: Rugzeugtypen Koolhoven 
F K 5 6 - Z m a j 
(erscheint im Herbst 1988) 

Klassiker der Lüfte 
Berühmte Oldtimer 1913-1935 
255 S., Farbfotos, Zeichnungen und 
Aufrisse. Geb. DM 48,-
ISBN 3-7637-5902-6 
Ein Buch über die Oldtimer der Luft­
fahrt, die als Stars zu Meilensteinen 
der Flugzeug- und Technikgeschichte 
wurden. 

«* Ufte 

Die berühmtesten 
Flugzeuge der Welt 
255 S., Farbfotos, Abbildungen und 
Zeichnungen. Geb. DM 48,-
ISBN 3-7637-5901-8 
Entwicklung, Fertigung, Varianten und 
Einsatz der bekanntesten Rugzeuge 
des 20. Jahrhunderts. 

Fluggesellschaften  
und Linienflugzeuge 
256 S., Farbfotos, Abbildungen 
und Skizzen. Geb. DM 48,-
ISBN 3-7637-5900-X 
Großformatiges Werk über Ent­
wicklungsgeschichte, Einsätze, 
Hintergründe und Zukunftspläne im 
Linienflugverkehr. 

Neu im 
Frühjahr 
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